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106. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz 
am 29. März 2000 

-Die Sitzung wird um 14.00 Uhr vom Präsidenten des Landtags 

eröffnet. 

Präsident Grimm: 

Guten Tag, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich er­

öffne die 106. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz. 

Zu Schriftführern berufe ich die Abgeordneten Ulla Brede­

Hoffmann und Michael Hörter. H(m Hörter führt die Redner­

liste. 

Entschuldigt sind für heute die Abg_eordneten Frau Jeannette 

Rott-Otte und Frau Ute Granold . 

(Bische!, CDU: Sie ist mittlerweile da!) 

. -Frau Granold ist hier, sehe ich gerade. 

IV! eine Dameri und Herren, ich stelle fest, dass alle Anfiagen 

fristgerecht für die Plenarsitzung am Donnerstag eingegan­

. gen sind. Die Vorlagen sind verteilt. Gibt es Wünsche zur Än­

derung der vorgelegten Tagesor.dnung? - Das ist nicht der 

Fall. Dann stelle ich die Tagesordnung so fest. 

Wir beginnen mit Punkt2 der Tagesordnung:· 

AKTUELLE STUNDE 

a) .. Lage der Ausbildung bei neuen IT-Benifen in 
Rheinland-Pfalzvor dem Hintergrund der 

Green-Card-Diskussion" 

auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Drucksache 13/5543-

b) .. Auswirkungen des Regionalnetzentwicklungs­
konzepts (Regent) der Deutschen Bahn AG auf 

den Schienenpersonennahverkehr in 

Rheinland-Pfalz" 

auf A~trag der Fraktion der SPD 

-Drucksache 13/5565-

Die Aktuelle Stunde ist zweigeteilt. Zum ersten Thema spricht 

für die antragstellende Fraktion d~r Kollege Dahm. 

Abg. Dahm, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 

Bundesa~stalt für Arbeit hat im vergangenen Februar be­
kannt gegeben, dass bundesweit rund 30 000 IT-Kräfte und 
rund 60 000 Ingenieure arbeitslos gemeldet sind. Angesichts 

dieser Zahlen ist in der Tat die"Frage zu stellen, ob die aktuel­

le Debatte um die Greencard nun eher verlogen ist oder ob 

eine Stellvertreterdiskussion geführt wird. Ich bin der Über­
zeugung, beides ist richtig. 

Auf der einen Seite haben wir die Global Players, deren Be­

dürfnis es ist, für zeitlich begrenzte Projekte einheimische 

und ausländische Spezialistinnen und Spezialisten in Klausur 

zu nehmen. Diesem Anliegen der Konzerne kommt die 

Greencard sicherlich nach. Daraus aber ein arbeitsmarktpoli­

tisches Instrument zu begrOnde·n und zu glauben; damit wOr­

den bei uns wichtige Impulse für den Arbeitsmarkt ausgelöst 

werden, halte ich für eine deutliche Fehleinschätzung. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

/Da müssen zunächst ganz andere Dinge in der dualen Ausbil­

dung und in der Bildungspolitik geändert werden, bevor wir 

in die Zukunftstarten können. 

Das Geniale an der Debatte um die 'Greencard ist dagegen, 

dass endlich das Augenmerk auf die desolate Ausbildungssi­

tuation in der Computerbranche un~ im Multimediabere.ich. 

gelenkt wird. in dies.em Bereich haben nämiich die Unterneh­

men und die Wirtschaft ebenso wie die Politik und diese Lan­

desregierung gleicherm·aßen geschlafen und sich beträchtli-

ehe Versäumnisse vorzuwerfen; 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

denn der allerorts beklagte Fachkräftemangel ist nicht über 

Nacht ents!anden, _:_ondern ist die Folge von Sünden der Ver­
gangenheit, die bis heute noch nicht abgestellt wurden. 

Wenn ich lese, dass in Rheinland-Pfalzvon den 30 000 neuen 
Ausbildungsverträgen gerade einmal 500 im Bereich der in- · 

formationstechnischen Berufe abgeschlossen wurden, dann 

sind dies weit unter 2 % der Ausbildungsstellen, die die Un­
ternehmen und die Wirtschaft in dieser Zukunftsbranche zur 

Verfügung stellen. Den 500 Stellen stande:n mehr als doppelt 
so viele Bewerberinnen und Bewerber gegenüber. Es muss 
klar gesagt werden, der Mangel bei den· Ausbildungsberufen 

zu Fachinformatikerinnen und FachinformCl,tikern ist kein 
Nachfrageproblem, sondern eindeutig ein Angebotsprobl~m. 
Warum stellt die Wirtschaft nicht genügend Ausbildungsplät­

ze zur Verfügung?. 

Bei den· medienrelevanten Berufen sieht es nicht anders aus: 

Es sind fünfmal so viele Bewerberinnen und Bewerber vor­

handen, als let.ztendlich eine Berufsausbildung im dualen Sys­
tem finden. 

Das Absurde an der Ausbildungspolitik der Landesregierung 

ist doth die Tatsache, dass sie ausgerechnet in dieser Situa­

tion, in der Schülerinnen und Schüler ihre Bewerbungen an 
die Unternehmen schicken·, überall auf GroBflächenplakaten 
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ankündigt, dass es mehr Ausbildungsstellen als Bewerberin­

nen und Bewerber gäbe. 

(Creutzmann, F.D.P.: So ist es, 

. Herr Dahm!-
Beifall bei der F.D.P.) 

Sie minnen das lmagekampagne, ich nenne das eine Lügen­

·kampagne, 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

die zu Kosten und zu Lasten unserer jungen Menschen in die­

sem Land geht. Dafür haben Sie 3 Millionen DM übrig, das ist 

doch unglaublich! 

(Mertes, SPD: Ein bisschen glaubwürdiger 
-inossen Sie sich schon aufregen!) 

Meine Damen und Herren, 40 000 junge Menschen werden 

auch in diesem Jahr wieder eine Ausbildungsstelle nachfra­

gen, .und jeder vierte- das sind 10 000 Jugendliche- wird da­

bei wie auch in den letzten Jahren auf der Strecke bleiben 
und keinen Platz finden. 

Sie signalisieren mit Ihren Anzeigen den Unternehmen, alles 

paletti, keine Probleme auf dem Ausbildungsmarkt. Dabei 

wäre es wenigstens Ihre Aufgabe, den Jugendlichen, die we­

der im dualen System bestehen noch eine zukunftsfähige 

P.erspektive haben, gerade bei den vollschulischen Ausbildun­

gen zu helfen, beispielsweise auch in den neuen informa­

tionstechnischen und medienrelevanten Berufen. Aber auch 
hier zeichnet sich das Versagen dieser Politik in diesem Land 

ab. 

Ich möchte zwei Beispiele dafür nennen. Sowohl bei der Hö­

heren Berufsfachschule Medien in Neustadt als auch bei der 

Höheren Berufsfachschule Informatik in Bad DOrkheim haben 
sich in diesem Schuljahr jeweils Ober 150 Bewerberinnen und 

Bewerber Um eine Aufnahme bemüht, und lediglich 25 sind 
genommen worden. Statt das Angebot an den berufsbilden­
den Schulen auszubauen, schicken Sie lieber fonf von sechs 

Bewerberinnen und Bewerbern wieder nach Hause. 

Rheinland-Pfalz läuft Gefahr, nicht nur die Zukunft in ~en 

neuen Medien und in den neuen Berufen zu verschlafen, die 

Lösung der Zukunftsprobleme wird geradezu verdrängt. 
Statt den Start in die Wissensgesellschaft zu finden, machen 

Sie uns zum Entwicklungsland. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Zuruf desAbg. Creutzmann, F.D.P.­

Pörksen, SPD: Oh, oh! -
ltzek, SPD: Zur Kolonie von Ruanda!) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt das Wort. 

Abg. Dr. Schmidt, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Worte von 

Herrn Dahm sind wir gewohnt: Schwarzmalerei, Verkennen 
der Realitäten . 

(Mertes, SPD: Und parteilicher Wahlkampf, 

das darf man nicht vergessen!-

Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das istdie Realität!) 

Meine· Damen und Herren, die IT-Branche ist inzwischen in 

unserem Land eine Schlüsselindustrie mit einem herausra­

genden Stellenwert für die Zukunftsfähigkeit unserer Gesell-
schaft. · 

(Beifall der SPD) 

Im Gegensatz zu Herrn Dahm vermerken wir in dieser Hin­

sicht eine Aufbruchstimmung in der Bundesrepublik Deutsch­
land, aber auch in diesem Bundesland. 

Ich nenne einige Stich punkte. Die Bundesregierung selbst hat 
ein großes Programm aufgelegt, die Landesregierung hat ih­

re Schulen und Hochschulen am Netz und wird dies mit aus­
weiten. Wir haben die Voraussetzungen im Haushalt geschaf­

fen. Wir werden- so der Ministerpräsident und auch der Wis­

senschaftsminister-bisMitte dieses Jahres alle Schulen im Be­

reich der Sekundarstufe I entsprechend ausgestattet haben. 

Wir werden die Schulen auch mit Hardware ausstatten. Die 

Bundesregierung hat ein 200-Millionen-DM-Programm pro 
Jahr für die Softwareentwicklung im Schulunterricht avisiert, 

sodass Elemente vorhanden sind, auf die wir- wie ich glaube­

aufbauen können. 

. Wir Sozialdemokraten werden gemeinsam mit dem Koali­

tionspartner und mit der Landesregierung alles unterneh­
.. men, damit Rheinland-Pfalz im Bereich der neuen Informa­

tions- und Kommunikationstechnologien führend in diesem 
Land werden wird. 

- (Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Eine entsprechend solide Grundbildung an unseren Schulen, 

die Schaffung der notwendigen technischen Infrastruktur, 

die Anregung von entsprechenden Arbeitsplätzen sowie die 
Förderung staatlicher und privater Weiterbildungsinitiativen 

sind Stich punkte, die auf den Weg gebracht worden sind. 

Meine Damen und Herren, wir in Rheinland-Pfalz sind stolz 

. darauf, dass wir inzwischen ~0 Studiengänge an neun Hoch­

schulen haben. 

(Beifall der SPD) 

Ich nenne nur einige Stichpunkte: lngenieurinformatik, An­

gewandte Informatik, Organisations- und Wirtschaftsinfor­

matik, linguistische Datenverarbeitung, digitale Medien, 

• 
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-Technoinformatik, Logistik; Wirtschaftsinforrhatik und so 

weiter und so fort. 

(Mertes, SPD: Alle nennen!) 

Ich denke, dies ist eine Basis, die hoffen lässt, dass in Zukunft 

auch die Rahmenbedingungen in etwa.stimmen. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Sagen Sie, doch einmal etwas 

Oberdie Zuk~nft!) -

lVIeine Damen und Herr~n. im Bereich der neuen IT-Beru~e 
wird dies alles in Rheinland-Pfalzkonkret umgesetzt. Die Ak­
zeptanz bei den Betrieben, aber auch beiden jungen Men'­

schen iri diesem Land ist groß. Wir haben·die folgenden Stei­

gerungsraten: 

• · 1997 haben landesweit 250 Personen diese Ausbildungsver- . 

• 

träge nachgefragt und auch eine Stelle bekommen. Wir sind 

in diesem Schuljahr bei 1 000 Auszubildenden. 

Herr Kollege Dahm, natürlich ist es richtig- Sie haben das an-

gedeutet-, dass 'lv'ir bei de.n jungen ~v1~nschen 100 % mehr 

Nachfrage nach diesen Berufen haben. Aber auch das stimmt 
uns hoffnungsvoll. Wir gehen davon aus, dass die Wirtschaft 

dies erkennt und auch auf di_eser Ebene entspr~chend rea-

-giert. 

(Beifall der SPD) 

Meine Damenund He_rren, wenn Herr Dahm nun die Green­

card - eine Initiative des Bundeskanzlers -, das heißt die For­

derung, dass wir höchst qualifizierte Spezialistinnen und Spe­
zialisten in unser Land holen, kritisiert, so halte ich dies für 

die eigentliche Fehleinschätzung. 

Meine Damen und Herren, wenn wir in diesem Bereich pu­

schen wollen, brauchen wir für eine gewisse Übergangssitua­
tion hoch qualifizierte Leute- mir darum geht es. Sie haben 
Recht, natürlich haben wir 30 000 Arbeitslose in diesem Be­

reich, die die Arbeitsverwaltung jetzt nachqualifiziert. Wir 

-haben arbeitslose Akademiker, die in Einrichtungen privater 
Natur, aber auth staatlich gefördert, inzwischen fit gemacht 

. werden, sodass sie auf den.Arbeitsmarkt kommen. Alle diese 

Personen ersetzen aber nicht die Spezialisten, die wir zusätz­

lich brauchen. Unsere Fraktion fordert die Landesregierung 

-·auf,,~tsprechend der'Bedürfnisse in unserem Land auch an­

~eilmäßig davon zu partizipieren und dafür zu sorgen, dass 
.' .. ,_§·t:l~h ~~unser Land hoch qualifizierte Leute kommen. 

·(Beifall der SPD) 

Herr Dahm hat angedeutet, wie das bei uns ist. Wir haben 
nicht nur die neuen Berufe, sondern wir haben inzwischen 

auch Vollzeitangebote eingerichtet. Sie haben-die höhere Be-. 

rufstachschule genannt. Verehrter Herr Kollege Dahm •. ich 

weiß nicht, ob Ihnen klar ist, dass inzwischen 1 485 Schülerin-

nen und Schüler auf diesen höheren ·Berufsfachschulen. sind, 

die sich genau für die Berufe qualifizieren, um die es heute 

bei Ihrer beantragten Aktuellen Stunde geht. 

Dann haben wird das berufliche Gymnasium. Ich erinnere da­

ran, dass in allen Bildungsgängen der Stufen 11 und. 12 das 

Unterrichtsfach ,.lnformatiorisverarbeitung" in den Fächer­

kanon mit aufgenommen worden ist. 

Meine Damen und Herren, wir haben in diesem Land Fach­

schulen eingerichtet. Auch hier sind es über die höheren Be­

rufsfachschulen rund 1 000 Schülerinnen und Schüler, die sich 
mit Automatisierungstechnik, mit Elektrotechnik, mit lnfor­

mationstechnik, mit Betriebsinformatik,'also mit einem breit 

gefächerten Angebot befassen. 

(Glocke des Präsid_enten). 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Meine. Damen und Herren, ich freue .mich, als Gäste im Land­

tag Rheinland-Pfalz Schulsprecherinnen und Schulsprecher 

sowie Klassensprecherinnen und Klassensprecher der Regio­

nalschule Kobern-Gondorf mit dem Schulleit~r und dem Lehr­

personal begrüßen zu können. Herzlich willkommen im Land­

tag! 

(Beifall im Hause) 

Darüber hinaus begrüße ich Mitglieder der AG 60 plus, Unter­
bezirk Mayen-Koblenz: sowie Mitglieder des Deu~chen 
Hausfrauenbundes Frankenthai und freue ich mich über das 
Interesse an unserer Arbeit. Seien Sie alle ganz herzlich be­
grüßt! 

(Beifall im Hause) 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Kohnle-Gros das Wort. 

Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich denke, ich darf 

mit einem Zitat anfangen, das der Verband der ·Deutschen 

Elektoringenieure in der ,.Frankfurter Allgemeinen Zeitung" 
abgedruckt hat. Meine Damen und Herren, .es fehlen nicht 

nur Rennfahrer, sondern Fahrer undAnwenderauf allen Ebe­

nen in dieser aktuellen Diskussion. Ich denke, das ist eine gu­
te Gelegenheit, hier mit dem Antrag der Fraktion BÜND­

NIS 90/DIE GRÜNEN ,diese Problematik im Land zu diskutie~ 
ren. 

. Dass wir in diesem Bereich, was Ingenieure und Informatiker 

an den H?chschulen angeht, große Probleme_ haben, ist in 
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diesem Landtag kein neues Thema. Die CDU-Landtags­

fraktion und besonders die Bildungspolitiker haben diese Fra­

ge immer wieder andiskutiert. Wir haben sie bei den ver­
schiedensten Gelegenheiten andiskutiert, sei es bei den Haus­
haltsberatungen, sei es bei den besonderen Initiativen der 

Landesregierung. 

Weil Herr Kollege Dr. Schmidt auf die Hochschulen hingewie­

sen hat, gestatten Sie mir, auf Folgendes hinzuweisen: Herr 

Minister Prof. Dr. Zöllner, wir haben uns- so sage ich es ein­

mal - in der Diskussion im Land ·mit den beiden Konzepten, 

wie sie zur Mittel- und Personalzuweisung an die Hochschu­

len erarbeitet wurden, ein Bein gestellt. Dies geschah mit den 

Hochschulen g.emeinsam, wie sie immer betonen, aber wir 

haben schon in allen Gremien, nicht nur im Landtag, darauf 

hingewiesen, dass die zurückgehenden Zahlen~ die wir bei 

den Hochschulen in diesen technischen Fachbereichen haben, 

· zum Schluss eine Crux sein werden. Die Mittel werden in die­

sem Bereich zurückgehen. Wenn es jetzt darum_ geht, neue 
Studierende in diese Bereiche zu locken, dann wird dfe Aus­

stattung an den Hochschulen entsprechend zurückgegangen 

sein .. Meine Damen und Herren, da massenSie gegensteuern. 
Das ist unsere Forderung, die wir heute in diesem Zusammen­

hang erheben wollen. 

Ein weiterer Gesichtspunkt ist, wenn wir in die Berufsschulen 
schauen - das ist heute schon angeklungen -, dann ist es so, 

da~s jeder einsieht, dass die Auszubildenden dann, wenn sie 

ihren schulischen Bereich abdecken, natürlich auf dem neu­

sten Stand sein sollten. Wir haben nicht nur das Problem, dass 

Lehrer insgesamt fehlen, was schon mehrfach ganz deutlich 
. gesagt wurde, sondern dass wir gerade in diesem Bereich, in 

dem es um die Betreuung der elektronischen Medien an den 
Berufsschulen geht, keine Lehrer haben. Es hängt vom. frei­

willigen Engagement einzelner Lehrer ab, wie gut die Schule 

mit den Computern und vor allem mit der Software, die dar­

auf laufen soll und auf der die jungen Menschen ihre Berufs­
ausbildung erfahren sollen, funktioniert. Meine Damen und 

Herren, das ist ein Zustand, den die CDU-Fraktion in diesem 

Land als unerträglich darstellt. 

(Beifall bei der CDU) 

Ich möchte dies einfach nur noch einmal sagen, weil es ein 

wichtiger Punkt ist. Sowohl im Bereich der Hochschulen als 

auch im Bereich der berufsbildenden Schulen haben wir das 
Problem, dass in diesen Bereichen genau die Hälfte der Bevöl­

kerung fehlt. Es fehlen nämlich die Mädchen in diesen spe­

ziellen Berufsfeldern, 

(Beifall des Abg. Dr.Schmidt, SPD) • 

die sich nicht genug engagieren. Es gibt verschiedene Analy­

sen dazu. Frau Dr. Götte, wir haben mit Ihnen in dieser Frage 

immer wieder gesprochen. Unseres Etachtens war es schon 

vor acht bis zehn Jahren klar, wenn man nicht engagiert mit 

. Hochschulen und mit den Ausbildungsbetrieben in die Schu­

len hineingeht und die Mädchen speziell in die~em Bereich 

-------------------·------------·--.-
umwirbt, dann wird ein ganz besonderer Mangel auftreten. 

Man muss einmal in die· anderen Länder schauen. Je weiter 
man nach SOden auf der Welt kommt, desto unterschiedli~· 

eher wird die Situation. Dort sind es auch die Frauen und die 
Mädchen, die in diesen Berufsfeldernfür Nachwuchs sorgen. 

Ich denke, das wäre noch einmal ein wichtiges Augenmerk, 

auf das Wert gelegt werden sollte. 

Dass sich die Landesregierung insgesamt weigert, sich dem 

Problem zu stellen, können Sie schriftlich nachlesen. Ich selbst 

habe zur Vorbereitung auf den Haushalt eine Kleine Anfrage 

zur Ausstattung der Hochschulen und zu Vergleichszahlen 

gestellt. Man sagt, man kann das nicht machen. Man will das 

offensichtlich nicht machen. Es gebe dafür keine Zahlen. Das 

kann man einfach widerlegen, wenn man sich einmal mit den 

Leuten an den Hochschulen vor Ort unterhält. Dann erfährt 

man diese Zahlen. Wenn Sie es mir nicht glauben, dann glau­

ben Sie es der Großen Anfrage der F.D.P., die die gleiche Fra­

ge und viele andere noch einmal gestellt hat. Wenn Sie nach­
lesen, wie mickrig das Ergebnis dessen ist, was die Landesre­

gierung in diesem Bereich der Ausstattung unsere.r Schulen 

und Hochschulen im Multimediabereich zu bieten hat, dann 
wissen Sie, woran es liegt, dass wir auch in diesem Bundes­

land ganz große Probleme haben. 

(Beifall der CDU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ganz zum Schluss 

noch ein kleines Aper~u machen. Jetzt ist das ein bundespoli­
tisches Thema. Der Herr Bundeskanzler hat das jetzt aufge­

bracht und heftet sich die Meriten an sein Revers. Daher 

möchte ich Ihnen nicht vorenthalten, was ein Leserbrief­

schreiber in der "Der Welt" vom 4. März 2000 geschrieben 

hat. 

(ltzek, SPD: Hildesheim!) 

-Vielen Dank, Herr Kollege. Ja, es war aber Hildesheim. 

Es wurde geschrieben, dass genau dieser Bundeskanzler, als 

er noch Ministerpräsident in seinem Heimatland war, einen 

Studiengang Informatik, in dem übrigens besonders viele 

Frauen studiert haben, geschlossen hat. Das Verwaltungsge­
richt hat das nachher sogar als widerrechtlich bezeichnet. 

Aber der Studiengang war kaputt, damit auch die Chancen 
far unsere jungen Leute. 

Vielen Dank. 

(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Morsblech das Wort. 

• 

• 
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Abg. Frau Morsblech, F.D.P.: . 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Dahm, nachdem die GRÜNEN jetzt offensichtlich ihr 

Herz für Technologie und auch für die Großunternehmen 

entdeckt haben, 

(Beifall der F.D.P. und bei der SPD) 

habe ich gedacht, wir führen jetzt eine interessante Debatte 

über Zukunftschancen in diesem Bereich in Rheinland-Pfalz. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Nachdein es die F.D.P. gemerkt hat, 

Jahre später!-
Weitere Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Kann ich bitte ausreden? 

Stattdessen bekommen wir wieder Ihre schwarz gemalten 

Zahlen und hören die alte Leier, die Sie jedesmal zum Thema 
.,Ausb.ildung" bringen. 

(Beifall der F.D.P.) 

Der Anlass für diese Aktuelle Stunde- ich komme jetzt zum 
Thema, vielleicht hören Sie zu und können noch Anregun­

gen bekommen - ist die Ankündigung von Bundeskanzler 
Gerhard Schröder, in den nächsten zwei. Jahren bis zu 

20 000 ausländische Fachkräfte durch die so gem<~nnte Green­

card nach Deutschland zu holen, um den hohen Bedarf an 
Fachkräften in den Informations- und Kommunikationsberu­

fen abzudecken. Ich denke, es ist sicher notwendig, diese Idee 

öffentlich sehr differenziert zu diskutieren; denn sie löst 
zwar zunächst ein akutes Problem, das wir in Deutschland si­

cherlich auch haben, aber beim zweiten Hinsehen ist dieser 

Ansatz unserer Ansicht nach sowohl für den Bereich der ln­
·formationstechnologie als auch für den Bereich der sinnvol­

len Regelung der Zuwanderung nach Deutschland ·ziemlich 
. kurzatmig. 

Für den Bereich der Zuwanderung hat die F.D.P.-Bundes­

tagsfraktion bereits im November 1998 einen umfassenden 

Gesetzentwurf eingebracht, der eine dauerhafte Lösung für 

alle maßgeblic~en Zuwanderungsgruppen, also auch Aus­

siedler, Asylbewerber, so genannte Familiennachzügler, aber 
auch Arbeitszuwanderer, herbeiführen würde. Eine spontanE! .. 

Einzelaktion wie die Greencard würde eine sinnvolle Gesamt­

konzeption einer Zuwanderungspolitik unserer Ansicht nach 
konterkarieren. 

Der Mangel an geeigneten IT-Fachleuten ist vor allem ein 
Problem der Bildung und der Berufsausbildung. Der Mangel· 

an ausgebildeten IT-Hochschulabsolventen muss durch ge­

meinsame Anstrengungen von Bildungseinrichtungen und 

Wirtschaft behoben werden, wobei auch flexiblere Lösungen 

gefragt sind. Es ist auch ziemlich schwierig -·das muss man in 

dem Bereich auch einmal sagen-, zu ermitteln, um wie viele 

Personen es sich überhaupt handelt, die von der Branche be­
nötigt werden; denn gerade dieser Arbeitsmarkt geht häufig 

an der staatlichen Arbeitsmarktvermittlung vorbei; denn die 

Unternehmen umwerben die Personen, die gerade .in der 

Hochschulausbildung sind, schon dann, weim sie an der 

Hochschule sind, kassieren sie ein oder setzen speziell Head-

. Hunter an oder gehen ins Internet. Deswegen ist es sehr 

schwierig, bei den Hochschulabsolventen zu ermitteln~ um 
welchen Bedarf·es sich überhaupt handelt: 

Der Fachkräftemangel ist auch ein Problem der Berufsausbi.l­
dung. Dasist meines-Erachtens auch das drängende Problem, 

das wir hier behandeln sollten, wobei es auch hier deutlich 

_einfacher ist, den Bedarf und die Anforderungen zu bezif-

fern, weil die Ausbildungsverhältnisse erfasst werden und 
auch viele Unternehmen speziell für den eigenen Bedarf aus­

bilden. 

ln Rheinland-Pfalz haben wir entgegen de~, was Herr Dahm 

wieder zum Besten gegeben hat, eine positive Bilanz. Die An­

zahi der neu abgeschlossenen Ausbildungsverhältnisse in den 

IT-Berufen ist in den vergangenen drei Jahren kontinuierlich 
gestiegen. 

(Vereinzelt Beifall bei F.D.P.'­

und SPD) 

Das· Landesarbeitsa(Tlt- hier haben Sie wieder seltsame Zah­

len - hat 1999 678 neue Ausbildungsverträge registriert. 

Nach Angaben des Statistischen Landesamtes betrug die Zahl 

der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge 1999 836. Ich 

habe das einmal alles ausgerechnet. Da sind dann aber auch 
mehr Berufsbilder drin. Da liegen wir auch im Länderver­

gleich ziemlich gut. 

Die rheinland-pfälzischen Unternehmenselbst sinq auch über 

die Presse in den letzten Wochen verstärk'!: befragt worden, 

was sie vom Ansatz .,Greencard" halten. Sie geben ein sehr 
u.nterschiedliches Meinungsbild ab, wobei·große Unterneh-

-men, wie beispielsweise die IBM, tatsächlich sagen:,'sie haben 

einen Bedarf an ausländischen Mitarbeitern . 

-Ja, genau. 
(ltzek, SPD: SAP auch!) 

(ltzek, SPD: Die kleinen und mittleren 

auch! Suchen 1 000 Leute!) 

-Aber die kleinen und mittleren setzen eher auf Ausbildung. 

Die InduStrie- und Handelskammer Rheinhessen lehnt den 

Vorstoß konsequent ab. Ich denke, das ist deshalb interes­

sant, weil gerade die Kammern, die auch mit der Initiative 
.,Ausbildungslotsen".- ich finde es schlecht, so etwas immer 

so abzuqualifizieren - dafür sorgen, dass tatsächlich alle Ju­

gendlichen, die ausbildungswillig und ausbildungsfähig sind, 

in diesem Lana jedes Jahr Ausbildungsplätze bekommen. Ich 

denke, die !<ammern sind deshalb auch immer sehr stark m_it 

den Auszubildenden und auch mit den entsprechenden Un-
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ternehmen in Kontakt und tragen in hohem Maß dazu bei, 
dass das System funktioniert. Sie haben eine Mittlerfunktion, 
und sie stellen dabei fest, dass die Zuwachsraten in diesen Be­
rufen Oberdurchschnittlich hoch sind und vor allem auch jun­

ge Menschen in Rheinland-Pfalz die Herausforderun_g gern 
annehmen, diese Berufe in der Informationstechnologie zu 

ergreifen. Das Fehlen von Fachkräften ist nach unserer Ein­

schätzung eher ein vorObergehender Engpass und weniger 

ein Dauerproblem, das man riun auch noch mit einer speziel­

len Zuwanderungslösung in den Griff bekommen muss. 

(Glocke des Präsidenten) 

Meine Damen und Herren, ich denke, auch die Landesregie­

rung beschreitet in ihrer Multimedia-Offensive und in ihren 
Ausbildungsange boten, die Herr Dr. Schmidt auch schon aus­

geführt hat, einen konsequenten Weg in das Informations­

zeitalter. Das Land ~heinland-Pfalz wird hiermit zum Vorrei­

ter in der Bundesrepublik. Ich denke, die Chancen, die sich für 

unsere ländlichen Räume, für unsere Wirtschaftsstrukturen 

.und fOr unsere jungen Menschen bieten, sollten wir auch nut­

zen. 

(Beifall der F.D.P. und bei der SPD-

Frau Grützmach er, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Haben Sie die Statistik ge_lesen?) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile dem Herrn Wirtschaftsministerdas Wort. 

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Dahm, gestatten Sie mir zunächst ein Wort zu Ihnen. Es 

ist schon ein Stück ungeheuerlich, welche Sprache Sie anwen­

den. 

(Frau Themas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Aber nur ein Stück! Ein StOckehen !) -

Wenn man von Lügenkampagnen spricht, ohne dies zu bele­

gen, wenn man dann sagt .,eher verlogen", 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRPNEN: 

Kennen Sie die Statistik?) 

so belegt das im Grunde die Hilflosigkeit Ihrer Position und 

Ihrer Darstellungen heute. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ahja!-

Frau Themas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Fragen Sie sich einmal, was Ihre 

Imagekampagne belegt!) 

Meine Damen und Herren, ich will zunächst einmal vorab et­
was zu dieser Aktion sagen; denn man muss immer genau 
wissen, warOber man wann wie spricht. Wir erleben derzeit 
eine große Nachfrage in diesen IT-Berufen insgesamt. Wenn 

man sich nun einmal den internationalen Wettbewerb be­

trachtet, so stehen wir nicht isoliert da. Gleiche Probleme gibt 
es in anderen führenden Industrienationen und Dienstlei­

stungsnationen. in Amerika beispielsweise senkt der ameri­

kanische Staat fOr Arbeitnehmer, die in diesen Segmententä­

tig sind, die Steuern ab, um damit Leute hereinzuholen und 

bestimmte Bedürfnisse, die "jetzt geregelt werden mü~sen, 

jetzt regeln zu können. 

Nun muss man unterscheiden, wir haben es einerseits r:nit 

dem Berufsbild der IT-Berufe und andererseits mit der Frage-­

der universitären Ausbildung bzw. Fachhochschulausbildung 

in diesen Segmenten zu tun. Zu dem Letzteren wird Herr Kol­

lege Professor ·Dr. Zöllner noch einiges sagen. Ich will mich 

einmal ganz auf die Frage der beruflichen Ausbildung kapri­
zieren, und ich will mich auch etwas auf die Initiative des 

Bundeskanzlers und die daraus folgenden Folgerungen ka­

prizieren. 

Einmal muss man in aller Nüchternheit feststellen dürfen, 

dass Sie, wenn gerade Sie heute mit einer teilweise doch sehr 

heuchlerischen-Aktuellen Stunde, die Sie beantragt haben, 

versuchen, sich so zu gerieren, als hätten Sie dies alles schon 

im Vorhinein gewusst. Dabei waren Sie doch diejenigen, die 

bis vorgestern alle diese modernen Technologien verteufelt 

haben. 

(Vereinzelt Beifall bei F.D.P. und SPD­

Frau Themas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ach Gott! Märchenerzäbler, 
Herr Bauckhage!) 

Herr Dahm, das ist alles so verräterisch. Sie sind diejenigen, 
die noch so tun, als ob der Staat das Segment des Arbeits­

marktes regulieren könnte. Damit belegt man eigentlich, 

dass man an regulierte Arbeitsmärkte und nicht an freie Ar­

beitsmärkte denkt. Die Initiative des Bundeskanzlers sieht 
'' 
aber vor, eine befristete Aufenthaltserlaubnis für ausländi-

. sehe Spezialisten in informationstechnologischen Berufen 

- kurz: IT-Berufe - zuzulassen. Damit soll vornehmlich auf 

dem indischen ~ubkontinent und in Osteuropa eine neue An­
werbe runde in Gang gesetzt werden. Mit den neuen IT­

Ausbildungsberufen hat die Kanzlerinitiative direkt nichts zu 

tun, sondern diese Initiative versucht nur, derzeit eine 
Deckungsmöglichkeit für den Bedarf herzustellen. 

Die so genannte Greencard soll ausdrOcklich nur für Hoch­
schulabsolventen, für Informatiker aller Schattierungen und 
für Absolventen von Studiengängen mit dem Schwerpunkt 

Multimedia gelten. Die neuen Ausbildungsberufe sind dage­

gen Teil des dualen Systems der beruflichen Erstausbildung. 

Sie können keinen Informatiker und keinen Mediendesigner 

ersetzen, wie auch umgekehrt der lnformatike_r nicht den IT­

Systemkaufmarin ersetzen kann.· Es handelt sich, wenn 

• 

• 
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man diese gesamte Palette diskutiert, um zwei voneinander 

weitgehend abgegrenzte Se~mente des Arbeitsmarktes. ln 

beiden gibt es einen Mangel. 

Die Ausbildungsberufe in den Segmenten Informationstech­

nologie und Multimedia einschließlich des Berufs Mechatro­

niker. werden allein wegen der drei- bis dreieinhalbjährigen 

Ausbildungszeit in den nächsten Jahren einen Engpassfaktor 

darstellen. Sie sind erst im August 1997 und später in Kraft 

getreten. Das muss man auch einmal zur Kenntnis nehmen 

wollen. Diese Ausbildungsbilder werden immer zwischen 
· zwei Seiten- einmal Arbeitgeber und einmal Arbeitnehmer­

entwickelt. 

Im ersten Ausbildungsjahr waren es nur ganz geringe Zahlen 
von Auszubildenden, weil erst eine Gewöhnung an die neuen 

Berufsbilder erfolgen muss. Das ist selbstverständlich. Wir er­

leben sehr oft, dass sowohl die Seite der Ausbilder mit diesen 

neuen Ausbildungsbildern noch nicht so recht zurechtkommt 

als auch andererseits die Seite der Nachfrage ein Problem in 

diesen neuen Berufen hat, die übrigens enorm boomen, wie 

-das füge ich in Klammern hinzu- auch die Aktienkurse der 

Segmente enorm boomen. Das ist alles nicht sei greifbar und 
logisch nachvo!!ziehbar, sondern dies geschieht auf einer an .. 
deren Basis. 

(Mertes, SPD: Verdienen keine Mark, 

aber sind te.uer wie Hund!) 

-Herr Kollege Mertes, man kann lange überdie Marktkapita­

lisierungswerte nachdenken, aber es gibt Unternehmen, die 
machen riesige Defizite und haben einen riesigen Marktkapi­

talisierungswert. Aber das ist derzeit am Aktienmarkt so üb­

lich. Man muss sehen, man ist genau in dieser Ecke. 

· Meine Damen und Herren, damit kein Missverständnis auf­

kam mt, die Wirtschaft braucht diese neuen Ausbildungsberu­
fe dringender als je zuvor. Dass diese Berufe nicht schon frü-. 

her entwickelt und in Kraft gesetzt werden konnten, liegt 
nicht an der Landesregierung. 

(Dr. Weiland, CDU: An der 

liegt nie etwas!) 

Es liegt nicht einmal ari de'r Bundesregierung als Verord­

nungsgeber, sondern an·den komplizierten und anspruchs­
vollen Regelungsinhalten dieser Berufe. 

(Dr. Weiland, CDU: Ja, ist klar!) 

' -Herr Dr. Weiland, wissen Sie, das ist so leicht. 

(Dr. Weiland, CDU: Ja, ja! Was Sie hier 

bieten, ist erbärmlich!) . 

Wer vor dem Hintergrund des wirklichen Bedarfs und der 
I . 

Nachfrage die Problematik sachlich diskutieren will, sollte sie 
möglichst nicht politisch diskutieren; denn das hilft weder 

. dem Nachfrager weiter noch demjenigen, der in dieses Seg"· 

ment hinein will. Die vier IT-Berufe und die ebenso wichtigen 

medienrelevanten Berufe finden auf Bundesebene, aber 

auch in Rheinland-Pfalz- das kann man sagen -großen Zu­

spruch. Trotz der knappen Einführungszeit wurden zum 

30. September 1999 gegenüber dem vergangenen Jahr in 

den vier IT-B~rufen - wohlgemerkt Berufen - insgesamt Ober 
600 neue Ausbildungsverhältnisse abgeschlossen. ln den ver­

schiedenen Medienberufen wurden über 200 Ausbildungs­

verhältnisse und im Beruf des Mechatronikers 115 neue Aus­
bildungsverhältnisse eingegangen. Herr Dahm, dass Sie das 

alles schon vorzehn Jahren wussten, ist uns bekannt. 

Meine Damen und Herren, man sieht also sehr deutlich, dass 
nach dieser bestimmten Anlaufzeit eine große Bereitschaft 

besteht, sowohl die Berufsbilder zu akzeptieren als auch die­

se von Ausbilderseite entsprechend anzubieten. 

ln den v~rschiedenen Medienberufen wurden über 200 Aus­

bildungsverhältnisse und in dem Beruf des Mechatronikers 

115 neue Ausbildungsverhältnisse- ich sagte dies bereits- ge­

schaffen. Die Dynamik des Zuwachses in Einzelberufen ist au- · 

ßerorderitlich beachtlich. Insgesamt bestehen in diesen Beru­
fen in Rheinland .. Pfa!z sdion .annähernd 2 000 A.usbi!dungs-
Verhältnisse. 

Wer dann nach dieser kurzen Zeit, in der diese Berufsbilder 

realisiert sind, sagt, es wäre nichts geschehen, der täuscht sich 

nicht nur, sondern versücht auch staatliche Verantwortlich­
keiten zu vermischen. 

Meine Damen und Herren, genau das ist Ihr Vorhaben, das Ih­

nen nicht gelingen wird._ 

(Beifall der F.D.P. und bei der SPD) 

Rheinland-Pfalz hinkt keineswegs hinter der bundesweiten 
Entwicklung her, sondern nimmt einen Platz ein, der seinem 

Bevölkerungsanteil im Bundesgebiet entspricht. 

- (Zurufe von der CDU) 

- Herr Billen, es lohnt sich, Ober vieles zu diskutieren, aber 
über Ihre Zwischenrufe- das fällt schon schwer. 

Die Landesregierung bewertet diese dynamische Entwicklung 

positiv und setzt alles daran, bis in zwei, drei Jahren die Zahl 

der Ausbildungsverhältnisse in diesen Berufen mindestens zu 

verdreifachen. Das ist realistisch. 

Eine solche Verdreifachung haben sich die Sozialparteien und 

die Bundesregierung auf Bundesebene im Rahmen der Bünd­
nisgespräche zum Ziel gesetzt. 

Meine Damen und Herren, die IT-Berufe haben sich zu einer 
Schlüsselindustrie des 21. Jahrhunderts entwickelt. Gegen­

wärtig sind in Deutschland 1,7 Millionen Menschen im Be­

reich der Informationswirtschaft tätig. Fundierte Untersu-
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chungen gehen davonaus, dass unter den richtigen Rahmen- . --derzeit 50 Beschäftigten mir sagen musste·, wir haben einen 

bedingungen bereits bis zum· Jahr 2002 350 000 zusätzliche Werbeetat von 300 000 DM und setzen noch einmal 

Arbeitsplätze in der Multimedia-Branche entstehen können. 

Das Bündnis für Arbeit hat sich etwa einen Zuwachs des Fach­
kräfteangebots von 250 000 Personen bis zum Jahr 2005 zum 

Ziel gesetzt. 

Man sieht also sehr deutlich einerseits eine enorme Dynamik 

und andererseits die Berechnungen, dass bis zum Jahr 2002 

,350 000 zusätzliche Arbeitsplätze entstehen können. 

Gegenwärtig leidet die Branche noch unter erheblichem 

Fachkräftemangel, der das Wachstum der Branche entspre­

chend massiv behindert. Der Fachkräftemangel besteht vor 

allem im operativen marktnahen Bereich, wo Informations­

kompetenz mit der Fähigkeit benötigt wird, kuridengerechte 
Problemlösungen anzubieten. 

Es .besteht Einigkeit, dass das Ziel einer kräftigen Beschäfti­

gungsausweitung im IT-Bereich nur durch ein Bündel von 

. kurz-, mittel- und langfristigen Maßnahmen erreicht werden 

kann. 

ln der Berufsausbildung haben wir frühzeitig auf die Entwick­

lung im IT-Bereich reagiert. ln den letzten Jahren wurden in 

allen Ausbildungsgängen der berufsbildenden Schulen zu­

sätzliche Informations- und Kommunikationstechniken ent­

weder in einem eigenen Unterrichtsfach oder als flächeninte­

grierte Lerninhalte ausgewiesen. ln den Bildungsgängen der 

Berufsschulen sind alle neuen und neu geordneten Ausbil­

dungsberufe mit IKT-Inhalten Lehr- und Lerngegenstand glei­
chermaßen. 

ln der höheren Berufsfachschule werden darüber hinaus Bil­
dungsgänge angeboten, die sich schwerpunktmäßig mit mul­

timedialen Inhalten auseinandersetzen. Dies sind etwa die 

Bildungsgänge Datenverarbeitung, Informatik und Medien. 

Mit der Novellierung der Landesverordnung für das berufli­

che Gymnasium am 16. Juni 1997 wurde in allen Bildungsgän-
. gen von Klassen 11 bis 13 das Unterrichtsfach Informations­

verarbeitung in den Fächerkanon mit aufgenommen. Im Be­

reich der Fachhochschule werden multimediale Aspekte ent­
sprechend berücksichtigt. 

Ich gehe d~von aus, dass mein Kollege Zöllner da;u nachher 
noch etwas sagen will und sagen möchte. 

Meine Damen und Herren, ich will noch einmal darauf hin­

weisen, man kann lange über .bestimmte Zyklen diskutieren. 

Ich nenne jetzt einmal - in Anführungszeichen- den Schwei­

nezyklus. Ich war dieser Tage auf der Hannover-Messe und 
konnte dort erleben, dass im breiten Berefch normaler Berufe 

wie beispielsweise des Heizungsinstallateurs, ein enormer 
Fachkräftemangel vorhanden ist. · 

Ich sage Ihnen hierzu eine Zahl: Für mich war es schon er­
schreckend, dass ein Unternehmen aus Rheinland-Pfalz mit 

150 000 DM obendrauf, um Facharbeiter über Annoncen zu 

erhalten. Der Erfolg istgleich null. 

Herr Kollege Schwarz, damit wir Klarheit haben, man muss 

schon einmal an ein Unternehmen in Worms denken. Man 

muss schon darüber nachdenken, woran das liegt. Das liegt 

zum einen auch daran, dass in dieser Gesellschaft nach wie 

vor das Klima für die berufliche Ausbildung ein Stück unter­

belichtet ist. Wir brauchen auch ein Klima für berufliche Aus­

bildung. Zum anderen liegt es auch daran, dass unter Um­

ständen falsche Kanalisierungen vorgenommen wurden, aus 

welchen Gründen auch immer. Das kann man nicht alles 
staatlich steuern;· denn dann wird es erst recht zur Fehlsteue­

rung werden. 

Darüber hinaus haben wir nun in dem breiten Bereich der IT­

Berufe einerseits das Problem der beruflichen Ausbildung 

und andererseits die Problematik der universitären Ausbil­
dung . 

·Ich will noch eines zur beruflichen Ausbildung sagen, damit 

wir auch sehen, in welcher Ecke wir zusammen diskutieren. 

·Meine Damen und Herren, ich habe dieserTage eine Blitzum­

frage bei dem rheinland-pfälzischen Mittelstand aufgrund 

der Greencard-Diskussion durchgeführt. Ich will das jetzt· 

nicht alles bewerten. Ich will auch nicht die Frage eines Ein­

wanderungssteuerungsgesetzes bewerten. Dies liegt von 

rheinland-pfälzischer Seite im Bundesrat. Herr·Merz hat_es 
dieses Mal noch einmal frisch aufgetischt. Er hat damit aber 

nicht die Problemlösung verknüpft, sondern er will damit in 
Wahrheit die Asylproblematik in diesem Staat neu· diskutie­

ren. 
(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, das muss einmal in aller Klarheit 

und Nüchternheit gesagt werden. Uns kommt es darauf an, 

jetzt durch Einwanderungssteuerungen den Bedarf entspre­
chend gesteuert zu decken. Das ist die eine Seite. Die andere 

Seite betrifft die ideologische Seite. Da kommt es Ihnen da­

rauf an, die Asyldiskussion neu zu beleben. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Begrenzungsgesetz!). · 

- Herr Dr. Braun, Steüerungsgesetz. Aber gut, von mir aus 

können Sie es auch Begrenzungsgesetz nennen. Es ist nur zu 
fragen, wie viel der Staat aufnehmen kann und wie viel Be­

darf e.r für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer hat. Das ist 
doch die spannende Frage. 

Ich habe diesmal eine Blitzumfrage bei mittelständischen Un­

ternehmen gestartet, weil in Rheinland-Pfalz die Branche 

und die Industrie mittelständisch strukturiert sind und es mir 

darauf ankommt, wie hinterher die Zuteilung vonstatten 
geht, wieviel Bedarf eigentlich vorhanden ist. 

• 

• 
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Wir haben in zwei Aktionen so um die 800 Unternehmen an­

geschrieben. Der Rücklauf beträgt Ober 20 %, ist also gut. 

Nun ergibt sich eine spannende Frage, we·nn man dies alles 

will, unter Berücksichtigung des Hintergrunds, den ich ein­

gangs schilderte, eineiseits des weltweiten Wettbewerbs und 

der niedrigen Steuersätze in anderen Staaten exakt für diese 

Berufssparten und andererseits die Situa-tion, die so ist, wie 

sie ist---

. Man muss überlegen, wie man den mittelständischen Unter­

nehmer in den Stand versetzt, dass er auch von dieser Aktion 

-gleich, wie man sie bewertet- partizipieren kann. D.as ist mir 

das Wichtigste, weil ich haben will, dass in diesem Land 

RheLnland-Pfalz, das mittelständisch strukturiert ist, auch die 

mittelständische Branche hiervc;m partizipieren kann. Da gibt 

. es noch weitere offene Fragen. Nur in einem .Punkt gibt es 

keine offene Frage, nämlich dass wir insgesamt ein StOck in 

Verzug sind, die Berufsbilder entsprechend entwickelt zu ha­

ben. Aber es ist nicht Sache der Bundespolitik und der Lan-

-despolitik, sondern der beiden Tarifpartner. Zum zweiten ist 

es die Frage, inwieweit wir in der Lage sind, entsprechend 

darauf zu reagieren. 

Dar~uf reagiert man ~it zwei IVlöglichkeiten. Züm einen vver .. 
den wir im Berufsausbildungssektor das tun, was man tun 

muss. Wir werden auf bestimmten IT-Berufsmessen, also Aus­

stellungen und Workshops, einerseits die Nachfrage und an­

dererseits die Anbieter zusammenführen. Zum anderem wer­

den wir eine große Aufklärungskampagne durchführen. 

Da schütteln Sie als staatsgläubiger Mensch den Kopf, weil 

Sie meinen, Sie könnten dies verordnen. Ich sage, es ist nicht 

verordenbar. Es muss einerseits bei den Nachfragern die not­

wendige Kenntnis vermittelt werden, welch_e Möglichkeiten 

. · bestehen. Anderersehs muss bei dem Anbieter über diese 

neuen Berufsbilder die notvifendige Kenntnis darüber beste­

hen, welche Möglichkeiten er bei der Ausbildung hat . 

(Zuruf der Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU) 

- Frau Kohnle-Gros, ach, wissen Sie, das ist alles so schwierig. 

lc~ will ein Problem lösen, und Sie wollen ein Problem poli­

tisch besprechen. Das ist der Unterschied zwischen Ihnen und 

mir. Verstehen Sie? 

(Beifall der F.D.P. und bei der SPD) 

. Als weiteres Problem kommt hinzu - dies muss man in aller 

Nüchternheitsehen -,dass breite Handwerksbereiche bei den 
Berufsbildern weitgehend außen vor geblieben sind. Ich will 

auch haben, dass im· Handwerk Informatiker ausgebildet 

werden können. Das muss im Sinne des Erfinders sein. 

Das ist doch maßgeschneidert für dieses Land. Deshalb auch 

diese breite Blitzumfrage. Wir werden die Auswertung dieser 

·Biitzumfrage vorlegen und daraus auch die entsprechenden 

Schlüsse ziehen, weil ich möchte, dass die mittelständische In­

dustrie und die mittelständische Wirtschaft in Rheinland-

Pfalz wettbewerbsfähig bleibt. Sie kann aber nur wettbe­

werbsfähig bleiben, wenn sie gut ausgebildete Informatiker 

zu vernünftigen Preisen in den IT-Beruf~n einstellen kann. 

Das muss doch das Problem sein. 

· (yereinzelt Beifall der F.D.P.) 

Deshalb greift die Politik hier ein. 

Eine andere Frage ist es, wie weit die Hochschulausbildung in 

diese Lücke hineinstoßen und entsprechende Maßnahmen 

ergreifen kann. Ich sage Ihnen eines: Das ist bundesweit in­

teressant. Ich habe mir heute die Zahl"der Studierenden an­

gesehen,- die im letzten Jahr von rund 67 000 auf rund 73 000 

angestiegen ist. Dieser Wert lag früher immer um rund 

65000. 

Es ist also nicht nur ein Problem der Politik, sondern auch ein 

Problem des Klimas, der Aufklärung im Staat und insgesamt 

ein Problem von Nachfrage und Angebot. Wenn sich das An­

gebot so schnell entwickelt wie .es sich entwickelt hat, darf 

man sich nicht wundern, dass die Nachfrage nicht mithalten 

kann. Deshalb haben wir den Auftrag, den Rahmen zu set­

zen, damit eineiseits ein~ breite Information und Transpa­

renz vorhanden ist und andererseits ein Klima vorhanden ist 

und die rechtlichen Möglichkeiten entstehen, sowohl auf der 

Seite der Berufsausbildung als auch auf der Seite der universi­

tären Ausbildung, um die Zugänge zu erhalten. 

Das muss der Weg sein; denn wir wollen Probleme lösen, und 

Sie wollen Ober Probleme ideologisch diskutieren. Das ist der 

Unterschied zwischen Ihnen und uns. 

(Vereinzelt Beifall der F.D.P . 

und derSPD) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Staatsminister Professor Dr. Zöllner das 

Wort. 

Prof. Dr. Zöllner, 

Ministerfür Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Im Bereich der 1-

. und K-Fachkräfte haben wir Probleme, Herr Dahm. Das ist 

richtig, Frau Kohnle-Gros.·Sie haben· aber sofort wieder einen 
Schuldigen ausgemacht: Herr Dahm die Landesregierung und 

Frau Kohnle-Gros das Versagen der Politik. 

(Zurufe aus dem Hause) 

Meine Damen und Herren, die Fakten sind aber anders. Herr 

Bauckhage hat die Situation der dualen Berufsausbildung ge­

schildert. Ich gehe auf den Bereich des Vollzeitschulangebots 

und den Bereich !;Jer Hochschulen ein. 
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Herr Dahm, es ist richtig, dass wir im Bereich der höheren Be­

rufsfachschule leider immer noch junge Menschen abweisen 
müssen. Die volle Wahrheit und die Wahrheit, die die Aktivi­

täten der Landesregierung charakterisiert, ist aber die, dass 

wir zusätzliche Bildungsgänge im Bereich der Medien einge­

richtet haben und dass die Zahl der Schülerinnen und Schaler, 

die dieses attraktive Bildungsangebot wahrnehmen können, 

in den letzten Jahren um ca. 100% gestiegen ist, nämlich von 

770 auf 1 500. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Das sind die Fakten, die zur Beurteilung der Situation maß­

geblich und relevant sind. 

Frau Kohnle-Gros, ili diese':l Zusammenhang haben auch die 
Hochschulen eine große Aufgabe zu bewältigen. ln diesem 

Falle kann ich aber mit Stolz sagen, dass es nicht allein d.ie 

Leistung der Landesregierung ist. Die rheinland-pfälzischen 
Hochschulen haben sich dieser Herausforderung gestellt. Es 

ist richtig, wie Sie zitiert haben, dass in anderen Bundeslän­

dern - übrigens nicht nur in Niedersachsen - relevante Stu­

diengänge geschlossen wurden. Dies geschah übrigens auf 

Empfehlungen aller Fachverbände und der Arbeitsämter, die 
keinerlei Perspektive für junge Menschen gesehen haben, die 

sich in diesem Bereich ausbilden lassen wollten. 

Das ist die Tatsache. Die Wirtschaft hat geäußert, es gebe kei­

ne Perspektiven für Informatiker, weil der bisherige Bedarf 

nicht mehr bestehe. Vor diesem Hintergrund - das ist die Re­

alität in Rheinland-Pfalz - haben die rheinland-pfälzischen ' 

Hochschulen insgesamt zehn neue Studiengänge im Bereich 

der Fachhochschulen und Universitäten in den letzten fünf 

Jahren eingerichtet. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Es wurden Studiengänge im Bereich der Computervisualistik 

über den Bereich der digitalen Medien bis zum Bereich der 

Telekommunikation eingerichtet. im Gegensatz zu anderen 
Bundesländern wurde- wie Sie zu Recht sagen- in Rheinland­

Pfalz nicht nur das Angebot geschaffen. Die Nachfrage und 

die Akzeptanz bei den Studierenden ist riesengroß. 

JetZt folgt die überraschend charmante Wendung in Bezug 

auf das Mittelverteilungs- und Personalbemessungskonzept. 

Meine Damen und Herren, es ist so, dass in dem gleichen Zeit­

raum die Zahl der jungen Menschen, die an rheinland­

pfälzischen Hochschulen medienrelevante Studiengänge be­
suchen, um 100% g(\!stiegen ist. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Ich sage Ihnen: Die Motivation der Hochschulen, sich solch 

kreative neue Studiengänge einfallen zu lassen und sie auch 

realisieren zu können, ist nicht zuletzt auf ein solches Steue­

rungsinstrumentarium zurückzuführen, das tatsächlich nach­
frageorientierte Steuerung an den Hochschulen etabliert. 

Meine Damen und Herren, das Gleiche gilt für die Frauenför­
derung. Sie haben wohl vergessen, dass wir in der Vergan­

genheit durch das Ada-Lovelace-Programm in den Ingenieur­

wissenschaften, in der Informatik und in Naturwissenschaf­

ten gezielt Frauen gefördert haben. Zu den Tatsachen gehört 

auch, dass von den insgesamt ca. 70 000 Informatikstudieren­

den in der Bundesrepublik Deutschland rheinland-pfälzische 

Hochschulen ca. 5 000 Studierende ausbilden. Dieser Wert 

liegt ca. 30% über dem Bundesdurchschnitt. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Ich behaupte nicht, dass die Probleme gelöst seien. Ich sage 

aber schon mit einem gewissen Stolz: Wenn man eine solche 
Hochschulpolitik in Bezug auf neue Medien und. Informa­

tions- und Kommunikationstechnologien in der Bundesrepu­

blik Deutschland insgesamt in den letzten Jahren betrieben 

hätte, wären die Probleme der B4ndesrepublik Deutschland 

zwar auch vorhanden, aber sie wären höchstens noch halb so 
groß, wie sie heute sind. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, die wirklichen Fakten, die die Pro­
.bleme auch nicht verschweigen, belegen eindeutig, dass sich 
das Land auf den Weg in das Informationszeitalter gemacht 
hat. Meine Damen und Herren, wenn wir diesen Weg, auf 

den wir uns gemacht haben, weitergehen und nicht den Hin­
weis auf sicher noch bestehende Probleme zur ·Eigenprofilie­

rung benutzen, bin ich mir sicher, dass wir insgesamt schnel­

ler ankommen werden als andere. Das ist das Einzige, das für 

den Standort Rheinland-Pfalzrelevant ist. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und. Herren, den Fraktionen steht jeweils eine 

Redezeit von fünf Minuten zur Verfügung. 

Ich erteile Herrn AbgeordnetenDahm das Wort. 

(Mertes, SPD: Das kriegst du nicht 

mehr rausgerissen, Junge!) 

Abg. Dahm, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

· Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wenn ich mir die 

verschiedenen Redebeiträge der Minister Professor 
Dr. Zöllner und Bauckhage, von Ihnen, Herr Dr. Schmidt, und 

von Ihnen, Frau Morsblech, anhöre, kann ich insgesamt einen 
Schluss ziehen, den Sie uns vorgetragen haben: 

(Staatsminister Bauckhage: 

Den falschen!) 

• 
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Das Angebot, das Sie beeinflussen, ist'in Ordnung. Das ist in 

jederRede deutlich zum Ausdruck gekommen. Weshalb füh­
ren wir aber dann eine Diskussion über Fachkräftemangel? 

(Mertes, SPD: Weil Sie das. 

beantragt haben!) 

- Herr Mertes, sehr richtig, wir haben die Diskussion angesto­

. Ben. Das haben Sie völlig richtig erkannt. 

Das ist der Widerspruch in Ihrer Argumentation, in dem Sie 
sich verfangen, dass Sie meine'n, Sie hätten alles getan, was 

zutun ist, und dass das Angebot in Ordnung sei. Jetzt gibt es 

abersolche Personen', die das studieren und in diesem Bereich 

ausgebildet werden wollen. Das sind allerdings zu viele. Das 

sind ganz klare Äußerungen, dass Sie den Ernst der Lage noch 

nicht erkannt haben. Sie lügen sich in die Tasche! 

·, ' 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

.Meine Damen und Herren, Sie lügen sich in die Tasche! Wenn 

Sie heute im Internet nachschauen, wie viele Angebote für 

die Ausbildung von IT-Systemelektronikern oder Fachelektro­

nikern vorhanden sind- schauen Sie doch nach, welche aktu-
. . 

eilen Zahlen vorliegen -, finden Sie in Rheinland-Pfalz zehn 
Ausbildungsangebote ·für Systemelektroniker und 42 Ausbil­

dungsangebote für Fachinformatiker. Da stimmt doch etwas 

nicht in dem Verhältnis zu dem, was Sie beschreiben, und der 
Realität. Herr Bauckhage, wenn Sie der Meinung sind, es müs­

se in erster Linie ein Klima geschaffen werden, frage ich Sie: 

Wie machen Sie das denn? 

(Staatsminister Bauckhage: 

Was Sie versaut haben!) 

Haben Sie denn überhaupt genügend Instrumente, um ein 

Klima für diese Ausbildung zu schaffen? Davon habe iGt( 
nichts gehört. Ich habe lediglich gehört, dass Sie die Ange­

botsseite koordinieren und die Nachfrage mit dem Angebot 

verbinden wollen. Das ist der falsche Ansatz. Das ist nicht das 

Problem. Das Problem ist, dass Sie dafür sorgen müssen, dass 

das Angebot an l;!erufsausbildungen und Studiengängen er­

höht wird. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wenn· die Landesregierung ernst­

haft an einer Verbesserung der Lage der Berufsausbildung im 
IT~Bereich ir;Jteressiert ist, sollte sie schleunigst Maßnahmen 
'ergreifen. Ich nenne Ihnen zwei Beispiele: 

Fast jede staatliche Einrichtung oder GebietskÖrperschaft 
könnte inzwischen eine Ausbildung zur Fachinformatikerin 

oder zum Fachinformatiker anbieten. Starten Sie doch einmal 

eine Kampagne. Starten Sie doch einmal eine Kampagne im 

öffentlichen Dienst für diese Berufsbilder. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Damit könnten Sie gleich das von der Abgeordneten Frau 

Kohnh~-Gros angesprochene Problem mit lösen, nämlich dass 
es insgesamt zu wenig Frauen in diesen Berufsfeldern gibt, 

Ich nenne ein zweites Beispiel, das in Ihre Richtung geht, Herr 

Bauckhage: Weshalb werden nicht die von dieser Stelle aus 

von Ihnen und von anderen immer wieder propagierten In­

strumente der Verbundausbildung zwischen kleinen Einrich­

tungen deröffentlichen Hand stärker genutzt? 

(Schwarz, SPD: Aber das wird 
doch gemacht!) 

-Nein, Sie fördern die Verbundausbildung sehr restriktiv. 

(Schwarz, SPp: Selbstverständlich 

wird das gemacht!) 

Da könnten Sie ~ndlich einmal die ideologischen Schranken 

fallen lassen . 

(Schwarz, SPD: Das ist doch 

gar nicht wahr!) 

- i~atüriich ist das wahr. Gerade die Förderung zwischen Be­

trieben und öffentlichen Einrichtungen findet in diesem Bun­
desland eben im Gegensatz zu anderen Bundesländern nicht 
statt. 

Herr Bauckhage, ich bin der festen Überzeugung,. dass die 

ambivalente und abwartende Haltüng, wie Sie sie demon~ 

striert haben, nicht zum Erfolg führen wird; denn der Markt 
regelt nun einmal nicht die Ausbildungserfordernisse. Sonst 

würden nämlich die Betriebe nicht über diesen IT-Fach­
kräftemangel Klage führen, sondern sie würden selbst han­
deln. 

Betreiben Sie endlich eine aktive Ausbildungspolitik; denn 
sonst erhalten Sie anstatt der Greencard demnächst die gelb­

rote Karte. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt das Wort. 

Abg. Dr. Schmidt, SPD:. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr 
Kollege Dahm, Sie überbieten sich von Stunde zu Stunde in 
diesem Raum, Wenn heute bestritten wird, dass dieses L~nd 

Rheinland-Pfalz keine aktive Ausbildungspolitik betreibt, 

muss ich mich fragen: Wo,befinden wir uns denn eigentlich? 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

ln Rheinland-Pfalz!) 
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Meine Damen und Herren, die Branche boomt, und der 

Markt ist aufnahmefähig. Das ist sicher eine Erkenntnis. Es 

ehrt uns meiner Meinung nach auch ein Stück weit; dass wir 

heute darüber diskutieren. Wir befinden uns in einer digita­

len Revolution. 

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Oh!) 

Wer das nicht zur Kenntnis nimmt, den muss man auch ein 

bisschen bedauern. Diese Revolution trägt mit dazu bei, dass 

wir Entwicklungen haben, die im Grunde genommen neue 

Perspektiven auch für junge Menschen eröffnen. Insofern 

war es sicherlich _auch ein Problem, dass Anfang der neunzi­

ger Jahre die Wirtschaft in diesem Bereich ganze Sparten 

dichtgemacht hat. Auch die Aufnahmemöglichkeit für junge 

Absolventen von den Hochschulen war so gut wie erschöpft. 

Daher haben wir heute eine Situation, die so ist, wie sie zum 

Teil heute sehr konkret beschrieben wurde. Es ist daher mei­

ner Meinung nach sinnvoll, die Wirtschaft von dieser Stelle 

aus noch einmal aufzufordern, Ausbildungsplätze zu schaf­

fen. Der Markt dafür ist eigentlich vorhanden, und die Chan­

ce der Expansion ist auch für die Wirtschaft gegeben. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich will noch ein Wort zu den 

Frauen sagen. Es ist ri~htig, dass wir Frauenförderpläne ha­

ben. Fakt ist aber auch, dass in den letzten Jahren im Bereich 

der Informatik die Zahl der Studienanfängerinnen erheblich 

zurückgegangen ist. Wir hatten einmal Zeiten, zu denen un­

gefähr 20 % der Studienanfänger Frauen waren. Wir liegen 

heute bei 7 bis 8 %, was zu wenig ist. Insofern sollten wir mei­

ner Meinung nach ailen Frauen Mut machen, in diesen Be­

reich hineinzugehen. Es handelt sich dabei um Kernkompe­

tenzen, die im Grunde genommen an der Entwicklung unse­
rer Gesellschaft - da sind die Frauen wahrlich ein wichtiger 

Teil - nicht vorbeigehen sollten. Verehrte Frau Kollegin 

Kohnle-Gros, darüber sind wir uns also einig. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das hat aber doch nichts mit mehr Mut 

zu tun, Herr Kollege Dr. Schmidt!) 

Nun stellen wir also fest, dass es da einen Bedarf gibt. Herr 

Kollege Dahm hat bereits darauf hingewiesen, dass dieser 

sehr differenziert zu betrachten ist. Wie gesagt, wir haben 

30 000 arbeitslose Menschen, die aus diesem Bereich kom­

men, die aber offenbar nicht Ober die Qualifikation verfügen, 

die auf dem Markt gefordert wird. Deshalb noch einmal mei­

ne Forderung, dass wir die Initiative des Bundeskanzlers auch 

in Rheinland-Pfalz aufgreifen sollten. Es geht nicht darum, 

das~ wir noch mehr Arbeitslose schaffen wollen, sondern es 

geht um hoch spezialisierte Fachkräfte, die offenbar in die­

~em Umfang auch in Rheinland-Pfalzderzeit nicht vorhanden 

sind. Damit wird keinem Arbeitslosen der Platz weggenom­

men. Darüber sollten wir uns auch Klarheit verschaffen. 

Es geht um eine Größenordnung, die in Rheinland-Pfalz mög­

licherweise unter 1 000 liegt. Wir sollten auch genau hinse­

hen, in welchen Branchen wir diese Spezialisten benötigen. 

Meine Damen und Herren, insgesamt sind wir meiner Mei~ 
nung nach gut beraten, auch künftig in den Bereich der Infor­

matikstudiengänge noch mehr zu investieren - das ist über­

haupt keine Frage- urid in diesem Bereich die Bemühungen 

der Landesregierung und auch des MiniSterpräsidenten nach 

der CeBIT"Messe zu unterstützen. Auch das ist eine Aufforde­

rung an die Wirt;schaft, mitzuziehen. Gespräche in dieser Hin­

sicht finden bereits statt. Auch das wird meiner Meinung 

nach wieder einen Schub für uns alle geben. 

Insgesamt ist die Landschaft sehr erfreulich. Da läuft mehr als 

der eine oder andere weiß, auch Ober den staatlichen B_ereich 

hinaus. Verehrte Frau Kollegin Kohnle-Gros, das wird allein 

schon an· der Region Kaiserslautern deutlich. Die Software­

Akademie ist bemüht, arbeitslose Akademiker in diese Bran­

che hereinzuholen und ihnen die Chance -zu geben, sich auf 

dem Arbeitsmarkt zu qualifizieren. Die Akademie Südwest ist 

dabei, eigene Weiterbildungsprogramme zu entwickeln. Das 

·sind alles sehr erfreuliche Initiativen, die wir auch vonseiten 

des Landes mit unterstützen sollten. 

Deshalb gibt es keinen Grund, pessimistisch zu sein. Sehr ge~ 

ehrter Herr Kollege Dahm, wir haben eine er:10rme Aufbruch­

stimmung, der Sie sich anschließen sollten. Wir sollten diesen 

Schwung nutzen, um auch in unseren Schulen und Hochschu­

len mit dazu beizutragen, dass sich noch mehr Menschen auf 

dieses Pferd einlassen. 

Ich erinnere daran, dass inzwischen erste Schulen damit be­

ginnen, in diesem Bereich Schwerpunkte zu setzen. Verehrte 

Frau Kollegin Kohnle-Gros, Sie kennen das in Enkenbach. 

Dort wird gemeinsam mit dem Fraunhofer-lnstitut ein eige­

nes Schulprofil entwickelt, wovon die Sekundarstufe II und 

natürlich auch die Schülerinnen und Schüler, die dann durch 

diese hoch qualifizierte Sekundarstufe II gehen, profitieren 

werden. 

Vielen DC)nk, meine Damen und Herren. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Kohnle-Gros das Wort. 

Abg. Frau Kohnle-Gr:os, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich war-etwas irri­

tiert. Man weiß jetzt gar nicht mehr, wer in der Bundesregie­

rung ist und wer sich gegen was wehrt. Alte Grundsätze sind 

heute richtig ins Schwimmen gekommen. Das gilt auch für 

die F.D.P. Die Frage der Zuwanderung, die heute einmal ganz 

• 
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kurz angeklungen ist, haben wir schon einmal diskutiert. Wir 
haben damals unsere Meinung dazu vertreten. Sie sagen 

jetzt nur g<!nZ s·chwach, dass Sie eigentlich immer der Mei­
nung waren, die Herr Sehröder jetzt vertritt, aber Sie haben 

sich nicht getraut, das richtig zu sagen. 

. . 
(Zuruf des Abg. Kuhn, F.D.P.} 

Herr Wirtschaftsminister, das war- wie soll ich das sagen - ei­

ne bescheidene Vorstellung. Noch nicht einmal die Analyse 

war so, dass" sie griffig genug gewesen wäre, um Ansatzpunk­

te feststellen zu können, wo man etwas zu ändern gedenkt~ 

Das war wirklich nur ganz allgemein. Ich könnte auch noch 

ein paar Geschichten erzählen. Ich habe auch Freunde, die 

Handwerker sind, die Probleme mit den Lehrlingen haben. 

(Hammer, SPD: Aber bitte langsam, 

damit man es versteht!) 

Das war wirklich zu dünn. 

(Unruhe bei der SPD) 

Entschuldigung, man sieht keinen Punkt, an dem Sie jetzt 

wirklich ansetzen wollen, wo Sie etwas verändern wollen und 

wie das jetzt nach vorne gehen soll. 

(Beifall der CDU) 

Wenn Sie 20 Minuten reden, verlängern Sie zwar unsere Re­

dezeit, aber sonst hat niemand etwas davon. 

(Dr. Schmidt, SPD: Na, na, na!) · 

-Ja, das muss ich Ihnen auch sagen. 

. Ich will einen Punkt aufgreifen, den Sie genannt haben, näm­
lich dass auf Bundesebene zu Zeiten von Bildungsminister 

Rüttgers die Schaffung neuer Berufsbilder ganz erheblich in 
der Form revolutioniert worden ist, dass man die neuen Be­
dürfnisse gesehen hat, dass man aber vor allem die Ausbil­

dungszeiten, die meines Wissens vorher acht Jahre betragen 

haben, ganz energisch verkürzt hat. Es ist nun möglich, das 
mit den Tarifpartnern innerhalb kürzerer Zeit; aber noch 

nicht innerhalb genügend kurzer Zeit, zu revolutionieren. 

Herr Professor Dr. Zöllner, Sie haben von 100% Steigerung in 

bestimmten Bereichen gesprochen. Solche Prozentzahlen be­
nutzt man immer dann, wenn die absoluten Zahlen nicht ge-

. . 
nagend hergeben. 

' (Mertes,.SPD: Keine Unterstellungen! 

Das müssen Sie erst mal beweisen!) 

- Das ist klar. 

(Beifall der CDU} 

Wenn ich in der Elektrotechnik ein paar Dutzend Anfänger 
hatte und jetzt vielleicht wieder auf 100 komme, sind das· 

ebenfalls 100 %. Das ist aber noch lange nicht die Zahl, wie 
sie vorher mit 350, sogar mit Numerus clausus usw., war. 

(Mertes; SPD: Keine Unterstellungen!) 

Das hört sich auch bei neuen Studiengängen gut an, aber 

· wenn jemand gerade gestartet ist, kann er nicht gleich die 

100% erfüllt haben. 

Ich will noch einmal auf die Bedeutung der Ausstattung von 

Schulen- auch von den Schulen, die später in den berufsbil­

denden Weg führen- hinweisen. Sie haben sicherlich auch al­
le das bekommen, was uns die Bertelsmann-Stiftung ins Fach 

gelegt hat. Es geht darum, was es für die Schülerinnen und 

Schüler bedeutet, wenn sie die Chance haben, nicht nur am 

PC zu arbeiten und das Ganze zu erfassen, sondern tatsäch­
lich mit Hilfe von pädagogischen Konzepten zu lernen, wie 
man mit dem PC seine schulischen Arbeite [I erledigen kann. 

Sie haben gelesen, dass die späteren Erfolge bei den jungen 
Leuten, die am Computer. Mathematik gelernt haben, exorbi­

tant größer sind als bei denen, die nicht diese Gelegenheit 
gehabt haben. Man muss feststellen, dass das viel wichtiger 

ist, als viele das wahrhaben wollen. 

, Wir geben in Rheinland-Pfalz, was das Land und nicht die 

Kommunen anbelangt- diesen Streit haben wir in der Presse 

geführt -, weniger . als 500 DM aus, während andere 

20 000 DM pro Schüler in diesem Bereich investieren. Das ist . 

einfach unzulänglich lind hinten und vorne nicht ·ausrei­

chend. Das ist ganz klar. 

Die Wirtschaft hat genug Papiere, die auf die Erfordernisse 

und die Qualitäten, die Schüler später in der Berufsschule und 
in der Berufsausbildung brauchen, hinweisen. Das giltsowohl 
für den kaufmännisch-en als auch für den gewerblich­

technischen Bereich. Ich habe das· schon ein paar Mal gesagt. 

Wenn Sie heute einen Kfz-Mechaniker oder einen Heizungs­

bauer, um das noch einmal aufzugreifen, ausbilden wollen, 

ist das nicht' nur mit Schlitzeklopfen oder Ausbeulen getari. 
Diese müssen die komplizierte Technik am"Auto genauso wie 

an.de_r Heizungsanlage bedienen können. Das ist nichts ande­

res wie das, was auch diese Technik beinhaltet. Dazu gehört 
die Vermittlung der auf dem neuesten Stand befindlichen 

Grundkenntnisse in der Schule und in der Berufsschule. Sonst 
geht das nicht inehr. Sie dürfen sich dann nicht wundern, 
wenn die Betriebe niemanden finden. 

(Ministerpräsident Beck: Was sollen 
wir daraus lernen? Ich verstehe 

es einfach nicht!} 

-Herr Ministerpräsident, das ist einfach wichtig, um zu unter­

streichen, dass die Schulen diese Geschichten transportieren 

müssen. Wenn dies der Betrieb nicht kann, weil der Meister 
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noch nicht auf dem neuestenStand der Technik ist, dann ist 
es die Schule, die das tun muss. 

(Mertes, SPD: Zum Thema trägt 

das nichts bei!-
Zurufe von der SPD) 

- Das ist doch genau der Punkt. Natürlich. Wir sind doch für 

die Zukunft zuständig und nicht der Einzelne. Die Vorausset­

zungen zu schaffen, das müssen wir doch leisten. 

(Beifall der CDU) 

Dies liegt alles in schriftlicher Form vor. Ich kann Ihnen nur . 

empfehlen, das alles noch einmal nachzulesen. Ich denke, 

dass die heutige Diskussion wichtig war, aucti wenn diese 

durch etwas ganz anderes angestoßen worden ist. 

(Glocke des Präsidenten) 

Dadurch hatten wir.die Möglichkeit, über die Bedeutung und 

die Zukunftsfähigkeit unseres Landes zu sprechen. 

(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Hatzmann das Wort. 

Abg. Frau Hatzmann, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Liebe Kollegin 

Frau Kohnle-Gros, Sie waren etwas über die Position der 
F.D.P. verwirrt. Unsere Verwirrung ist umso größer; denn 

wenn ich mich richtig erinnere, hätten wir die Zuwanderung 

schon längst geregelt, wenn die CDU das Thema damals nicht . 
im Bundestag ausgebremst hätte. 

(Beifall der F.D.P.) 

Von daher hätte sich das Problem heute gar nicht gestellt. 

Herr Dr. Schmidt, ich muss Ihnen Recht geben. Sie sagen, dass 

es eigentlich gar keinen Grund gibt, besorgt oder erregt zu 

sein; denn der immense Bedarf an Personen, die einen IT­
Beruf gelernt haben, zeigt doch, dass sich die deutsche Wirt­

schaft enorm schnell bewegt und mit an der Spitze ist. 

(Kuhn, F.D.P.: So ist das!) 

Herr Kollege Dahm von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, wenn Sie 
von IT-Berufen sprechen, habe ich manchmal das Gefühl, dass 

das so ist, als wenn ein Blindervon Farben redet. 

ln diesem Zusammenhang komme ich auf den von Minister 

Bauckhage beschriebenen dualen Ausbildungsberuf des Me­
diengestalters zu sprechen. Der Mediengestalter, vor zwei 

Jahren geschaffen, soll im Handwerk, im Mittelstand, ausge­
bildet werden. Ich frage mich, welcher Betrieb einen Medien­
gestalter ausbilden kann. 

Haben Sie einmal die Ausbildungsverordnung gelesen? Wis­

sen Sie, was in diesem Ber~f gefragt wird und ausgebildet 

werden muss? Es ist kein Handwerksbetrieb im Heizungs-, 

Lüftungs- und Sanitärbereich, der den dual ausgebildeten 

Mediengestalter braucht, in der Lage, ihn auszubilden, weil 

er keinen Ausbildungsleiter hat, der über die Kompetenz. ver­

fügt, ihn auszubilden. 

· Wir haben ein Anfangs- bzw. Startproblem. Das gilt auch für 

eine kleine Bank auf dem Land. Ich nenne als Beispiel einfach 

einmal eine Sparkasse. Diese braucht auch den dual Ausgebil-· 

deten; denn ein in der Fachhochschule Ausgebildeter ist für 

den Mittelstand überausgebildet. Wir brauchen die Ausgebil­

deten, die eine duale Ausbildung haben. Bis wir das als Politi­

ker begriffen haben, hat sich der Mittelstand schon längst be­
wegt. 

Ich möchte Ihnen einmal ein Projekt aus der Region von Ha-· 

rald Schweitzer 4nd mir vorstellen. Das ist das so genannte 
Europäische Medienzentrum. Vier junge Firmen haben es mit 

jeweils zehn bis 15 Mitarbeitern in der Internet-Branche ge­
schafft. Eine Firma allein hätte riicht die Kompetenz gehabt, 
einen Mediengestalter auszubilden, weil eine Firma nur ein 

Segment dieses Ausbildungsberufs angeboten hätte. 

Was haben die jungen Menschen getan? Sie haben sich flugs 

unter dem Dach des Europäischen Medienzentrums Monta-
. baur zusammengeschlossen, ohne von uns ,.Geburtshilfe" zu 

bekommen. Sie haben zwar einmal nachgefragt und sind da­

durch in die Diskussion gekommen. Das hat ihnen aber dann 
zu lange gedauert. 

Daraufhin haben sie sich in einer Immobilie zusammenge­
schlossen und bilden jetzt Mediengestalter im Verbund aus. 

Der Auszubildende wandert von Firma zu Firma. Er lernt so 
zum Beispiel den Druckvorlagenhersteller, den Internet­
Auftritt und das entsprechende Banking: Nicht nur das, die 

jungen Herrschaften denken sogar darüber nach, das, was sie 

in ihrer Firma an Kompetenz ·(eisten können, dem Mittel­

stand anzubieten und in modularer Form für den Mittelstand 

auszubilden. 

Das ist vorbilaliches Arbeiten. Die Wirtschaft bewegt sich 

schneller, als wir das wahrnehmen können. Wir können ledig­
lich versuchen, sie zu unterstützen und ihnen keine Steine in 
den Weg zu räumen. Ich denke, dazu steht diese Landesre­

gierung. 

Von daher sind wir auf dem richtigen Weg. Man muss das na­

türlich auch noch ein bisschen weiter denken. Die jungen 

Menschen in Montabaur haben es noch ein kleines Stückehen 

weiter gedacht. Sie haben nämlich den europäischen Gedan­

ken aufgenommen. Wer sich heute als 'Mittelständler auf 
dem Markt bewegen will, für den ist es selbstverständlich, 

• 
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auch einmal Ober die Landesgrenzen hinaus ins europäische 
Ausland oder vielleicht sogar ins osteuropäiche Ausland zu 

. schauen. 

Es ist beachtlich, wenn wir sehen, welche kulturellen Kompe­

tenzen erwachsene und junge Menschen· in ünserem Land 

schon haben. ln diesem Zusammenhang spreche ich zum Bei­
spiel von Rußland-Deutschen, Türken, Griechen und ltalie­

·nern, die kulturelle Kompetenzen mitbringen. -Diese in der 

Ausbildung im IT-Bereich für den Mittelstand fit zu machen, 

würde.heißen: Ich könnte mit meiner Firma im Internet zum 

Beispiel in der Türkei, in Griechenland und in Rußland auftre­
ten, akquirieren und mich bewegen. Das würde· mir einen rie" 

sigen Vorteil bieten. 

Wir haben genug Mittelständler, die diesen Vorteil nutzen 

und nutzen wollen. Von daher wird im Mittelstand auch auf 

diesem Gebietschneller und weiter gedacht, als wir das über-_ 

hauptdiskutieren können. Ich bin guter Hoffnung, dass wir 
dieses Anfangs- und Startproblem bewältigen können. 

Ich komme zu einem weiteren Diskussionspunkt. Bedenklich 

stimmt mich - hier gebe ich Ihnen Recht -, dass Frauen im 
·Hand\rv'erk zu 'l"enig die Chancen eikennen, die in diesem Be-
ruf stecken. Wenn Sie sich einmal die Erfolgsstories der a,me­
rikanischen Unternehmer anschauen, werden Sie feststellen, 

dass die fünf erfolgr~ichsten Unternehmerinnen Amerikas im 

IT-Bereich tätig gewesen sind. 

(Glocke des Präsidenten) 

Von daher müssen wir den Frauen mehr Mut machen. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Denken Sie an die Vorstandsvorsitzende von Hewlett 
I 

Packard. Hier ist definitiv ein riesiges Arbeitsfeld vorhanden, 

in dem Frauen Hervorragendes leisten. Von daher wünsche 

ich den Frauen mehr Mut. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und He~ren, weitere Wortmeldungen liegen. 

nicht vor. Ich schließe cl_ie Aussprache .. 

Ich rufe den zweiten Teil der 

AKTUELLEN STUNDE 
auf: 

"Auswirkungen des Regionalnetzentwicklungskonzepts 

(Regent) der Deutschen Bahn AG auf den Schienen­
personennahverkehr in Rheinland-pfa(z" 

auf Antrag der Fraktion der SPD 

-Drucksache 13/5565-

Für die antragstellende Fraktion spricht Herr Abgeordneter 
Franz Schwarz. · 

Abg. Schwarz,SPD: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Als 

exportorientierte Wirtschaftsregion ist für uns ein leistungs­

fähiger Verkehr_ und eine leistungsfähige Infrastruktur zwin­

gend geboten. Personen, Güter und Dienstleistungen müssen 

ausgetauscht werden können. 

Im Grunde genommen zielt unsere Verkehrspolitik auch dar­

auf ab. Das, was die Landesregierung in den letzten Jahren 

im Zusammenhang mit Verkehrsinfrastruktur, Verkehrsbe­

dienung und Verkehrsangebot gerade auf der Schiene getan 

und geleistet hat, ist auch ein Beweis dafür, dass man Schie­

nenverkehr einschließlich der Trasse wirklich erfolgreich be­

treiben kann. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Querschläge, wie 

sie in der ,.Süddeutschen Zeitung" veröffentlicht sind, sind 

schwer entgegenzunehmen, wenn man-erfährt, dass das Un-

ternehmen, das im Grunde genommen·auch Besitze_r der Ver-

kehrswege ist, die für einen offensiven Verkehr genutzt wer­
den können, plötzlich erklärt, dass es sich von 262 Trassen 

trennen will. 

Die ganze Argumentation, die darum darüber geführt wird, 

ist ein Ablenkungsmanöver. Es geht der Deutschen Bahn AG 
weniger darum, deutlich zu machen, dass sie auf diesen 
Strecken nicht mehr fahren will, sondern es geht der Deut­

schen Bahn AG darum, diese· Trassen kaputtzumachen, da 

diese Trassen für sie inzwischen ein besonderes finanzielles 
Risiko geworden sind. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wissen, als Dürr 
und später auch Ludewig angetreten· sind, war die hohe Bela~ 

stung Netz immer vo.rhanden. Man hatsich aber dann darauf 

verständigt, die sowieso knappen Mittel nicht, wie es das 
Bundes-Schienenwegeverkehrsfinanzierungsgesetz vorsieht, 

zu 20% in den Nahverkehr zu schieben, sondern hat sich da­

rauf kapriziert, möglichst schnelle Strecken zu bauen. Dazu 
kommt noch, dass die Kalkulation d!eser schnellen Strecken 

zeigt,·dass man sich ganz massiv daneben gesetzt hat. Werm 

man die Strecke Köln - Rhein/Main nimmt, wenn man den 
Lehrter Bahnhof in Berlin nimmt, dann sind das die finanziel­

len Schwierigkeiten, in die sich diese OB AG Netz gebracht 

hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dann finde ich es · 
eigentlich ~erantwortungslos, wenn man seinen Vorstoß, der­
zwar noch nicht mit den Ländern abgestimmt ist, so hinstellt, 

als wäre es nur ein Gespräch, mit dem Hinweis unterfüttert, 

dass man die bereits nicht mehr im Gespräch befindliche !CE­

Strecke Nürnberg- Erfurt wieder aufnehmen will. Das heißt, 

Mehdorn möchte gern ein neues ll(lillionengrab für die OB AG 
aufmachen. 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben in 

Rheinland-Pfalz sicher kein Problem damit, wenn man dar­

Ober redet, wie erfolgreich Schienenverkehr gemacht wer­

den kann. Wir haben das sowohl mit der Trasse als auch mit 

der Bedienung auf der Trasse bewiesen. Aber wenn man dar­

Ober redet, dann muss man auch deutlich machen, wie. man 

das' in Zukunft finanzieren will. Wir müssen uns daraufver­

ständigen, dass wir Prioritäten setzen. Prioritäten müssen für 

die Zukunft sein, wenn die Neubautrassen abgeschiossen 
sind, damit wir in den Regionen die entsprechenden Strecken 

ertüchtigen. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir können es 

nicht zulassen, dass vor dem Hintergrund einer solchen Inan­
spruchnahme, Stilllegungen von Trassen, unter Umständen 

. auch unser sehr erfolgreicher Rheinland-Pfalz-Takt leiden 

könnte. Aber im Zusammenhang mit dieser Diskussion lassen 

Sie mich auf etwas anderes hinweisen: Wir haben derzeit im-· 

mer davon gesprochen, wie wichtig es ist, dass der Service am 

.Bahnhof, dass der Zugang des Reisenden zur Bahn sauber 

und gut geregelt sein muss. Wir müssen heute feststellen, 

dass die Deutsche Bahn AG den seinerzeit einmal eingeführ­

ten Bahnhofsmanager in großen Teilen eliminiert. Von 

210 Bahnhofsmanagern werden 140 abgebaut. ln Rhein Iand­

Pfaiz sind das: Bullay, Betzdorf, Bingen, Alzey, Neuwied, Bad 

Kreuznach; Landau, Pirmasens, Remagen und Worms.-

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das war auch ein 

Highlight, mit dem die Deutsche Bahn AG um Reisende ge­

worben hat. Wir müssen, wenn es jetzt in die Ve-rhandlungen 
mit der Deutschen Bahn AG ge_ht, wenn es darum geht, deut­

lich zu machen, dass unsere Interessen wichtig sind, unmiss­

verständlich deutlich machen, dass wir diejenigen sind, die 
das Handeln behalten möchten, wenn es um die regionalen 

Netze geht. Wir hallen ein Interesse daran, dass die regiona­

len Netze weiter ausgebaut werden. Wir haben ein Interesse 
daran, dass diese erfolgreich geführt werden. Über den Weg 

dorthin, wenn die Finanzierung klar ist, kann man sicher auch 
mit dem Land Rheinland-Pfalz reden. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, ich möchte weitere Gäste im 

Landtag begrüßen, und zwar Freunde und Mitglieder der 
SPD aus dem Landkreis Kusel, 

(Beifall im Hause) 

darüber hinaus Gäste aus dem Caritas-Zentrum Mayen­

Mendig. Seien Sie recht herzlich im Landtag begrüßt. 

(Beifall im Hause) 

Für die CDU-Fraktion spricht Herr Abgeordneter Bracht. 

Abg. Bracht, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Wenn man sich die Verkehrspolitik des Bundes in den letzten 

eineinhalb Jahren ansieht, bekommt man das kalte Grausen. 

Für Rotgrün bedeutet Verkehrspolitik offensichtlich haupt­

sächlich: Benzinpreiserhöhung, Kürzung der Mittel für Inve­
Stitionen in Straße und Schiene sowie Schließung vo_n Bahn­

strecken. 
(Beifall bei der CDU) 

Jetzt sollen zusätzlich unrentable Nebenstrecken auf Länder 
und Gemeinden übergehen, damit diese sie dann aus Regio­

nalisierungsmitteln bezahlen. Meine Damen und Herren, die 

Bahnkunden in Deutschland dürfen sich offensichtlich auf 
drastische Verschlechterungen gefasst machen . 

War das die Botschaft von Herrn Sehröder vor eineinhalb Jah­

ren? Haben wir uns alle nur verhört? Ich glaube nicht. Auch. 

auf 'diesem Politikfeld wurden wir, wurde der BOrger hinters 
Licht geführt . 

Meine Damen und Herren, das Schlimmste an derganzen Sa­

che ist, dass offensichtlich unser Land Rheinland-Pfalz in ganz 

besonderem Maß von den Kürzungsmaßnahmen der Balin 

und der Bundesregierung betroffen ist. Ma~ braucht sich, 

Herr Minister, nur das Vierjahres-Investitionsprogramm des 

Bundes für Straße und Schienenverkehrsprojekte anzusehen, 

um zu erkennen, dass Rheinland-Pfalz in der ve'rkehrspolitik 

des Bundes keine Rolle mehr spielt. Abgehängt hat man uns, • 

auf das Abstellgleis gestellt. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

Diese Landesregierung schaut nur zu. Das Greis der Investitio­

nen erfolgt in anderen Teilen Deutschlands, sowohl bei Stra­

ße als auch bei Schiene .. 

Jetzt diese neuen Hiobsbotschaften, Herr Ministerpräsident. 
Der Verkehrsminister musste bestätigen, dass nach Fertigstel­
lung der ICE-Neubaustrecke Köln- Frankfurt im Jahr 2002 die 

Intercityverbindungen der Deutschen Bahn über Mainz von 

derzeit drei Z~gpaaren stündlich auf nur noch ei)1e stündliche 

Linie durch das Rheintal von Köln Ober Koblenz nach Mainz 

in Richtung Frankfurt reduziert wird. Stattdessen kommt 

dann wohl Güterverkehr ins RheintaL Was passiert mit dem 

Schnellbahnhaltepunkt Montabaur? Was passiert damit? Was 

ist mit der Landeshauptstadt Mainz? ·soll der I CE-Halt Mainz 

nach und nach aufgegeben werden? Was ist mit den 
Interregio-Linien, die bisher über Mainz geführt wurden? 

Was ist mit der Neigezugverbindung zwischen Mainz. und 
Karlsruhe? Diese ist schon zehn Jahre zugesagt. Was tut die 
Landesregierung? Nichts. Was ist mit dem Interregio-Verkehr 

über Ludwigshafen? Soll die Chemiestadt davon abgekoppelt 

werden? Was ist mit Mannheim? Plant die Bahn eine Ab­

kopplung Mannheim vom !CE-Verkehr und damit der ganzen 

Pfalz? Was passiert. mit der ICE-Neubaustrecke Frankfurt " 
Hockenheim - Stuttgart? Meine Damen und Herren, wenn 

• 

• 
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Mannheim keine ICE-Anbindung behielte, wäre dann nicht 

auch der Ausbau der Strecke von Metz nach Mannheim über-
r--

flüssig?- Fragen über Fragen. 

Das sind alles Nachteile für Rheinland-Pfalz, wefin es, wie zu 

befürchten i~t. dazu kommt. Was tut die Landesregierung? 

Meine Damen und Herren, erkennbar nichts. Das schadet die­

sem Land. Was is! denn bei Ihrem Gespräch am 15. März mit 

Herrn Mehdorn herausgekommen, Herr Ministerpräsident? 

Sagen Sie es uns, yvir wüssten es gern. 

(Ministerpräsident Beck: Der Minister 
w_ird es Ihnen gleich sagen!) 

-Gut, dann bin ich gespannt. 

(Ministerpräsident Beck: Wenn Sie 

die Zeitung geleseri hätten, 

wüssten Sie es!) 

·- Herr Ministerpräsident, darin stand nicht viel Positives. Ich 

bin gespannt, ob Sie mehr zu erzählen haben. 

Jetzt gibt es ein neues StichtnJort "Regent11
• Offensichtlich 

prüft die Bahn AG, ob sie Nebenstrecken an private Setreiber 

ausgliedern soll. Es ist schon gesagt:- 262 Bahnstrecken sind in 

der Diskussion. 37 neue Regionalgesellschaften. Sicher ist die 

Informationspolitik der Bundesregierung bzw. der Bahn ins­

besondere zu kritisieren. Das will i_ch hiermit auch tun. Ich will 

aber auch, um das auch deutlich zu sagen, im Moment zum in- . 

dest der Versuchung widerstehen, diese Andeutungen, was 
<;lie Regionalgesellschaften betrifft, kategorisch abzulehnen. 

Meine Damen und Herren, klar ist, dass es bei der Bahn noch 

erheblichen Optimierungsspielraum gibt. Es könnte durchaus 

sein, dass eine Regionalisierung und die Organisation in einer 
Hand vor Ort, also dort, wo die Probleme auch auftreten, 

durchaus Vorteile haben könnte. Wenn die Bahn aber ihre 
Leistungen im Nahverkehr kürzt, dann hat das natürlich auch 
finanzielle Konsequenzen. Weniger Leistungen der Bahn 

·- muss auch bedeuten, dass wir weniger an die Bahn zahlen. 

Meine Damen und Herren, die CDU unterstützt die Landesre­

gierung, wenn sie fordert, keinen Umbau zu Lasten des Lan­
des und der Kommunen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Das ist ein wichtiger Punkt für uns, auf den ich nachher noch 

. einmal zurückkomme'n werde. 

(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Heinz das Wort. 

Abg~ Heinz, F.D.P.: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Wir haben iri den letzten Tagen Medienberich­

ten zufolge von den Ausgliederungen von Nebenstrecken auf 

dem. rheinland-pfälzischen Schienennetz an private Setreiber 

durch die Deutsche Bahn AG gehört. Laut Bahnchef Mehdorn 

sind nach diesen Meldungen neue Konzepte für das Schie-

·-nenpersonennahverkehrskonzept erarbeitet, die unter dem 

- Titel .,Regionalnetzentwicklungskonzept" - kurz Regent- zu­

sammengefasst sind. 

Danach sind für Rheinland-Pfalz vier regionale Netze vorge­

sehen. Die Rede ist vom Westerwald-Netz, vom Rhein-Mosel­
Netz, vom Rheinhessen-Netz und vom Pfälzer Netz. Hauptziel 
der Deutschen Bahn AG -das war die Frage, die ich mir stell­

te- ist es, alle Unternehmerischen Potenziale vor Ort konse­

quent zu nutzen, um so einen wirtschaftlichen Betrieb von 

Bahnstrecken in der Fläche zu sichern. Aber das eigentliche 

Problem def Deutschen Bahn AG ist wohl die Unterhaltung 

der teilweise maroden Schienenstrecken und der genannten 

Bahnstationen. 

Ich möchte für die· F.D.P ... fraktion betonen, dass \'Vir neuen 

Konzepten für den Schienenpersonennahverkehr mit dem 

Ziel der besseren Ausnutzung der Unternehmerischen Poten­

ziale vor Ort durchaus positiv gegenüberstehen. Die sich 

mehr und mehr am Fernverkehr orientierenden .Strukturen 

der Deutschen Bahn AG- in diesem Zusammenhang ist vor al~ 

lern der forcierte Ausbau des IC-Netzes zu nennen - sind· für 

den Betrieb marieher Nebenstrecken nicht gerade optimal. 

Wir erwarten daher, dass die Landesregierung das so ge­
nannte Regionalnetzentwicklungskonzept Regent- wenn es 
in Einzelheiten vorliegt - Punkt für Punkt einer sachlichen 

Prüfung unterzieht. Für die F.D.P.-Landtagsfraktion möchte 

ich hierzu jedoch gewisse Einschränkungen machen. Sollten 
die in der .. ~hein-Zeitung" genannten 37 neuen Regionalge­

sellschaften allesamt als OB-Töchter organisiert sein, würde 

dies eventuell den gewünschten Wettbewerb im Schienen­
nahverkehrgefährden oder zumindest aber verzerren. 

Des Weiteren ist dabei zu prüfen, ob durch die Installation 
von Regionalbahngesellschaften nicht eventuell bundesge­

setzliche Bestimmungen verletzt werden. Auch hinsichtlich. · 

der Frage der Beteiligung des Bundes an der zukünftigen Fi­
nanzierung von regionalen Bahnlinien muss unseres Erach­

tens Klarheit herrschen, bevor man sich positiv zu dem Regio­

nalnetzentwicklungskonzept Vonseiten des Landes äußert. 

Meine Damen und Herren, alles in allem müssen wir aufpas­

sen, dass sich mit dem Regent-Konzept möglicherweise ein­

hergehende Folgen nicht zum Nachteil des Landes Rhein land-· 

Pfalz auswirken. Ich möchte in diesem Zusammenhang nur 

stichwortartig den Erfolg des Rheinland-Pfalz-Taktes nennen. 

Dieser darf dabei nicht unterminiert oder gefährdetwerden. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 
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Die mit dem Markenprodukt Rheinland-Pfalz-Takt verbunde­

nen Eigenschaften, nämlich der Service, die Qualität und die 
Sicherheit, dürfen keinesfalls eine Einschränkung erfahren, 
und qie Dichte im ·schienenpersonennahverkehr darf keines­

falls vermindert werden. 

Wir wissen, dass gerade ein Flächenland wie Rheinland-Pfalz 

auf einen sinnvollen Mix der verschiedenen Verkehrsmittel 

angewiesen ist. Diesen gilt es, auch in Zukunft unbedingt zu 

erhalten und gegebenenfalls weiter auszubauen. 

Da ich jedoch das Verkehrsressort in bewährten Händen 

weiß, bin ich der Meinung, dass diese Fragen positiv geprüft 

und abgeklärt werden. Wir von der F.D.P.-Fraktion werden 

den Verkehrsminister und die Landesregierung bei den be­

vorstehenden Gesprächen, aber auch bei ihren Bemühungen 

uneingeschränkt unterstützen, damit möglichst positive Er­

folge erzielt werden. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Elke Kiltz das Wort. 

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Situation der 

DB AG ist äußerst ernst. Ich glaube, darüber sind wir uns ei­

nig. Die Ursachen dafür liegen aber sowohl in politischen 

Fehlentscheidungen, die auch von Ihrer Partei und Fraktion 
damals mit verantwortet wurden, Herr Bracht, sowie in der 

falschen Schwerpunktsetzung der DB AG in der Vergangen­

heit. 

Es war falsch, der DB AG bei der Bahnreform das Netz zuzu-

der so genannten Nebenstrecken für den Nahverkehr. - Wir 
haben nicht nur in Rheinland-Pfalzeinen erheblichen Investi­

tionsrückstand in der Fläche. 

\ 
Das wirtschaftliche und verkehrliehe Standbein der Bahn ist 

aber der Nahverkehr. Hier sind rund 90 % der Fahrgäste un­

terwegs, und hier werden 60 % des Umsatzes erwirtschaftet. 

Meine Damen und Herren, der Nahverkehr darf deshalb kei­

neswegs zum Steinbruch für undifferenzierte Einsparungen 

werden. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Zuruf des Abg. Schwarz, SPD) 

Es kann nicht sein, dass die DB AG ihren Börsengang damit er­

möglicht, dass die abgewirtschafteten Nebenstrecken mit 

den immensen Kosten den Ländern und Gebietskörperschaf­

ten aufgedrückt werden. Eine Schrumpfbahn mit einem weit­

gehenden Rückzug aus der- Fläche .kommt für BÜND­
NIS 90/DIE GRÜNEN keineswegs infrage. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Heute geht es um die Projektidee-Herr Schwarz, das ist noch 

kein Konzept- Regent, das heißt, ob die Schieneninfrastruk­
tur in regionale Verantwortung gegeben werden kann und 

soll. Wir haben in dep Ländern gute_ Erfahrungerrmitder Re­

gionalisierung des Betriebs auf der Schiene gemacht. Sie ga­

rantiert eine größere Kundinnennähe und könnte auch im 

Bereich Netz zu erfolgreicherem und effektiverem Arbeiten 

führen, als dies der schwerfällige Konzern DBAG zurzeit leis­

tet. 

(Frau Grützmach er, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Sehr richtig!) 

Insofern zielt der Ansatz durchaus indie richtige Richtung. 

weisen. Folge: Kein diskriminierungsfreier Zugang der NE- - Entscheidend für einen Erfolg aber sind die unternehmeri-
-Bahnen zum Netz. sehen und politischen Rahmenbedingungen, unter denen 

diese Frage diskutiert wird. Meine Damen und Herren, die 

Sie nicken, Herr Schwarz. Schlüsselfrage ist aus unserer Sicht die nach der Finanzierung 

der Strecke und des ganzen Netzes, was nun zur Disposition 

(Schwarz, SPD:- Wir haben dazu in steht, besonders dort, wo Investitionen für die Sanierung und . 

-Rheinland-Pfalz immer eine andere die Modernisierung anstehen. 

Position eingenommen!) 

Es war auch falsch, der DB AG den Er~ alt ihrer Trassen aufzu­

bürden, weil damit eine Grundvoraussetzung zum Erfolg der 

Bahnreform laut der Regierungskommission Bahn 1991, näm­
lich der faire Wettbewerb zwischen den Verkehrsträgern, bis 

heute nicht gewährleistet wurde. 

Die Bahn hat iri der Vergangenheit zudem die falschen 

Schwerpunkte im Netz gesetzt: Hochgeschwindigkeits­
strecken mit explodierenden Baukosten bei Vernachlässigung 

Für Rheinland-Pfalz verweise ich nur auf die Lautertalbahn 
und die Südpfalzstrecke. Denken Sie darüber hinaus daran, 
dass in halb Rheinland-Pfalz die Signaltechnik ein ganzes 

Jahrhundert hinterherhinkt. ln diesem Bereich gibt es enor­
men lnvestitionsbedarf. 

Für uns heißt das, wo yerantwortung für bestimmte Strecken 

vom Bund auf die Länder übertragen wird, müssen auch die 

entsprechenden Finanzmittel mit übertragen werden, 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

c' 
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und zwar unter Berücksichtigung der jeweiligen Strecktmlän­
ge, des Zustands und dertopographischen Gegebenheiten. 

Das heißt ganz konkret- es wäre schön, wenn Sie sich einmal 

darauf einlassen würden, wenn Ihr kleiner Koalitionsp_artner 

in Berlin lhrien Beine macht-, die Investitionsmitlei des Bun­

des für die Schiene insbesondere im Nahverkehr müssen an­

gehoben und nach gemeinsam zwischen Bund und Ländern 

ausgehandelten Kriterien regional zugewiesen werden. 

(Zuruf des Ministerpräsidenten Beck) 

-Zum Beispiel der Straße, Hochmoselübergang. Aber das ha­

ben wir schon so oft gesagt, Herr Beck, das müssten Sie ei­

gentlich inzwischen auswendig wissen. 

Zudem muss eine Gleichbehandlung der Nahverkehrsinvesti• 

tionen mit dem Fernverkehr erfolgen, das heißt, Baukosten­

zuschüsse statt zinsverbilligte Darlehen. Aber das reicht noch 

nicht. Herr Kollege SchwC!rZ, wir brauchen außerdem ErleiCh­

terungen. in der Übertragung von Eisenbahninfrastruktur 

und im Betrieb von Nahverkehrsstrecken. Ich nenne exempla­

risch nur die unsinnige geltende Regelung, dass ein neuer 

Nutzer den Betrieb einer Strecke 15 Jahre und die lnfrastruk-
turvorhaltung 30 Jahre garantieren muss. Dies ist äußerst un­

flexibel und muss verändert werden. 

Ziel entsprechender Gesetzesänderu~g muss es auch sein, Ne-, 
benstrecken ohne größere Probleme an Gebietskörperschaf­

ten, ab~r auch andere Eisenbahnunternehmen Obertragen zu 

können, sobald· die beigründete Aussicht zur Fortführung 
bzw. zur Wiederaufnahme von Verkehren besteht. 

Ein weiterer Punkt ist, dass die Auflagen für den Betrieb von 
Neben- bzw. Nahverkehrsbahnen deutlich vereinfacht wer­

den. Auf vielen nur im Nahverkehr genutzten Strecken ge-
- nilgt im Grunde der Standard von Stadt- oder Straßenbah­

nen, wenn dort keine .Fernzüge fahren. Die Eisenbahnbau­

und -betriebsordnung-kurz EBO- muss dringend an die tech­

. nische Entwicklung· angepasst werden. Ich hoffe, in dem 

Punkt sind wir uns einig. 

Meine Damen und Herren, wenn die Rahmenbedingungen 
stimmen, kann in einem Regionalisierungskonzept auch für 

den .Bereich Netz eine neue Chance liegen, Angebotsverbes­

serungen bis hin zu Reaktivierungen im Nahverkehr hinzu be­
kommen. 

(Glocke des Präsidenten­
Schwarz, SPD: Aber" da renneri Sie 

doch bei uns durch die Tür!) 

Aqer dafür müssen die Rahmenbedingungen stimmen. Sie 

haben sich doch überhaupt nicht festgelegt. ln lhrer.Rede ha­
be ich dazu nichts gehört. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Ich freue mich, im Landtag den Generalkonsul der Vereinig­
ten Staaten, Herrn Edward 0' Donnell, begrüßen zu dürfen. 

' Herziich willkommen im Landtag! 

(Beifall im Hause) 

Ich erteile Herrn Wirtschaftsminister Bauckhage das Wort.· · 

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Das 
ist heute eine sehr interessante Diskussion. Bevor ich sechs 

Punkt~ darstefie, die für die Landesregierung bei einer Regio­

milisierung wichtig sind, möchte ich auf einige Dinge meiner 

Vorredner, Herrn Bracht und Frau Kiltz, eingehen. 

Herr Bracht, man muss sich irgendwo entscheiden. Man kann 

nicht einerseits einen nachfrageorientierten SPNV und ÖPNV 

propagieren, wie Sie es machen, und dann andererseits sa-

, geii, abei die Angebütspolitik der Landesregierüng passt n1ir 
nicht, sie m(isste noch mehr Angebote machen. Sie müssen 

sich entscheiden, was Sie nun wollen. Wenn wir Ihren Weg ei­

ner nachfrageorientierten SPNV- und ÖPNV-Politik mitge­

gangen wären; dann wären wir heute nicht da, wo wir sind. 

Das istdie eine Seite. 

Andererseits ist es natürlich immer sehr leicht zu kritisieren, 
ohne dass man endgültig sagt, werworan wie schuld ist. 

Ich komme jetzt zu Ihnen, Frau Kiltz. Wissen Sie, es ist alles 

hochinteressant, was Sie hier vonsich geben. Nur, man ~uss 
auch wissen, wenn man das sagt, dass die Landesregierung 
mit ihrer SPNV- und ÖPNV-Politik genau richtig liegt. Wir lie­

gen mit unserer Politik genau richtig. Dies belegt übrigens 

auch die Reaktivierung der Strecke Kirchheimbolanden -
Alzey. Dort ist 47 Jahre lang kein Zug gefahren. Es wa'ren ge- -

nau 47 Jahre. Jetzt füge ich hinzu, dass dies nur ging, weil wir 

mit privaten Betreibern aufder Strecke operieren konnten. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Dagegen haben wirdoch nichts! Das ist 
doch Wettbewerb in dein Bereich!) 

-Ich sage es nur einmal, damit Sie es wissen. 

Ich möchte nun einige Sätze zur Frage des Börsengangs der 

OB AG sagen. Das kann man natürlich kritisieren. Ich appellie­
re einmal an ein Stück betriebswirtschaftliches Verständnis. 

Es darf doch niemand glauben,,Sie könnten ein Unternehmen. 

an die Börse bringen, ohne es vorher in einen Stand versetzt 

zu haben, der es börsenfähig macht. Das· versucht Herr 

Mehdorn derzeit zu tun. Es gibt zwei Wege. Entweder, man 

geht Ihren Weg, nämlich den Weg, dass die Bundeszuschüsse 
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noch eine ganze Zeit lang in einer Milliarden-Großen­

ordnung bleiben. Dann muss man nur sagen, woher man·es 

nehmen will. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das haben wir schon bei den H~us­

haltsberatungen gesagt!) 

Man muss das mit aller Klarheit sagen. Dann sagen Sie, wir 

kürzen noch einmal den Straßenbau. Dann sagt mir Herr 

Bracht, dass die Bundesregierung die Mittel für den Straßen­

bau kürzt. Jetzt müssen Sie mir einmal sagen, wie Sie es gern 

hätten. 
(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Wir müssen es nicht wie Herr Bracht 

machen!) 

Das ist schon sehr schwierig. Sie wollen keine Erschließung. 

von Rheinland-Pfalz. Sie wollen die Erschließung des ländli­

chen Raums nicht. 

(Frau KiltZ, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das istdoch dummes Zeug! Das 

habe ich nie gesagt!) 

Sie wollen für Ihre Ideologie ein paar Eisenbahnstrecken. 

Herr Bracht will beides, sagt aber auch nicht, wie man es fi­

nanzieren kann und redet draußen in der Fläche opportuni­

stisc~ von nachfrageorientierter SPNV- und ÖPNV-Politik, wie 

man es jetzt in vielen Punkten gewohnt.ist. Dann muss man 

sich irgendwo entscheiden: 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ich muss mich doch nicht mit der 
CDU entscheiden!) 

Es fällt Ihnen natürlich schwer, die Wahrheit zu hören, das ist 
mir klar. Ich möchte noch einmal etwas zur Frage der Situa­

tion des Bahnhofs Mainz sager]. Wir stecken als Land in die­
sen Bahnhof noch einmal rund 30 Millionen DM hinein. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Vielleicht hätte man es bescheidener 

machen können!) 

-Vielleicht hätte man gar nic~ts machen können. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

. Nein,_ das habe ich nicht gesagt!) 

Frau Kiltz, man kann natürlich auch sagen, w:ir lassen auch 

auf Straßenbahnniveau SPNV-Strecken laufen, wie Sie es tun. 
Das kann man ailes machen. Nur, ob man dafür Nachfrage er­

hält, das ist die zweite Frage. Ich sage einmal, der Benutzer· 

erwartet ein wenig Geschwindigkeit und Komfort. Das ist so. 

Ich sage Ihnen jetzt eines zum Bahnhof Mainz. Wer sagt, die 

Landesregierung würde nicht das tun, was man tun muss, 

dann sage ich Ihnen: Wir haben gemeinsam - Herr Minister­

präsident Beck und ich - mit Herrn Mehdorn verhandelt. Er­

gebnis ist, dass in Mainz bei unterschiedlichen Qualitäten 

nach wie vor zwei I CE-Züge halten. ICE-Züge haben eine an­

dere Qualität als IC-Züge. 

Die Strecke Luxemburg - -;rrier- Mainz - Frankfurt/Main wird 

kommen. Jetzt möchte ich etwas zur Strecke Karlsruhe- Spey­

er- Ludwigshafen- Mainz sagen. Das ist eine Frage der Tech­

nik. Das ist nicht die Frage der Landesregierung oder der bö­

sen Bahn AG, sondern eine Frage der Technik. Man braucht. 

dazu die Neigetechnik. Jetzt kann ich Ihnen diese unendliche 
Geschichte noch ein Stück vorexerzieren, das können Sie mir 

auch ersparen. Wir haben da doch sehr schnell Einigkeit, was 
übrigens nicht sei leicht ist, da es eine Frage der Technik .ist. 

Wir brauchen dazu die Neigetechnik. Aber die Strecke ist ge­

sichert. 

Ich sage nun etwas zum Bahnhof Montabaur. Da gibt es den 

Kollegen Weimar in Hessen, der ständig und täglich verkün­

det, wir haben den stündlichen Halt sicher. Dass das für die 

gesamte Situation nicht dienlich ·ist, muss ich Ihnen nicht er­

läutern. Das ist dimn wiederum der Ihnen eigene Opportunis­

mus. Wir haben erreicht, dass eine Gleichbehandlung zwi­

schen Limburg und Montabaur gegeben sein wird. Dies ist 
verbindlich. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90iDIE GRÜNEN: 

Reden Sie etwas zu Regent!) 

Ich sage Ihnen noch mehr zu. Ich komme gleich auch zu dem 

anderen. Ich möchte. nur noch etwas zu den Anwürfen von 

Herrn Bracht sagen. 

(Frau Kiltz; BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Thema verfehlt!) 

Wir haben zunächst e'inmal erreicht, dass eine Gleichbehand­
lung zwischen Montabaur und Limburg gegeben -ist. Das ist 

Herrn Weimar sehr schwer klarzumachen, meine Damen und 

Herren~ weil er immer meint, er hätte eine besondere Priori­

tät. Die hat er nicht. Es können jetzt Wahlen sein oder nicht, 

ob man aus Limburg kommt, ob man aus Daaden oder aus 

Montabaur kommt, Fakt ist, es ist eine Gleichbehandlung ge­

geben, Frau Schmidt. 

Fakt ist außerdem, dass wir nach wie vor der Überzeugung 
sind, dass es realistisch ist, dass in den Kernzeiten ein stündli­

cher H~lt in Montabaur gegeben sein wird. 

(B~ifall bei der SPD) 

Ich denke, damit haben wir mehr erreicht,· als Sie, Herr 

Bracht, vermuten konnten. Es war nicht dienlich, ~ie sich der 

Kollege Weim-ar (CDU) dabei verhalten hat. Das waren. die 

Gespräche, die wir geführt haben. 

• 

• 



• 

· Landtag Rheinland-Pfalz -13; Wahlperiode- 106. Sitzung, 29. März 2000 8023 

Nun diskutieren wir heute in dieser Aktuellen Stunde, für die 
· ich sehr dankbar bin, beantragt übrigens von der SPD- . 

Landtagsfraktion, Ober die Frage, wie es denn mit "Regent" 
weitergeht. Ich füge hinzu, wir diskutieren ein Stü!:k im Dun­

kein und im Nebel, weil noch nichts geklärt ist. Es geht nach 

meiner Einschätzung dabei letztendlich vor allem darum, 

insgesamt neue Finanzierungsquellen für den Betrieb der 

Strecken zu erschließen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte deshalb zunächst be­

tonen, dass die Landesregierung zu diesem Konzept; für das 

der Name Regent aus der Taufe gehoben wurde, bis heute 
keine offizielle Information der DB AG erhalten hat. Es gibt 

keine offizielle Information der DB AG. Weder in der Konfe­

renz der Verkehrsabteilungsleiter der Länder am 
14..!15. März dieses Jahres noch bei dem Gespräch der Lan­
desregierung mit dem Vorstandsvorsitzenden der Bahn AG, 

Herrn Mehdorn, am 15: März 2000 konnte dieses Thema ver­

tieft behandelt werden. Aber es spricht schon einiges dafür, 

dass sich Herr Mehdorn Mühe gibt, endlich einmal betriebs­

wirtschaftliche Kriterien anzusetzen. Sonst wird die DB AG 

nicht börsenfähig werden, wenn niCht endlich betriebswirt­

schaftliche Kriterien angelegt werden. Dabei muss man auch 

ein Stück mehr n1achen, als nur so zu tun, als wäre aiies in 

Ordnung. Das hat der Vorgänger gemacht. Das muss ma!l 

einmal in aller Klarheit sagen. Nach den Aussagen von Herrn 

Mehdorn sollen erst im Sommer dieses Jahres <;Jen Ländern er­

ste Konzepte für das Projekt "Regent" vorgestellt werden. 

Meine Damen und Herren, das Land Rheinland-Pfalz hat seit 
langem insbesondere auf dem Güterverkehrssektor die Auf­

fassung ·vertreten, dass regional orientierte Bahnen insbeson- · 

dere durch eine einfache Organisation der betrieblichen Ab­
läufe und eine Verzahnung der Dienstbereiche erhebliche 

. Kostenvorteile erzielen· können. Insofern ist der neue Ansatz 

von Bahnchef Mehdorn, sich an solchen Organisationsstruk­
turen zu orientieren, zunächst einmal prüfenswert. Anderer­

seits ergeben sich im Hinblick auf die Umsetzbarkeit schon 

aus rechtlicher Sicht viele Fragen. Ich möchte dazu die folgen­
den sechs Punkte nennen: 

1. Die.Beteiligung von Ländern und Kom~unen an den Re­
~ionalbahngesellschaften würde die gewollte urid gesetzli­

che Bestimmung "Trennung von Besteller- und Erstellerfunk- . 
tion im Schienenpersonennahverkehr" aufheben. 

2. Die Beteiligung anderer Eisenbahnen an Regionalbahnen, 
die als OB-Töchter organisiert und von der DB AG dominiert 

wären, würde d~n seit der Bahnreform gewollten Wettbe­

werb der Verkehrsunternehmen untereinander zumindest 
einschränken. Ein Wettbewerb bei der Vergabe von SPNV-_ 

Leistungen wäre dann kaum noch möglich. 

3. Die Gesamtzuständigkeit der Regionalbahngesellschaften 

für Verkehrsangebote und Infrastruktur widerspricht der 

bundesgesetzlich bestimmten Trennung von Trasse und Be" 

trieb. Dies ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass die EU­

Kommission diese Trennung künftig noch strikter beachtet 
wissen will. 

4. Weiter stellt sich die Frage, ob mit regionaler Beteiligung 

geführte Bahnen Oberhaupt noch Bahnen des Bundes sind. 

Hiervon hängt aber wiederum - und zwar ganz entschei­

dend - der Einsatz der Bundesmittel zum Beispiel nach dem 

Bundes-Schienenwegeausbaugesetz ab. Diese Mittel müssen 

auf jeden Fall auch zur Finanzierung regionaler Bahnlinien 

erhalten bleiben, sonst ist die Stilllegung unausweichlich, 

meine Damen und Herren. 

5. Bei den Überlegungen für regionale Netze und Gesell­
schaften sind auch die lang laufenden Linien des Schienen­
_perso'nennahverkehrs, wie zum Beispiel unsere Nei-Tech-Linie 

im Nahetal Frankfurt-Mainz-Bad Kreuznach-Saarbrücken, mit. 

zu berücksichtigen. Solche Linien würden nämlich durch den 

Bereich mehrerer Regionalgesellschaften laufen. Hierbei wä­

re ein erheblicher zusätzlicher Abstimmungsaufwand zu er­

warten. Das gilt auch für die Koordination des Betriebs in den 

großen bei der DB AG verbleibenden Knoten. Die Kostenzu­

ordnung wäre dabei nurschwer in den Griff zu bekommen. 

6. Schließlich stellt sich die Frage, was mit dem Betrieb der · 

Strecken geschieht, die im Rahmen eines Ausschreibungsver­

fahrens an andere Eisenbahnunternehmen vergeben worden 

sind, die aber nach wie vor das Netz der. OB AG nutzen und 
nutzen müssen. 

Das sind die Fragen,"die aus unserer Sicht dringend vorher ge-. 

klärtwerden müssen. 

Meine Damen und Herren, ich will nicht daran erinnern, wer 

welchen Standpunkt bei der Frage des Wettbewerbs der 

Rhein-Neckar-Bahn eingenommen hat . 

(Schwarz, SPD: Ja!) 

Ich will nur sage~, wäre man· diesen Weg vor einem Jahr mit 

·uns gegangen, dann wären wir jetzt ein ganzes Stück weiter. 

Meine sehr verehrten Dameri und Herren, Wie diese wenigen 

Punkte einer gesetzes- und wettbewerbskonformen Lösung 
zugeführt werden können, ist aus Landessicht- ich sagte es­

völlig offen. Deshalb muss zunächst die OB AG ihre Vorschlä­

ge auf den Tisch legen. Dann werden wir diese prüfen und 
unseren Handlungsrahmen abstecken und voll ausnutzen. 

Die Landesregierung ist grundsätzlich gesprächsbereit. Eines 

aber muss dabei klar sein. Wir werden auf keinEm Fall akzep­

tieren, dass der Wettbewerb. im Schienenverkehr einge­

schränkt wird, Qualität, Service und Sicherheit vermindert 

werden und es zu Stilllegungen der SPNV-Strecken des 

Rheinland-Pfalz-Takts kommt. 

(Vereinzelt Beifall bei F.D.P. und SPD) 
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Das heißt, wir selbst werden unter keinen Umständen akzep­
tieren, dass die Erfolgsstory Rheinland-Pfalz-Takt gefährdet 

wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dies würde der · 

rheinland-pfälzischen Verkehrspolitik und den Konzeptionen 

des Rheinland-Pfalz-Takts diametral· entgegenstehen. Wir ar­

beiten im Gegenteil daran, die Angebote im Rheinland-Pfalz­

Takt- Herr Kollege Bracht, immer nach der Devise .. angebots­

orientierte Verkehrspolitik"- weiter auszubauen. 

Frau Kiltz, wir sind gerade dabei, die Strecken Andernash­

Mayen/West und Wörth-Lauterburg für den SPNV zu reakti­

vieren. Wir drängen darauf, dass die Einführurig des perso­

nalarmen Funkfahrbetriebs als neue Streckensicherungstec.h­

nik für die Nebenstrecken endlich vorankqmmt. Die Planun­

gen hierfür sind zwischen der DB Netz AG und dem Land ab­

. gestimmt. Die Finanzierung aus Mitteln des Bundes­

Schienenwegeausbaunetzplans ist geklärt. Die Einführung 

dieser neuen Betriebsform auf den Nebenstrecken des Lan­
des würde erhebliche Kosten senken und dazu beitragen, · 

den Bestand dieser Strecken langfristig zu sichern. Das darf 
durch die Überlegungen zum Konzept .,Regent" nicht noch 

weiter behindert werden. 

Die Umsetzung der groß angekündigten Konzeption 
.,Netz 21" der DB AG darf nicht in Frage stehen. Danach soll­

ten Investitionsmittel auf den Erhalt und die Sicherung des 

Bestandsnetzes und somit auch auf die regionalen Strecken 

konzentriert werden. Das Land hat diese Strategie seinerzeit 

ausdrücklich begrüßt. 

Meine Damen und Herren, nun sollen die knappen Mittel of­

fensichtlich wieder auf die gewinnträchtigen Hauptstrecken 

urid die aus dem Ruder gelaufenen Großprojekte - so Netz­

Vorstand Münchwandner -. wie die Neubaustrecke Köln­

Rhein/Main, den Lehrter Bahnhof in Berlin sowie die zugehö­
rigen Tunnelstrecken, konzentriert werden, meine Damen 

und Herren. Dieses wird das Land so nicht hinnehmen. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in diesem Zusam­
menhang möchte ich auch an die Infrastrukturverantwor­

tung des Bundes erinnern dürfen. Es ist der Grundsatz zu ge­

währleisten, dass dem Wohl der Allgemeinheit, insbesondere 

den Verkehrsbedürfnissen beim Ausbau und Erhalt des Schie­

nennetzes der Eisenbahn des Bundes, Rechnung getragen 

wird. Aus dieser Verantwortung kann sich der Bund nicht her­
ausstehlen. 

(Schwarz, SPD: So ist es!) 

Meine Damen und Herr~n. der Rheinland-Pfalz-Takt ist das 
Erfolgsmodell im ÖPNV in Deutschland. Die Landesregierung · 

wird alles daransetzen, dass diese Angebotskonzeption durch 

die neuen Überlegungen 'der DB AG zur Regionalnetzent­

wicklung nicht beeinträchtigt wird. 

Gestatten Sie mir abschließend noch einige Bemerkungen zur 
Frage des ICE-Halts Mannheim. Herr Bracht, wissen Sie, man 

kann es sich so einfach machen. Man kann hierhin kommen 
und sagen, damit wird Ludwigshafen/Mannheim abgehängt. 

(ZurufdesAbg. Bracht, CDU) 

Zunächst einmal ist noch nichts entschieden. Sie wissen um 

meine Äußerungen zu dieser Sache. Ich halte es nach wie vor 

für nicht gerechtfertigt, wenn dieser groß~ Raum, dieser pul­

sierende Wirtschaftsraum, nicht entsprechend an den ICE an­

geschlossen bleibt. Ich bitte Sie aber, auch die Farbenlehre 

auf der. anderen Rheinseite zu beachten. Ich sage es einmal 

anders herum: Wenn es um· Ludwigshafen direkt ginge, wä­

ren der Ministerpräsident und ich direkt gefordert.- Aber da 

geht es um Mannheim. Mannheim liegt bekanntlich nicht in 
Rheinland-Pfalz . 

(Ministerpräsident Beck: Noch nicht!) 

Da bitte ich Sie, einmal mit dem Kollegen Teufel in aller 

Nüchternheit zu reden, damit der sich einmal in der gleichen 
Form dazu äußert, wie ich mich dazu geäußert habe. 

(Dr. Gölter, CDU: Aber das hat er doch 
g'etan! Das hat er doch mehrfach getan!) 

Dann haben wir ein Stück Klarheit. 

(Dr. Gölter, CDU: Das hat er doch 

mehrfach getan!) 

- Herr Kollege Dr. Gölter, dann muss man auch richtig adres­

sieren. 

(Dr. Gölter, CDU: Bauen Sie doch keine Wind­

mühlen auf! Kollegialität! Das kann 
man doch so nicht machen!) 

- Nein, ich sage das doch nicht. Ich sage doch nur, wenn Herr 
Bracht das hier so artikuliert, muss er wissen, dass er an die 
richtige Stelle gehen muss. Zunächst einmal ist hier der richti­

ge Platz, aber er muss in dem Zusammenhang dann auch rich-. 

tig adressieren. Das ist mein Petitum. Ich glaube, dann kom­
men wir ein ganzes Stück weiter. Es bleibt jedenfalls dabei, 

wirwerden Gespräche mitdem Bund und mitder DB AG füh­

ren müssen und führen, wie dieses Konzept .. Regent" dann 
entwickelt wird. Es darf nur nicht zulasten des Rheinland­

Pfalz-Takts gehen und darf auch nicht insgesamt bei den Re-. 

gionalisierungsm.itteln zulasten des Bestellerverkehrs gehen. 

(Beifall der F.D.P. und vereinzelt 

bei der SPD) 

Präsident Grimm: 

Die Fraktionen haben noch vier Minuten Redezeit 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Franz Schwarz das Wort. 

• 
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'Abg. Schwarz, SPD: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

~Drei Bemerkungen. 

Die erste Bemerkung: Herr Bracht hat darauf hingewiesen 
oder immer wieder gefragt, was geschieht. Wenn Sie sich die 

Aktivitäten der Politik des Landes ansehen- darauf haben Sie 

abgezielt -, dann müssen Sie zur Kenntnis nehmen, wie er­
folgreich - der Herr Minister ha~ dies eben noch einmal ge­
sagt- das Land dort war, wo es sich mit seiner Politik einbrin­

gen konnte und eingebracht hat. 

Die zweite Bemerkung: Was geschieht? - Sie können heute 

nicht mehr die Politik dafür verantwortlich machen, was die 

OB AG in verschiedenen Bereichen macht. Natürlich habe ich 

Verständnis dafür, wenn der Herr Minister darauf hinweist, 

dass sich Herr Mehdorn nun betriebswirtschaftliehen Krite­

rien zuwendet, weil seine Vorgänger im Wesentlichen - ich 

will dies einmal so sagen- aus dem Vollen gelebt haben. Die­

se haben gedacht, was soll schon passieren, irgendwann muss 

der Bund den "Schotter" herüberbringen, und dann werden 
wir das bauen. Nur, da hatten sie wahrscheinlich auf Sand ge­

baut. 

Wir erleben es heute - das ist das große Problem, das wir se­

hen-, dass man sich in der Vergangenheit- das können wir 

Herrn Mehdorn nicht "andichten" - nicht. sachkundig mit 

dem auseinander gesetzt hat, was es kosten Wird. Das müssen 

wir heute austragen. Das Geld fehlt. 

Die dritte Bemerkung: KOrzungen im Nahverkehr. Frau Kiltz,· 

es geht nicht um den Nahverkehr. Hier geht es um den regio­

nalen Verkehr. Natürlich ist die Diskussion, die jetzt über den 

regionalen Verkehr geführt wird - Herr Minister Bauckhage 
hat darauf hingewiesen-: Wie komme ich aus meiner Region 

Obergreifend Ober die Region in Zukunft mit der Schiene wei­
ter?- Dann ist das, vilas derzeit gemacht wird, kontraproduk­
tiv für die Bahn. Däs Image der Bahn leidet. Wenn das Image 

der_ Bahn leidet, gehen auch weniger Leute zur Bahn, um mit 

ihr zu fahren." 

Es ist also wichtig, deutlich.zu machen, dass der Weg, weiter­

hin die Bahn zu stärken, von uns als Politik massiv unterstützt 
·Wird. 

Herr Bracht, nur um eines bitte ich Sie, Sie können der Politik 
·nicht das Versagen, das im Grunde genommen ein betriebs­

wirtschaftlich geführtes Unternehmen zu verantworten hat, 

an den "Hals" hängen. Hierfür sind wir nicht verantwortlich. 
Ihre Politik ist vielleicht dafür verantwortlich, dass Sie die Ma­

nager ausgesucht haben, die vielleicht-nicht in der Lage wa­

ren, das Geschäft zu machen, wenn heute festgestellt wird, 

dass sie etwas gegen die "Wand" gefahren haben. · 

(Zuruf des Abg. Dr. Gölter, CDU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist darauf hinge­

wiesen worden, wie wichtig es sein wird, dass das, was jetzt 

diskutiert wird, unter Umständen als Konzept und auch als 

Vorschläge für das, was man im Land machen will, auf dem 
Tisch liegt. 

Ich habe ein großes Problem. Der Herr Minister hat noch ein­

mal deutlich gemacht, dass das Land stark sein wird, wenn es 

darum geht, die "Pflöcke" zu halten. Er hat auch gesagt 
"Netz 21" darf nicht scheitern, "Netz 21" muss durchgesetzt 
werden. Das ist richtig. Das Problem beim "Netz 21" ist aber, 
dass der derzeitige rylanager, Herr Meh.dorn, erklärt, 

"Netz 21 ".ist nichts weiter als die Verwaltung von Notstand, 

das heißt, wir müssen darüber nachdenken, ob es wirklich so 
negativ belastet ist, dass es· ein Notstand ist, oder ob es nicht 

möglich ist, die finanziellen Ressourcen für "Netz 21" zu be­

kommen. Dann geht es vielleicht auch darum, dass man sagt: 

Kann nicht vielleicht ein anderer das Netz übernehmen? 

Ich bin durchaus der Meinung, dass die damalige Diskussion, 

die wir nach 1994 geführt haben, gezeigt hat, dass die Ver­

einbarungen und die Verpflichtungen, die man im Zusam­

menhang init dem Netz getroffen hat, heute beweisen, dass 
sie in vielen Bereichen nicht durchsetzungsfähig und auch 

nicht in der Lage sind, das Problem zu lösen. Wir müssen also 
-jetzt haben wir eine Chance dazu, wenn dies auf den Tisch 

kommt- überlegen, ob wir nicht auch das Netz aus der Hol­

ding der DB AG herausnehmen. 

(Glocke des Prä,sidenten) 

Wenn es zutrifft, was Europa will, und wenn es zutrifft, was 

der Minister gesagt hat, dann kann in Zukunft nicht mehr der 

Setreiber auch gleichzeitig Netzbesitzer sein. Warum versu­
chen wi~ nicht in diesem Zusammenhang zu diskutieren, wie 

wir das Netz aus dem Dach der Deutschen Bahn AG herausbe­

kommen, um zum einen die Diskriminierung des Zugangs zu 
eliminieren und zum anderen vielleicht auch - hier hat Frau 

Kiltz sicher Recht; da stimme ich ihrzu-diese Quersubventio­
nierung, die in anderen Bereichen verdient wird, zu nehmen, 

um sie in Sachen zu stecken, die unter Umständen nicht ganz 

so wichtig oder weniger wichtig sind? 

Mein Petitum wäre, wir sollten dann, wenn wir überlegen, 

auch darüber nachdenken, ob das Netz bei der Holding der 

OB AG in Zukunft noch richtig pla~ziert ist. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

. Präsident Grimm: 

Ich erteile 'Herrn Abgeordneten Bracht das Wort. 

Abg. Bracht, CDU: 

Herr Präsident,.meine sehr verehrten Damen und Herren! Lie­
ber Herr Minister, den Begriff der nachfrageorientierten An-
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gebotspolitik, bezogen auf die Bahn, habe ich draußen im 

Land noch nie gebraucht. Deshalb sollten Sie mir das auch gar 

nicht vorwerfen. Das ist auch gar nicht meine Linie. Ich denke, 

hier, wie bei vielen anderen Punkten, gilt eine vernünftige 
Mischung aus angebots-und nachfrageorientierter Politik. 

Wenn Sie das Gespräch mit Herrn Mehdorn angesprochen ha­

ben, ist zu sagen, einige Fragen haben Sie beantwortet, auch 

gut, auch zufrieden stellend, aber längst nicht alle. 

Wenn Sie uns bezogen auf Mannheim vorwerfen, dass auf 

der anderen Rheinseite eine andere Regierung ist, dann sage 

ich Ihnen, nicht wir sind in· der Regierung, sondern Sie tragen 

VerantWortung fOr dieses Land. Sie haben die Verhandlun­

genzu fahren, nicht wir. 

· Wenn Sie glauben, dass wir dabei helfen können, dann tun 

wir das gern. Dann sagen Sie es uns. Dann machen wir das. 

Aber wenn Sie das nicht selbst hinbekommen und glauben, 

nicht die richtigen Ergebnisse fOr unser Land zu erzielen, 

danntreten Sie zurück. Dann Obernehmen wir die Regierung. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU­
Frau Kohnle-Gros, CDU: Das war gut!) 

So einfach ist das. 

Herr Kollege Schwarz, wenn Sie mir sagen, das Geld fehlt hin­

ten und vorn, ist festzustellen: Klar fehlt es fOr Schiene und 

Straße, weil Sie es fOr alles Mögliche in Bann ausgeben. Far 
. alles Mögliche werfen Sie es hinaus, nur nicht far Investitio­

nen, die zu Arbeit und Einkommen in unseren Regionen im 

ländlichen Raum fahren. 

(Beifall bei der CDU) 

Mein IieberHerr Minister, Sie sagen, Sie haben noch keine of­
fi·zielle Information Ober "Regent" von der Bundesbahn, da 

empfehle ich der Regierung, sich einmal Ober diese neue 
Technik, genannt Internet, zu informieren und sich vielleicht 
auch dieser Technik zu bedienen. Da gibt es zumindest ein 

paar Informationen, aber vielleicht noch nicht genug 

-einverstanden-, aber zumindest ein paar. 

Meine Damen und Herren, die CDU fordert von der Lanelesre­

gierung, sich dafar einzusetzen, dass kein Abbau und kein 
Umbau zul<!sten des Landes und der Kommunen erfolgt. 

Aber wir werden Sie auch daran messen, ob Sie das erreichen. 

Wenn zusätzlich der Unterhalt von Bahnhöfen und Trassen 
zurrl' Aufgabenfeld dieserregionalen Gesellschaften werden 

sollte; dann müssen diese regionalen Gesellschaften auch fi­

nanziell in die Lage versetzt werden, diese Leistungen zu er­
bringen. Eine Sanierung der Bahn AG zulasten der Länder 

und Gemeinden darf es nicht geben. 

Meine Damen und Herren, wenn die Situation des Bahnver­

kehrs so kritisch ist, wie es jetzt scheint, dann müssen Bund, 

Länder, Gemeinden und Bahn AG die Finanzierung des Bahn-

verkehrs - dies ist meine Oberzeugung - auf eine neue, zu­

kt,~nftssichere Grundlage stellen. So muss Ober die Finanzie­

rung der Bahntrassen und Bahnhöfe insgesamt nachgedacht 

werden, anstatt auf dem Weg der neuen Regionalgesell­
schaften Länder und Gemeinden einseitig heranzuziehen. 

FOr die CDU will ich noch einmal bekräftigen, die Bahn muss · 

ihren Anteil am Verkehrsaufkommen erhöhen. Derzeit er­

kennen wir nur Abbau oder Stillstand. 

(Schwarz, SPD: Aber doch nicht 

in Rheinland-Pfalz!) 

Eine Ausnahme besteht beim Personenverkehr. Dort gibt es 

aktuell eine Wiedergewinnung verloren gegangener Markt­

anteile. Aber der alte Stand ist auch hier längst noch nicht 

wieder erreicht. 

Voraussetzung ist: Die Bahn braucht ein attraktives Angebot, 

wenn sie diesen Anteil am Verkehrsaufkommen insgesamt 

erhöhen will. Voraussetzung hierfür sind mehr Investitionen 

statt weniger, und zwar in Trassen, ZOge und Bahnhöfe und 

eine bessere Organisation, die schneller und flexibler auf 
Kundenwünsche reagiert. Letzteres gilt vor allem auch far 
den Güterverkehr. 

Wenn Länder und Gemeinden noch stärker in die Verantwor­

. tung einbezogen werden sollen, dann mOssen auch Pla­

nungshoheit und angemessene Finanzausstattung hinzu­
kommen. 

Ich will zum Schluss noch einmal festhalten: Die CDU steht 

zur Bahnreform, auch wenn nicht alles richtig gelaufen ist. 
Das gebe ich zu. Nicht alles ist so gelaufen, wie wir uns das 

vorgestellt haben. Vom Grundsatz und vom Ziel her gibt es 

hierzu aber keine Alternative. 

(Glocke des Präsidenten) 

Ich komme zum Schluss: Von der Landesregierung erwarten 

wir, dass sie diesen Prozess konstruktiv u·nd kritisch begllt!itet 

und dafOr sorgt, dass zuallererst das bahninterne Optimie­
rungspotenzial ausgeschöpft wird, bevor Strecken stillgelegt 

werden, und dass sie im Übrigen sicherstellt, dass Rheinland­

Pfalz und seine BOrger von der neuen Bahn soviel wie mög­
lich profitieren. 

Diesen Nachweis, dass Sie dies erreichen, fordern wir von Ih­
nen heute und in den nächsten Monaten. 

Ich freue mich auf die Diskussion im Ausschuss fOr Wirtschaft 

und Verkehr, wenn dann konkretere Pläne, "Regent" b.etref­

fend, Vorliegen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall der CDU) 

• 
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Präsident Grimm: 

ICh erteile Herrn Abgeordneten Heinz das Wort. 

Abg. Heinz, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Aus der Diskussion 

zu diesem Thema bleibt. Folgendes festzustellen: Wir wollen 

alle das Gleiche. Wir wollen eine vernünftige Personenbeför­

derung, eine vernünftige Frachtbeförderung und außerdem 

ein funktionierendes I CE-Netz in Rheinland-Pfalz. 

vitir sind froh, dass wir die Deutsche Bahn AG haben. Man 

muss sagen, dass ein besseres und klares Konzept auf d~n 
Tisch muss. Wenn die Deutsche Bahn AG derzeit über ein Kos­

tenproblem stolpertund dann neue Ideen entwickelt, indem 
sie sagt, dass sie das Gesamtko·nzept auf Dauer nicht in eige­

ner Regie bewältigen könne und deshalb so genannte Toch-· 
terunternehmen bildet, muss dieses Konzept mit der Landes­

regierung abgestimmt werden. Das haben uns der Herr 

Minister ünd der Herr Ministerpräsident wissen lassen. Ferner 

muss das Finanzierungskonzept realisierbar sein. Besonders 

vvichtig für uns iSt die terminliehe Abstimmung zvvischen den 
Nahverkehrs- und den !CE-Verbindungen. Die Kosten dürfen 

nicht nur und auch nicht vorwiegend zu lasten des Landes ge­

hen. 

Darüber hinaus diskutieren wir bei jeder Haushaltsdebatte 

und bei jeder Verkehrsdebatte darüber, dass die ÖPNV­

Verbindungen den Bahnstationen angepasst sein müssen, 
ganz zu schweigen von der allgemeinen Kritik, in welch 

schlechtem Zustand sich unsere Bahnhöfe als so genannte 

. Servicestationen befinden.' Auch in diesem Bereich benötigen 
wir Hilfe und Unterstützung. 

(Vizepräsident Schuler übernimmt 
den Vorsitz) 

Wenn in der derzeitigen Diskussion die unterschiedlichsten 
Meinungen zu hören sind- die einen schimpfen über die der­

zeitige, die anderen über die damalige Bundesregierung -, 
müss~n wir uns fragen, ob die jeweils Regierenden in den Be­
reichen der Bahn und der Beförderung ihrerseits ihre Haus­

aufgaben während der Regierungszeit gemacht haben. Des­

halb müs?en wir am Ball bleiben. Uns muss das Konzept vor­

gelegt werden, damit wir unseren Einfluss auf den Verkehrs­

takt in Rheinland-Pfalz geltend machen können, um das zu 

erreichen, was in den unterschiedlichen Redebeiträgen ge­
. fordert worden ist. Wir wollen gemeinsam mit der Landesre­

gierung unseren Beitrag zur Erstellung eines Bahnkonzepts 

leisten. 
(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Kiltz das Wort. 

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich war vorhin et­

was verwirrt, als ich feststellen musste, dass die Landesregie­

rung und Teile der großen Fraktionen den IC- und den !CE­

Verkehr zum Nahverkehr zählen. Ich habe das bisher immer 

auseinander gehalten, aber ich lerne gerne dazu. Vielleicht 

heißt das auch, dass die Mittel für den Fernverkehr künftig 

fürden Nahverkehrverwendetwerden können. 

(Zuruf des Abg. Schwarz, SPD) 

- Nein, im Unterschied zu Ihnen habe ich lediglich vom Nah­

verkehr gesprochen. Bei Ihrer Rede ist mir im Übrigen über­

haupt nicht klar geworden, wohin Sie wollen. Vielleicht er­

schließt sie~ das aber in der nächsten Sitzung des Ausschusses 

für Wirtschaft und Verkehr, wenn Herr Minister Bauckhage 

uns seine sechs Punkte vorlegt, die er bis dahin mit Sicherheit 
zumindest ans!Jtzweise geprüft hat. 

Wir müssen feststellen, dass fünf Jahre nach der Bahnreform 

erst 7 % des Nahverkehrs - ich beziehe mich auf das Thema 

der Aktuellen Stunde, die Sie beantragt haben, Herr 
Schvvaiz .. 

(Schwarz, SPD: Machen Sie!) 

ausgeschrieben worden sind. Im Güterverkehr stoßen· kon­

kurrierende Bahnunternehmen häufig auf diskriminierende 

Widerstände, die sie daran hindern, erfolgreich in den Markt 
einzutreten. Auf Bundesebene haben wir bereits relativ früh 

vorgeschlagen, die Schieneninfrastruktur aus dem Konzern 

Deutsche Bahn AG herauszulösen 

(Schwarz, SPD: Das haben wir.in 
Rheinland-Pfalzseinerzeit 

. auch diskutiert!) 

und in abgestufter Zuständigkeit an die öffentliche Hand - in 
Teilen an den Bund und auch an die Länder bzw. an die . 

Zweckverbände- zu übertragen. 

. . 
-Es ist schön, wenn wir uns in dieser Hinsicht einig sind. 

Damit wird keine Rückkehr zur alten Staats- bzw. Behörden­
bahn'·angestrebt. Ziel ist aber der Erhalt der Verantwortung 

der öffentlichen Hand für das Netz, zum Beispiel durch eine 
Infrastruktur GmbH . 

.(Ministerpräsident Beck: Wie 

bezahlen wir die?) 

-Wir haben viele Vorschläge zur Umverteilung gemacht, de­
nen Sie nurfolgen müssen; 

(Ministerpräsident Beck: Ah so!) 
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Deren Bewirtschaftung soll künftig an private Unternehmen, 

zum Beispiel an die DB Netz AG, vergeben werden. Das ist 

wichtig im Wettbewerb. 

Ich fasse zusammen: Wir müssen Bedingungen formulieren, 

unter denen eine Regionalisierung des Netzes die Vorteile 

der Kundennähe nutzen kann. Ich habe sie bereits formuliert. 

Vor allen Dingen ist die Finanzierungsfrage sehr ·wichtig. Das 

heißt, die Finanzmittel müssen zusammen mit der Verant­

wortung herunterdelegiert werden. 

Insgesamt müssen wir die Chancengleichheit der Verkehrsträ­
ger erhöhen. Herr Bauckhage, ich lese mit Interesse, dass Ihre 

Partei am Samstag .in Andernach unter anderem geäußert 
hat: Die Grundsätze der Marktwirtschaft müssen auch _im 

Verkehr gelten. ln diesem Zusammenhang ist eine gerechte 
Anrechnung der tatsächlichen Wegekosten für jeden Ver­

kehrsträger unerlässlich.- Prima! Ich frage mich, weshalb Sie 

vor wenigen Monaten einen Antrag, den wir zu diesem The­

ma eingebracht haben, abgelehnt haben und auch dem gro~ 

Ben Koalitionspartner nicht gestattet haben, diesem Antrag 

zuzustimmen. Es ging da·rum, die Wegekosten gerade für die 

Bahn erträglicher zu gestalten. 

Herr Schwarz, ich bitte Sie herzlich darum, nicht nur wegen 

des Hochmoselübergangs bei Ihrem Kollegen, Herrn Klimmt, 

in Berlin vorzusprechen, sondern auch wegen der Investi­

tionsmittel für die Schiene. Im Koalitionsvertrag haben wir 

festgelegt, dass die Investitionsmittel für die Schiene schritt­
weise an d'ie lnvestitionsmitel für die Straße herangezogen 

werden sollen. Dadurch 'soll ein Gleichgewicht hergestellt 

werden. Es ist jedesmal der gleiche Kampf für meine Kolle­

gen in Berlin, dem großen Koalitionspartner die Einhaltung 
dieses Teils des Koalitionsvertrags abzuringen. Auch beim 
Anti-Stau-Prowamm wurde wieder hart gefochten. 

Herr Schwarz, ich rate Ihnen, wenn Ihnen die Bahh in 
Rheinland-Pfalz genauso am Herzen liegt wie anderen der 

Transrapid, der von ich weiß nicht was bezahlt werden soll, 

und der Hochmoselübergang, dann ergreifen Sie entspre­

chende Maßnahmen. Werden Sie vorstellig. Stellen Sie sich 

vor den Schreibtisch Ihres Kollegen und 

(Glocke des Präsidenten) 

fordern Sie den Koalitionsvertrag ein! Stützen Sie unsere Par­

teikollegen in Berlin! 

Danke. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 

nicht vor. Damit schließe ich den zweiten Teil der Aktuellen 
Stunde. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 5 der Tagesord­

nung auf: 

Wahl eines stellvertretenden Mitglieds des Kongresses 

der lokalen und regionalen Gebietskörperschaften 

Europas beim Europarat 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Bruch das Wort. 

Abg. Bruch, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Ältestenrat ist 
übereingekommen, den Präsidenten des Landtags vorzu­

schlagen. Dann kann der stellvertretende Präsident entspre­

chend nachrücken, wenn es um Vertretungsfragen geht. Das 

ist die Vereinbarung. 

Ich schlage Herrn Christoph Grimm vor. 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, gibt es weitere Vorschläge?- Das 

ist nicht der Fall. Dann stimmen wir über den Wahlvorschlag 
ab. · 

Werdem Wahlvorschlag zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen!- Die Gegenprobe!- Das ist einstim,mig so 

beschlossen. Herzlichen Dank! 

Ich rufe die Punkte 6 bis 10 der Tagesordnung auf: 

Landesgesetz zur Förderung von Handwerksbetrieben, 

kleinen und mittlet·en Unternehmen und 

Existenzgründungen 

Gesetzentwurf der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

-Drucksache 13/4216-

Zweite Beratung 

dazu: 

Beschlussempfehlung des Au~schusses 

für Wirtschaft und Verkehr 
-Drucksache 13/5473-

Stärkung des Wirtschaftsstandortes Rheinland~Pfalz 
Antrag der Fraktion der CDU 

- Drucksache 13/3703-

dazu: 

B~schlussempfehlung des Ausschusses 

fürWirtschaftund Verkehr 
- Drucksache 13/5428-

• 

• 
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Technologietransfer in Rheinland-Pfalz 
Antrag der Fraktion der SPD 

-Entschließung-

- Drucksa~he 13/4624-

dazu: 
Beschlussempfehlung des Ausschusses 

für Wirtschaft und Verkehr 
-Drucksache 13/5429-

Mittelstand in Rheinland-Pfalzstärken 
Antrag der Fraktion der F.D.P. 

-Entschließung-
-Drucksache 13/3906-

dazu: 
Beschlussempfehlung des Au~schusses 

für Wirtschaft und Verkehr 
-Drucksache 13/5537-

Entwicklung des Technologie- und 
\ftJirtschaf+..sstandorts Rhein!and-Pfalz 

Antrag der Fraktion der SPD 
-Drucksache 13/3891 -

dazu: 
Beschlussempfehlung des Ausschusses 

für Wirtschaft und Verkehr 
-Drucksache 13/5550.-

Die Fraktionen haben eine Redezeit von je 15 Minuten ver­
einbart. 

Ich erteile dem Berichter:;tatter, Herrn · Abgeordneten 
Anheuser, zu Punkt 6 der Tagesordnung das Wort . 

(Zurufe aus dem Hause) 

Herr Kollege Anheuser ist offenbar nicht im Raum .. Dann er­

teile ich dem Berichterstatter, Herrn Kollegen Rieth, zu de.n 
·Punkten 7 bis 10 der Tagesordnung das Wort. 

· Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/D!E GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Im vergangenen 
Jahr haben wir eine Reihe von Anträgen zum Thema "Mittel­
stand und Wirtschaft in Rheinland-Pfalz" sowle däs Mittel­
standsförderungsgesetz diskutiert. Ich erstatte Bericht.zu den 
Antr.ägen der Punkte 7 bis 10 der Tagesordnung. 

Der Antrag der Fraktion der CDU - Punkt 7 der Tagesord­
nung- wurde im Januar 1999 in den Geschäftsgang gegeben 

und an den Ausschuss überwiesen. Anschließend fand zusam­
men mit den anderen Tagesordnungspunkten eine Anhö-

rung zu diesem Antrag statt. Der Ausschuss hat anschließend 
über diesen Antrag beraten und mit Mehrheit empfohlen, 
diesen Antrag abzulehnen. 

Der Entschließungsantrag der Fraktion der SPD- Punkt 8 der 
Tagesordnung- wurd.e ebenfalls vor der Anhörung in den Ge­
schäftsgang des Landtags gegeben. Auch dieser Antrag wur­
de im Rahmen der Anhörung mitdiskutiert und bewertet. ln 
diesem Fall hat· die Mehrhe.it des Ausschusses für Wirtschaft 
und Verkehr empfohlen, diesen Antrag anzunehmen. 

Der Entschließungsantrag der Fraktion der F.D.P. - Punkt 9 
der Tagesordnung -wurde ebenfalls im Januar 1999 in den 
Geschäftsgang des Landtags gegeben. Dieser Antrag war 
ebenfalls Gegenstand des Anhörverfahrens am 16. Septem~ 
ber 1999. Bei der abschließenden Beratung im Ausschuss für 
Wirtschaft und Verkehr hat der Ausschuss mit Mehrheit emp­
fohlen, diesen Antrag anzunehmen. 

Der Antrag der Fraktion der SPD - Punkt 10 der Tagesord­
nung - wurde nach der Durchführung des Anhörungsverfah­

rens in den Geschäftsgang des Landtags gegeben. Der Antrag 
wurde im Ausschuss abschließend beraten. Auch in diesem 
Fall hat die Mehrheit-des Ausschusses emp·fohlen, diesen An­
trag anzunehmen." 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Schuler: 

Vielen Dank, Herr Berichterstatter. Ich bitte nun um den Be­
richt zu Punkt 6 der Tagesordnung. Herr Kollege Anheuser, 
Sie haben das Wort. 

Abg. Anheuser, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
Landtag hat den Gesetzentwurf der Fraktion BÜND­

NIS 90/DIE GRÜNEN "Landesgesetz zur Förderung von Hand­
werksbetrieben, kleinen und mittleren Unternehmen und 
Existenzgründungen" - Drucksache 13/4216 - an den Aus­

schuss für Wirtschaft und Verkehr überwiesen. Die Beschluss­

empfehlung des Ausschusses ist in der Drucksache 13/5473 
enthalten. 

Wir haben uns in verschiedenen Sitzungen, unter anderem 
auch im Rahmen einer Anhörung, mit diesem Gesetzentwurf 

befasst. Der Ausschuss für Wirtschaft und Verkehr hat in sei-· 
ner 34. Sitzung am 8. Februar 2000 beschlossen, dem Landtag 
die Ablehnung des Gesetzentwurfs zu ~mpfehlen. Demzufol­
ge war der mitberatende Ausschuss nicht mehr mit der Bera­
tung befasst. 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzentwurf abzuleh-. 
nen. 
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Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, bevor ich die Aussprache eröffne, 
begrüße ich Gäste im rheinland-pfälzischen Landtag, und 

zwar die Frauenhilfsgruppe Appenheim und die Mendiger 

Schützen. Herzlich willkommen! 

(Beifall im Hause) 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Rieth das Wort. 

Abg. Rieth, BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Heute steht unser 

Mittelstandsförderungsgesetz nach einem fast einjährigen 

Durchlauf durch den Ausschuss für Wirtschaft und Verkehr 

und einer Bewertung durch viele externe Fachleute im Rah­

men der Anhörung zur" endgültigen Beschlussfassung in die­
sem Haus wieder auf der Tagesordnung. Dieses erste grüne 

Mittelstandsförderungsgesetz auf Bundesebene hat somit al­

le parlamentarischen Stufen durchlaufen, die für einen Ge­

setzentwurf der Opposition möglich sind. 

Wir als GRÜNE sind mit der Gesetzesberatung im Ausschuss, 
mit den Stellungnahmen der externen Fachleute und der 

sachlich fairen Bewertung durch Teile dieses Parlaments inso­

weit zufrieden, dass sie uns bestätigt haben, dass wir mit der 

Hauptstoßrichtung dieses Gesetzes, nämlich mehr Beratung 

und weniger Gießkannenförderung, genau die Erfordernisse­

der Zeit für den Mittelstand in Rheinland-Pfalzgetroffen ha­

ben. 

(Beifalldes BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir und auch viele Fachleute haben mittlerweile erkannt, 

dass Beratung und Wissenstransfer als Wirtschaftsförde­
rungsaufgabe der Zukunft gesehen werden müssen und da­

mit die bisherige Schwerpunktsetzung auf die direkte Förde­

rung mehr und mehr ersetzen müssen. Damit einher geht 
auch die Weichenstellung der rotgrünen Bundesregierung 

bei der Unternehmensteuerreform, die Steuersätze zu sen­

ken und die Subventionen massiv abzubauen, da das Geld 

nur einmal ausgegeben werden kann .. 

Herr Wirtschaftsminister Bauckhage, wir fordern Sie deshalb 
an dieser Stelle noch einmal auf, die rot-grüne Steuerreform 

zu unterstützen und durch Subventionsabbau in Ihrem Be­

rei~h mit dafür zu sorgen, dass das Land nicht weiter die 
Staatsverschuldung mit fragwürdigen Mitnahmeeffekten der 

Wirtschaftsförderung in die Höhe treibt. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr B<!uckhage, erliegen Sie nicht weiter den Gedankenspie­

Jen Ihres pseudoliberalen Oberfundis, dem Weltökonom 

Rainer Brüderle, der heute in der .,taz" mit folgender Äuße­

rung zu lesen ist: .,Und wenn ich als Liberaler die Wahl habe 

zwischen einem staatlichen Monopol und einem privaten, 
entscheide ich mich für das staatliche. Das kann ich wenig­

stens noch beeinflussen." Meine Damen und Herren, dieses 
Staats- und Marktverständnis des rheinland-pfälzischen 

Oberliberalen, der uns in Rheinland-Pfalz in den letzten· 

13 Jahren weismachen wollte, dass liberale Wirtschaftspolitik 

die Kräfte des Markts stärkt, hat mit seiner Subventionspoli­

tik und den unzähligen neu gegründeten rein staatlichen Ge­

sellschaften das Gegenteil bewirkt. Er hat nämlich in diesem 

Land die Planwirtschaft vorangetrieben und die Staatsver­

schuldung auf über 30 Milliarden DM nach oben getrieben. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Wirtschaftsminister Bauckhage, diese Politik sollten Sie 

nicht fortsetzen, sondern möglichs:t schrie II ändern. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Wo ist er überhaupt bei derwirtschafts­

politischen Deb,atte?­

Staatsminister Zuber: Er hat doch eben 
gesagt, dass er kurz raus muss!) 

Stichworte wie IMM, Technologiezentren im Land, Opel in 

Kaiserslautern und vieles andere mehr werden nämlich an­

sonsten auch mit Ihrem Namen verbunden bleiben. Der Mit­

telstand wird merken und merkt es jetzt schon, wie ungleich 

in diesem Bereich die Behandlung im Land erfolgt. 

Demgegenüber führe ich mir unsere, in ihren finanziellen 

Auswirkungen bescheidenen, aber zeitgemäßen Paragra­

phen in unserem Gesetzentwurf vor Augen. Ich erwähne den 

§ 9 mit der Überschrift .,Regionale Beratungs- und Dienstlei­
stungsagenturen für Wissenstransfer, Beratung und Aus- und 
Fortbildung". Das sind zukunftsorientierte Transfereinrich­

tungen, die als Schwerpunkt die Kundenorientierung im mit­
telständischen Bereich haben. Das ist zukunftsweisend, nicht 
Ihre Förderpolitik. 

Nehmen Sie den§ 10 mit den lnformationsbörsen. Gerade in 
den letzten Wochen und Monaten erleben wir, dass für Exis­

tenzgründer und Betriebsnachfolger viel mehr in diese Rich­

tung gemacht weriien muss, als noch mehr Geld mit der Gieß­
kanne bereitzustellen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Nehmen wir den § 11 unseres Gesetzentwurfs, in dem es um 

die Förderung der zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit 
geht. Dieser Paragraph steht zwar im alten Gesetz, aber bei 

den Ausgaben stellen wir regelmäßig fest, dass der Mittelab­

fluss in diesem Bereich gleich Null ist. Wenn das von der Lan­

desregierung ernsthaft gemeint ist- wir haben das ausdrück­

lich und sehr_ deutlich in unseren Gesetzentwurf hineinge­

schrieben -, ist das eine Möglichkeit, ein Gegengewicht zu 

• 
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den Generalunternehmen zu bilden. ln diesem Fall muss die 
Landesregierung mehr machen, als nur Lippenbekenntnisse 

abzugeben und Sonntagsreden zu halten. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) , 

Nehmen wir den § 13, in dem wir die Förderung-der lebens­

langen Aus" und Weiterbildung in den Gesetzentwurf festge­

schrieben haben. Wir haben eben die Greencard-Debatte ge­

führt. Es ist ein originärer Bestandteil einer zukunftsweisen­
den Wirtschaftspolitik, dass auch diese Punkte viel stärker als 

bisher als Wirtschaftsförderung in einem solchen Landesge­

setz verankert werden. Deshalb haben wir diesen. Bereich 

auch aufgenommen. 

Nehmen Sie den § 23, in dem es um die Mitarbeiterinnen­

und Mitarbeiterkapitalbeteiligung geht. Hierzu sage ich nur 

zwei Stichworte: das Drei-Säulen-Modell der Alterssicherung 

von Siedenkopf oder der Vorschlag von Bundeskanzler 

Sehrödervom heutigen Tage, der ganz andere Möglichkeiten 

sieht, um einesozial gerechte Ausgleichsfunktion beim Volks-
vermögen zu err~ichen: .. \IVir wünschen uns, dass die Landes­

regierung viel stärker in diesen Bereich mit einsteigt und es 

nicht nur bei einzelnen Beispielen belässt, die es im L~nd gibt. 
ln diesem Bereich sehen wir aber strukturell eine Verbes­

serungs- und Änderurigsnotvvendigkeit. ln verschiedenen 

Fachgesprächen und in einer Anhörung, die wir vor einiger 

Zeit im Landtag durchgeführt haben, ist deutlich geworden, 

dass das ein modernes Wirtschaftsförderinstrument werden 
muss. 

Zu § 24- Mitnahmeeffekte vermeiden - weise ich nur darauf 
hin, dass wir in dem, w~s wir als Subventionsbericht gefordert 

haben, mehrfach von dieser. Stelle aus darauf hingewiesen 
haben, dass die entsprechenden gesetzlichen Vorgaben und 
die Richtlinienvorgaben so gestaltet sein müssen, dass das 

auch passiert. 

Zu § 25 -Transparenz der Förderung -: Auch das ist mit Hin­

weis auf den Subventionsbericht ein Punkt, den wir in der 

Wirtschaftspolitik dringend als erneuerungswürdig betrach­
ten. 

§ 26- Zeitliche Begrenzung von Einzelfinanzierungsprogram­

men - war eine Forderung der Kammern und Verbände in 

der Anhörung. 

§ 27 - Wirkungsanalyse und Elialuierung -.war auch eine For­

derung von verschiedenen Experten und Fachleuten in der 
Anhörung. · 

Meine Damen und Herren, insbesondere der Regierungsfrak­

tionen, Ihnen müsste doch bei Vorlage dieses Gesetzentwurfs 

deutlich werden, dass die Zeit der alten Subventionitis vorbei 

ist. Das müssten Sie doch erkannt haben. Ich bin gespannt auf 

Ihre Äußerungen zu unserem Gesetzentwurf. 

Was wirmit unserem Gesetzentwurf wollen, haben wir Ihnen 

vorgelegt. Wir haben auch in dem einen Jahr die Diskussion 

in den Gremien bestanden. Wir sehen das jedenfalls so, egal, 

wie heute die Abstimmung ausgeht. Wir wollen kreative Mi­

iieus in den Regionen fördern und stärken und nicht zentrali­

stische Strukturen zementieren, wie Sie es· mit Ihrer Wirt­

schaftspolitik bis zum heutigen Tag tun. 

- (Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren der SPD, ob Sie diesem Gesetzent­

wurf nun zustimmen oder ihn ablehnen, die Reformweichen 

von Rotgrün in Berlin sind näher an unserem Gesetzentwurf 

als an Ihrer konservativen Wirtschaftspolitik, die Sie seit Jah­

ren in diesem Land verfolgen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie müssen diese konservative Wirtschaftspolitik durchfüh­

ren, weil Sie aus CDU-Zeiten eine pseudoliberale Partei ge­

erbt haben, die Ihnen genau diese Muster weiterhin vorgibt.· 

Wenn Sie sich davon nicht Schritt für Schritt oder noch etwas 

deutlicher trennen, werden Sie mit Ihrer Vorstellung von 

\Nir..schaftspülitik das Schlusslicht der Bundesiänder werden 

und bleiben, wie dies zum Beispiel im Energiebereich in aller 

Deutlichkeitstatistisch dokumentiert ist. 

Herr Bracht, uns hat deshalb in den Ausschussberatungen 

uhd bei der Anhörung angenehm überrascht, dass die CDU in 

diesem Landtag offensichtlich in Sachen Neuausrichtung der 

Landeswirtschaftspolitik die Zeichen der Zeit eher verstanden 
hat als die Regierungsfraktionen. 

. (Schwarz, SPD: Purer Opportunismus!) 

Das müssen wir an der Stelle deutlich festhalten. Ihre Stimm­
'enthaltung zu unserem Gesetz~ntwurf im .Ausschuss werten 
wir jedenfalls als fundierte Anerkennung der Notwendigkeit 

für eine neue Landeswirtschaftspolitik, die von dieser konser­

vativen Landesregierung offensichtlich nicht mehr zu erwar­
ten ist. 

Herr Bracht, wir werten das so. Sie können das nachher be­

gründen. Eine Enthaltung ist für uns eine solche Anerken­

nung. 

Wie notwendig die Umorientierung in der Landeswirtschafts­

politik ist, geht auch aus der Tatsache hervor, dass von den 

ca. 142 000 meist kleinen und mittelständischen Unterneh­
men im Land in den letzten Jahren nur ca. 2 700 - lediglich 
2 % - eine Förderung erhalten konnten. Das sind Aussag~n 
auf Anfragen, die von uns und anderen gestellt wurden. Dies 
ist eine marginale Zahl, die von der Förderung profitieren 

konnte. 

Allein daran wird für uns deutlich, dass es Ihnen, meine Da­

men und Herren der Landesregierung und der Regierungs­

fraktionen, bei Ihrer Förderpolitik nicht einmal im Ansatz um 
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die Herstellung von Chancengleichheit für das Gros der 

rheinland-pfälzischen mittelständischen Unternehmen geht. 
Sie betreiben mit Ihrer Förderpolitik Klientelbedienung. Das 

geht allein aus diesen Zahlen hervor. Ich denke, das· kann 

nicht zukunftsweisend sein. Von daher muss das a1,1ch geän­

dert werden. 

Nehmen wir ein anderes Feld, zum Beispiel die Existenzgrün­

dungen und die Unternehmensnachfolge. Auch bei diese~ 

beiden großen Zielgruppen, die in die zehntausende allein in 

Rheinland-Pfalz gehen, wird deutlich, dass die althergebrach­

te Förderideologie niemals dem Problem Rechnung tragen 
kann. Es wird nicht ausreichen, dass Sie so weitermachen, wie 

Sie das in den letzten zehn Jahren zurückblickend getan ha­

ben. 

Herr Schwarz, neben Rahmenbedingungen für eine bessere 

Eigenkapitalausstattung ist es vor allem das Wissens-Know­

how, das bei den Existenzgründerinnen und Existenzgrün­

dern und bei den Unternehmensnachfolgern fehlt. Dieser 

Know-how-Transfer muss hochprofessionell und kompetent 

an Mann und Frau gebracht werden. Er ist sowohl bei den Be­

triebsnachfolgern als auch bei den Existenzgründern, was wir 

an Rückmeldungen haben, in den letzten Wochen und Mona­

ten häufig nachgefragt worden. Es reicht nicht aus, diese Leu­

te, die für unser Land dringend und wichtig sind, auf die Viel­
zahl der mehreren hundert Förderprogramme zu verweisen. 

·. Hier hat der Staat eine Aufgabe, das, was in seinem Ermessen 

und seiner Verantwortung steht, professionell zu bündeln 

und regional den Leuten zur Verfügung zu stellen. 

Das wird die ISB zentral in dem Maße, wie Sie das wollen,­

nicht leisten können. Das werden auch die Kammern allein 

nicht leisten können. Das wissen Sie. Von daher stehen wir 
auch nach einjähriger Be~atung unseres Gesetzentwurfs 

mehr denn je zu diesem Gesetz und sind von der Richtigkeit 
. der Anlage dieses Gesetzes genauso überzeugt wie am ersten 
·Tag. 

Wir werden uns zu dem Antrag der CDU-Fraktion enthalten, 
wie wir das schon im Ausschuss getan haben, und die Anträge 

der Regierungsfraktionen ablehnen, weil die eigenen wirt­

schaftspolitischen Vorstellungen nur rudimentär aufgeführt 
sind. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn Kollegen Bracht das Wort. 

Abg. Bracht, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ba­

sis für die verschiedenen Initiativen, über die wir heute ent­
scheiden, war offensichtlich der im November 1998 von der 

CDU-Fraktion eingebrachte umfangreiche Antrag, mit dem 

wir eine ganze Reihe von Forderungen zur Stärkung des Wirt­

schaftsstandorts Rheinland-Pfalzformuliert hatten. 

Ich kann für die CDU heute feststellen, dass nahezu alle da­

maligen Forderungen auch heute noch ihre volle Berechti­

gung haben und dass sich die Begründung dafür sogar in vie­

len Punkten erheblich verstärkt und in manchen auch abge­

schwächt hat. Dies bestätigt auch die durchgeführte Anhö­

rung. 

Meine Damen und Herren, am augenfälligsten wird dies, 
wenn man sich ansieht, wo Rheinland-Pfalz heute wirt­

schaftspolitisch steht. Wer ohne Scheuklappen nach diesem 

Standort sucht, der findet Rheinland-Pfalz im Abseits. Die 
Wirtschaftspolitik dieses Landes ist in wesentlichen Teilen ge­

scheitert. 

(Zuruf des Staatsministers Bauckhage) 

-Herr Minister, wenri Sie mir das nicht glauben, lesen Sie ein­

mal morgen die "Wirtschaftswoche". Eine schlimmere Ohr­
feige - das geht aus den Informationen, die uns vorliegen, 

hervor - für die Wirtschafts- und Technologiepolitik dieser 

SP.D/F.D.P.-Landesregierung könnte auch ich Ihnen nicht ge­

ben. Darüber werden wirsicher im Ausschuss reden. 

(Beifall der CDU) 

Meine Damen und Herren, die Landesregierung kann noch so 

sehr versuchen, abzulenken, die Daten und Fakten sind ein­

deutig. Ich möchte ein paar wenige ansprechen. Wir haben 
schon häufiger darüber diskutiert. 

Das Bruttoinlandsprodukt je Einwohner hatte im le~zten Jahr 
einen erhöhten Wert, weil die Basis des Vorjahres extrem 

niedrig war. Mittelfristig li~gen wir aber am Ende aller westli­

chen Bundesländer. Wir liegen auch beim tatsächlichen Zu­
wachs an neuenUnternehmen auf dem letzten Platz unter al­

len westlichen Bundesländern. Bei der Arbeitslosigkeit und 
der Beschäftigung sieht es nicht wesentlich besser aus. 

Tatsache ist, dass die Zahl der in Rheinland-Pfalz Beschäftig­
ten von 1995 bis 1998 überdurchschnittlich gesunken ist, und 

zwar von 1,175 Millionen auf 1,159 Millionen. Wir haben 

16 000 Arbeitsplätze verloren. Dieser Trend hat sich 1999 dra- · 

matisch fortgesetzt. Hierzu liegen mir nur die Zahlen vom 
verarbeitenden Gewerbe vor. Allein im verarbeitenden Ge­

werbe haben wir 1999 6 892 Arbeitsplätze, das sind fast 

7 ooo Arbeitsplätze, verloren. 

Meine Damen und Herren, das ist dramatisch. Der leichte 
Rückgang der Arbeitslosen, der dem gegenübersteht, hat 

fast - das schließen wir daraus - ausschließlich demographi­

sche Gründe. Er wird zusätzlich begünstigt, weil immer mehr 

Menschen in benachbarte Länder auspendeln. Ich stelle fest: 

Arbeit in Rheinland-Pfalz, das Hauptziel von Politik und ins­

besondere von "Wirtschaftspolitik, ist mehr denn je Mangel­
ware. 

• 

• 
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Meine Damen und Herren, die Wirtschaftspolitik dieses Lan­
des ist so erfolglos, obwohl die Mittel für Wirtschaftsförde­
rung in den letzten Jahren gewaltig gesteigert wurden. Ich 
habe die Zahlen anlässlich der Haushaltsberatungen ge­

nannt. Sie wurden um mehi als SO% auf 172 Millionen DM 

im Jahr 1999 aufgestockt. Wir hätten gegen diese massive 

Steigerung Oberhaupt nichts einzuwenden, wenn dieser Stei­

gerung auch die entsprechenden wirtschaftspolitischen Erfol• 

.ge gegenüberstünden. Dies ist leider, wie gesagt, nicht der 

Fall. 

Wenn es nun wirklich noch daran gelegen hätte, es noch ei­

nes Beweises bedurft hätte für Ihre schlechte Politik, dann 

haben Sie, meine Damen.und Herren von der Regierung, den 

in den letzten Wochen wirklich selbst erbracht, und zwar mit 

Ihrer lmagekampagne. Sie haben mit dieser Imagekampagne 

den Beweis für Ihre eigene schlechte Politik erbracht. Wenn 

Ihre Politik aus sich gewirkt hätte, hätten Sie keine Image­

kampagne gebraucht, um sie aufzuwerten. Sie müssen sie 

aufpolieren und werfen Millionen DM Ihrer schlechten Politik 

noch hinterher. 

{Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, was sind di~ Urs~chen für diese 
verfehlte Politik? Ich will ein paar wenige ansprechen: Die 

. Zahl' der Wirtschaftsförderurmsprogramme in unserem Land 

ist mittlerweile so groß geworden, dass kaum noch jemand 

den Überblick hat. Herr Minister, Sie haben das selbst mehr­

fach bestätigt. Es gibt fast nichts mehr, was nicht förderfähig 

ist. Aber das hat natürlich zu einem Dickicht geführt, das 
kaum noch jemand durchschaut. D~nn verfehlt es seine Wir­

kung, wenn alles Mögliche gefördert wird und nicht das, was 

gefördert werden muss, wo wirklich Bedarf ist. Dann verfehlt 
Förderung ihre Wirkung. Dieses Versagen der Landesförder­

instrumente trifft uns besonders hart in einer Zeit, in der 

Bund und EU ihre Fördergebiete massiv einschränken . 

{Zuruf-des Abg. Pörksen, SPD) 

- Herr Pörksen, hören Sie zu; Sie können etwas lernen. 

Eine weitere Ursache für unsere wirtschaftspolitischen Pro-_ 

bleme ist die Regelungsdichte. Der Minister hat gleich nach 

unserem Antrag eine Deregulierungskommission eingesetzt, 

die zwischenzeitlich auch Ergebnisse vorgelegt hat. Herr Mi­
nister, im Interesse einer effektiveren Wirtschaftsförderung 

erwarten wir eine zügige abschließende Beratung und eine 
Umsetzung dieser Vorschläge. Soweit ich sie kenne, sind sie 
recht gut.; 

{Beifall des Abg. Schwarz, SPD) 

-.Wo etwas positiv ist, Herr Scharz, sage ich das auch; nur 

dann ist, glaube ich, Kritik auch glaubwürdig.' 

Es passiert zu wenig im Bereich der Forschung, insbesondere 
in der angewandten Forschung und damit der Technologie-

politik. Die Forschu-ngslandschaft ist in Rheinland-Pfalz niCht 
ausreichend entwickelt. Obwohl wir seit (DU-Regierungs­

zeiten jährlich 40 Millionen DM bis SO Millionen DM im Jahr 
investieren~ liegen wir bei den Forschungsausgaben je Ein­

wohner im Bundesvergleich an zweitletzter Stelle vor Bran­

denburg. Ich habe schon bei den Haushaltsberatungen ge­

sagt: Erfolgskontrolle muss sein, damit man rechtzeitig um­

steuern kann.- Ich glaube, da müssen wir noch etwas tun. 

Dass man von einer erfolgreichen rheinland-pfälzischen Wirt­

schaftspolitik nun Wirklich nicht sprechen kann, liegt auch da­

ran, dass diese Regierung nicht in der Lage ist, sich in Zeiten 

. begrenzter Mittel, knapper Finanzen aufdie wirklich-wesent­

lichen Dinge zu konzentrieren, nämlich die Rahmenbedin­

gungen für besseres Wirtschaften und damit für mehr Ar­

beitsplätze zu setzen. Zu diesen wesentlichen Dingen gehö­

ren nun einmal die Investitionen. Wer die Investitionsquote _ 

innerhalb von acht Jahren von 17,2 % des Landeshaushalts 

auf 11 % herunterfährt, darf sich nicht wundern, wenn seine 

Wirtschaftspolitik erfolglos ist. Das sind im Jahr 2000 sage 

und schreibe 1,3 Milliarden DM Investitionsmittel d~s Landes 

weniger als 1991. 

Meine Damen und Herren, wer Arbeitsplätze schaffen wiii, 
braucht zwingend eine vernünftige Bildungsinfrastruktur 
und eine vernünftige Verkehrsirifrastruktur. Beides vernach­
lässigen Sie sträflich. Bei der Verkehrsinfrastruktur erleben 

wir gerade die Folgen dieser Politik. Ich erinnere an unsere 

Debatte vorhin zur Bahn. Ein immer desolater werdendes 

Landesstraßennetz tut sein Übriges. Wenn Sie die En~wick­

lung in der Rhein/Main-Region und das Engagement der Lan­

desregierung betrachten, dann kommen mir auch die Tränen. 

Es kann doch nicht sein, dass die Landesregierung diese Ent­
wicklung, die sich nun wirklich dramatisch vollzieht, ver­

schläft. Wir sind dermaßen von der Entwicklung der 

Rhein/Main-Region, einschließlich Frankfurt, als Region um 
Mainz, Rheinhessen, aber auch als ganzes Land abhängig und 
darauf. angewiesen, dass das vernünftig läuft, dass das Ver­

halten der Regierung, soweit es für uns erkennbar ist, jeden­
falls unverantwortlich ist. 

Wir fordern Sie dringend auf, aktiv zu werden; denn unser 

Land ist sowohl positiv als auch negativ ganz entscheidend 

davon abhängig, was dort passiert. Deshalb ist das Engage­

ment der Landesregierung dringendst gefordert. 

Meine Damen und Herren, wir müssen uns bei unserer Arbeit 

auf das Wesentliche konzentrieren. Wir brauchen einen Auf­

bruch zu modernen WirtschaftSstrukturen in Rheinland-Pfalz, 
der von neuen Initiativen bei Dienstleistungen und Zukunfts­

technologien getragen werden muss. Das geht nicht ohne 
große Anstrengungen. Dessen bin ich mir bewusst. Die Infra­
struktur des Landes muss die Grundlagen für die Arbeitsplät­

ze von morgen schaffen. Das gilt im Besonderen für die Schul­
und Bildungspolitik. Ich habe das gesagt. 

Im engeren Bereich der Wirtschaftspolitik gilt es, entschei­

dende Schritte für mehr Existenzgründungen zu gehen. Wir _ 
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haben einige Vorschläge _in unserem Antrag gemacht. Wir 
müssen die Förderprogramme straffen und gezielter einset­

zen. Wir müssen das Bürokratiedickicht für die Firmen durch­
forsten und 'lichten. Wir müssen vor allem alles tun, damit 

neue Medien bei uns eine Zukunft haben. Auf diesen Flop, 

den Sie sich als Landesregierung, betreffend Multimedia im 

Zusammenhang mit Ihrem Multimediaprogramm, geleistet 

haben, will ich nicht näher eingehen._ 

Meine Damen und Herren, alles in allem verstärkt sich der Ge­

samteindruck, dass die Handlungen der Landesregierung sich 

immer mehr- in manchen Bereichen fast ausschließlich- auf 

Selbstdarstellung und Show-Effekte konzentrieren. Beispiele 

haben wir genug: das angebliche Multimedia-Programm, die 
.. 200 Millionen DM der Landesstraßen-Täuschung", die lmä­
gekampagne, die keinen einzigen potenziellen Investor irri 

Land erreicht. 

Meine Damen und Herren, der regionale Wettbewerb wird 

schwieriger. Die EU streicht die Fördermittel zusammen, der 

Bund zeigt zunehmend lnvestitionsschwäche, das Land muss 

sich selbst helfen. Herr Schwarz, deshalb gilt es, die verschie­

denen Mittel sparsam und wirksam einzusetzen. Dazu wollen 

wir mit unserem Antrag zur Stärkung des Wirtschaftsstand­

orts Rheinland-Pfalz, der im Übrigen bei der durchgeführten 
Anhörung den mit Abstand größten Zuspruch der Experten 

erhielt, einen Beitrag leisten. 

Bezüglich der vorliegenden Anträge und des Gesetzentwurfs 
will ich noch kurz etwas sagen. Herr Rieth; wir bedanken uns _ 

für die Anerkennung, die Sie vorhin verbreitet haben. Den­
noch werden wir Ihrem Gesetzentwurf nicht zustimmen. Wir 

werden uns heute auch nicht enthalten; denn es geht heute 

um ein Gesetz., Das heißt nicht, dass wir nicht manches, was 
darin steht, inhaltlich für gut halten. Aber dem Gesetzent­

wurf können wir nicht zustimmen. Das geht nicht. Allein des­

halb müssen wir ihn ablehnen, sonst hätten wir uns vielleicht 
enthalten. 

Bezüglich der übrigen Anträge haben wir auch sehr intensiv 

überlegt, was wir machen. Mit manchen Inhalten in den An­

trägen können wir uns durchaus identifizieren. Man könnte 

Ihnen bedenkenlos zustimmen. Manches ist aber auch in­
haltslos. Wenn man sich den Antrag der F.D.P. ansieht, dann 

stellt man fest, dass nicht so sehr viel enthalten .ist. Es ist viel 

·Allgemeines, aber er ist aush nicht ablehnenswert. Wir wer­
den uns deshalb enthalten. Die Anträge der Fraktion der SPD 

werden wir ablehnen; weil dort zum Teil Forderungen erho­
ben werden, für die Sie bei den Haushaltsberatungen über­
haupt keine Anträge gestellt haben. Jetzt erscheinen sie wie­

der. Es handelt sich um m,illionenschwere Programme. Sie 

hätten das zumindest bei den Haushaltsberatungen schon 
anführen müssen. 

Meine Damen und Herren, ich bedanke mich für die· Auf­

merksamkeit. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn Kollegen Heinz das Wort. 

Abg. Heinz, F.D.P.: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Herr Kollege Rieth hat es vorhin ganz geschickt 

angestellt, indem er gesagt hat: Liebe Freunde von der CDU, 

wenn ihr euch bei unserem Antrag enthaltet, tun wir das 

Gleiche _und signalisieren damit gegenseitig Zustimmung. 

Herr Kollege Bracht hat die Sache auf den Punkt gebracht 

und gesagt: Lie~er Herr Kollege Rieth, leider müssen wir Ih­
ren Antrag ablehnen. So macht man Wirtschaftspolitik in die­

sem Hause. 

(Beifall bei der SPD­

ZurufdesAbg. Dr. Schiffmann, SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die vier vorliegen­

den Anträge zu dem Thema Mittelstand und Wirtschafts­

standort Rheinland-Pfalz der Fraktionen der SPD, CDU und 

F.D.P. sowie den Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN hat- das ist uns die Sache wert- der zuständige Aus­

schuss für Wirtschaft und Verkehr in mehreren Sitzungen seit 
Juni 1999 beraten sowie zu drei der vier Anträge.n und zu 

dem Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
eine Anhörung mit einem Kreis von Sachverständigen durch­

geführt. Die Experten hatten im September des vergangenen 

Jahres die Gelegenheit, zu den Anträgen im Detail Stellung 
zu beziehen und uns, den Mitgliedern des Wirtschaftsaus­

sch~sses, ihre Standpunkte zu erläutern. 

Alles in allem hat die Anhörung ergeben, dass die rheinland­

pfälzische Landesregierung durch das zuständige Ministe­

rium -für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau zu 
den Punkten Technologieförderung, Mittelstand und Hand­

werk sowie Unternehmensförderung bisher klare Akzente 

gesetzt 

(Frau Grützmach er, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Waren Sie in der falschen Anhörung?) 

und bisher in den genannten Bereichen entgegen den vorhin 

gemachten .Äußerungen erfolgreiche Wirtschaftspolitik be­
. trieben hat, meine Damen und Herren. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD-
Zuruf des Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

So wurde unter anderem auch in der Anhörung angetahrt, 

dass die ~ahmenbedingungen für die Existenzgründungen 

für den Mittelstand .,exzellent" sind. 

(Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Waren Sie in derselben 
Anhörung?) 

• 

• 
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Meine Damen und Herren, bundesweit gibt es nirgendwo so 
gute Rahmenbedingungen sowie eine so große Resonanzfür . 
Existenzgründer wie bei uns in Rheinland-Pfalz. 

Allen Anträgen gemeinsam ist, dass man etwas für den Mit­
telstand tun möchte. Das ging auch bisher im Ausschuss bei 
allen Begründungen wieder sehr deutlich hervor. Jedoch 
muss man in diesem Zusammenhang - das ist auch gesagt 
worden, und dem geben wirzum TeiJ·Reclit- aufpassen, dass· 

dies nicht zu einem Mehr an Bürokratie und Aufwand führt. 

Herr· Wirtschaftsminister Bauckhage, ich möchte daher an 
dieser Stelle ausdrücklich die Gelegenheit nutzen, Ihnen für 

Ihre Deregulierungsoffensive einmal Dank zu sagen. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD­
Zuruf von der CDU) 

Meine Damen und Herren, .,Deregulierung" ist ein Wort, das 
· von allen immer wieder gefordert wird, und dann sollte man 

auch einmal dankend erwähnen, wenn es aufgegriffen Wird. 
Wir müssen un,d wollen gemeinsam erreichen, dass Bürokra­
tie abgebaut wird, um Handlungsspielräume für den Bürger 
und fOi die Unteinehmer Zü schaffen. 

Nicht von ungefähr wurde beispielsweise mit der Gründung 
der Investitions- und Strukturbank vor sechs Jahren versucht, 

alle FÖrderinstrumente, die sich mit Wirtschaftsförderung in 
Rhein'Jand-Pfalz beschäftigen, unter einem Dach zusammen­

zufassen und zu bündeln. Ich würde dies wie folgt aus­
drücken: Man kann sagen, dass mit der ISB Wirtschaftsförde­
rung betrieben wird, alles in einer Hand und alles unter ei­

-nem Dach. Ich denke, das ist bisher nachweislich bestens ge­
lungen. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Landesregierung hat die er­
folgreiche Wirtschaftsförderungspolitik auch im vergange­
nen Jahrtrotz der hier vorgebrachten Kritik bestens fortge­

setzt. Exemplarisch möchte ich hierzu einige Initiativen an­
führen, die die positive wirtschaftliche Entwicklung in diesem 
Bundesland unterstützen. 

ln Rheinland-Pfalz stellen kleine und mittlere Unternehmen 
rund 80 % der sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplätze. 

Allein 350 000 Beschäftigte sind hierbei in 45 000 Handwerks­
betrieben des Landes tätig. Damit ist das Handwerk nach wie 
vor einer der wichtigsten Arbeitgeber in unserem Bundes­
fand. 

Während die Industrie- das erleben wir jeden Tag -ihre Be­
schäftigungszahlen in den vergangenen Jahren ständig redu­
ziert hat, ist gerade im Handwerk die Zahl der Betriebe und 
der Beschäftigten nicht nur konstant geblieben, sondern hat 

zugenommen. Besonders wichtig zur Schaffung von Arbeits­
plätzen ist hierbei, dass die Landesregierung die Gründung 

von ne.uen Existenzen unterstützt; denn jedes Unternehmen 
schafft gleichzeitig wieder zusätzliche Arbeitsplätze. Werbe­
reit ist, etwas zu wagen, der sollte nach unserer Ansicht hier­
bei auch unterstützt werden. Das ist auch die Forderung der 
Oppositionsfraktionen. 

Meine Damen und Herren, allein 1999 wurden 460 Existenz­
gründer mit der Fortbildungsprämie von leider nur 5 000 DM 
gefördert. Wir-hätt~n uns mehr gewünscht, aber auch darin 
sieht man, wie dezidiert und wie zielorientiert das Ministe­
rium bedacht ist, Existenzgründern zumindest Anerken­
nungsprämien zu zahlen. 

Wichtig ist weiterhin, dass die neuen Existenzgründer in Zu­
kunft einen erleichterten Zugang zum Wagniskapital finden 
werden. Dies war übrigens auch ein sehr wichtiges Ergebnis 
unserer im letzten September durchgeführten Anhörung im 

Wirtschaftsausschuss. Der Bereich Wagnis- und Chancenkapi­
tal wird sich deshalb in Zukunft noch mehr an den Anforde­
rungen kleinerer Unternehmensgründer orientieren müssen; 

denn gerade die kleinen Unternehmer sind diejenigen, die 
. besonders innovativ, aber auch am Markt flexibel agieren 
müssen, damit sie Erfolg haben. 

Auch in Zukunft hat sich deshalb die Wirtschaftspolitik des 
Landesam Mittelstand zu orientieren; denn Mittelstandspoli­

tik ist hierbei als Querschnittsaufgabe zu verstehen, die grö­

ßenbedingte Na,c~teile mildert und sich g.leichzeitig auch an 
den Interessen der unterschiedlichen Gruppen des Mittel­

stands orientiert. Diese Mittelstandsorientierung dE7r Landes­
regierung wird auch an dem Mi.ttelstandsprogramm der ISB 
deutlich und erkennbar. 

Des Weiteren übernimmt die ISB auch die Technologieförde­

rung des Landes. So wurden von der Investitions- und .Struk­
turhank im Jahr 1999 rund 40 Forschungs- und Entwickfungs-·­
vorhaben mit 9,5 Millionen DM unterstützt. 80% der Förder­

mittel gingen dabei an Unternehmen mit weniger als 
100 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Vor allen Dingen wur­
den die einzelbetrieblichen Investitionsförderungen des Lan­

des .1999 noch einmal verbessert, eine Initiative der Koali­
tionsfraktionen, die aber leider von den Oppositionsfraktio­
nen nicht mit unterstützt wurde. 

Der entscheidende Vorteil für die mittelständischen Unter­
nehmen ist wohl, dass das Wirtschaftsministerium eine uni­

fassende Technologieförderung aus einer Hand und mit ge­
ringem Verwaltungsaufwand anbietet. Dies finde ich beson-

. ders gut;. denn - wie vorhin schon gesagt; das unterstützen 

wir auch - ein Zuviel an Fördertöpfen trägt nur zur Verwir­
. rung bei und erschwert durch zu hohen Verwaltungsauf­
wand für junge Unternehmer oder für Unternehmen über­

haupt die Bereitschaft. 

Die zielgerichtete Technologieförderung trägt daher ihre 

Früchte. So hat das Europäisc~e Statistische Zentralamt Mit­
. te 1998 Rheinland-Pfalzals die europäische Region mit dem 
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höchsten Anteil an Beschäftigten in Unternehmen und Bran­

chen mit einer besonders hohen Forschungs- und Entwick­

lungsintensität ermittelt. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Wir reden nicht nur Ober Fragen des 

Status qua, sondern auch der Ent­

wicklung, Herr Heinz!) 

Der Eurostat-Bericht listet die EU-Regionen mit dem höchsten 

Anteil der Hochtechnologiebranchen an der Gesamtbeschäf­

tigung auf. Verehrte Frau Kollegin, Sie kennen den Bericht. 

Danach ist es jeder achte Beschäftigte in unserem Land- das 
sind 200 000 Frauen und Männer, 200 000 Arbeitnehmerin­

ne!'l und Arbeitnehmer-, der in der Hochtechnologiebranche 
tätig ist. 

Die Förderung von Mittelstand und Handwerk wird in den 

nächsten beiden Jahren in diesem Land auf hohem Niveau 

fortgeführt. Dies wurde. unter anderem auch durch den im 

Januar verabschiedeten Doppelhaushalt sichergestellt. Damit 
hat die Landesregierung fur den Wirtschaftsstandort Rhein­

land-Pfalz und zur Unterstatzung der mittelständischen Un­

ternehmen durch die einzelnen Programme alle Vorausset­
zungen geschaffen- ich betone, dass es alle sind -,auch die, 

die von den Oppositionsfraktionen im!lJer wieder gefordert 

wurden. 

Lassen Sie mich zum Abschluss noch auf die Ihnen zur Abstim­

mung vorliegenden Anträge b;:;w. den Gesetzentwurf einge­
hen. Ein Ergebnis der ausfUhrlich·en Beratungen im Wirt­

schaftsausschuss war unter anderem, dass derzeit kein akuter 

Handlungszwang bezüglich des aktuellen Mittelstandsförde­
rungsgesetzes von den Koalitionsfraktionen gesehen wird. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das hat Ihr Minister aber immer gesagt, 
dass das renovierungsbedürftig ist!) 

-Verehrte Frau Kollegin Thomas, das derzeitige Mittelstands­
förderungsgesetz bietet ausreichend Handlungsspielraum. 

Dass hiervon zur Zufriedenheit von Mittelstand und Ha~d­
werk Gebrauch gemacht wird, habe ich an den vorhin ge­
nannten Daten deutlich gemacht. Aus diesem Grunde-wird 

die -F.D.P.-Landtagsfraktion den Gesetzentwurf der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE G-RÜNEN - Drucksache 13/4216 - ablehnen, 
'ebenso den Antrag der CDU-Fraktion- Drucksache 13/37113 -. 

Wir werden den Anträgen der SPD-Fraktion zum Mittelstand 

und zum Wirtschaftsstandort Rheinland-Pfalzsowie unserem 

eigenen Antrag, weil diese inhaltlich in Ordnung, geprüft 

und weiterhin fortgeschrieben werden können, konsequen­

terweise zustimmen. 
. -

(Beifall der F.D.P. und 

bei'derSPD) 

Vizepräsident SchLjler: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Schwarz das Wort. 

Abg. Schwarz, SPD: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Im 

Rahmen dieser Debatte Ober den Wirtschafts~ und Technolo­

giestandort Rheinland-Pfalzhaben vyir uns im Ausschuss sehr 

viel Muhe gegeben. Wir haben uns nicht nur insofern Mühe 

gegeben, als wir ausgefotet haben, was in konkrete Politik 

umgesetzt werden könnte, s<;mdern wir haben uns auch bei 

der Anhörung zum Gesetzentwur.f der Fraktion BÜND­
NIS 90/DIE GRÜNEN sehr viel Muhe gegeben und versucht, 

was insbesondere Herr Kollege Dr. Gölter gemacht hat, Über­
einstimmungen, die in verschiedenen Anträgen vorhanden 

waren, unter Umständen in einem gemeinsamen Antrag zu­

sammenzubinden. 

Das ist nicht mehr gelungen, aber wir können es vielleicht bei 

einer anderen Gelegenheit Qoch einmal versuchen. Es wurde 
aber deutlich, dass die Politik, die die Landesregierung der­

zeit macht und in der Vergangenheit fUr den Wirtschafts­

und Technologiestandortgemacht hat, durchaus in vielen Be­
reichen konsensfähig ist. 

(Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Da übertreiben Sie aber, 

Herr Schwarz!) 

" Sie hat auch die Zustimmung von Ihnen bekommen, Herr 

Rieth. 

(Beifall bei der SPD­

Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Nein!-
Zurufder Abg. Frau Thomas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Herr Rieth, das bedeutet Oberhaupt nicht- dies auch in die 

Richtung der Kollegen der CDU -, dass Sie Beifall geklatscht 

haben. Ich stelle einfach fest, dass das, was an Politik ge­
macht wurde und wie die Politik fur die Zukunft angelegt 

wurde mit den Ansätzen, die in den verschiedenen Anträgen 

vorhanden waren, durchaus die Rechtfertigung zulässt, dass 
die Landespolitik auf dem richtigen Weg ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben dann im 
Rahmen der Haushaltsberatungen noch einmal Gelegenheit 

gehabt, uns aber das Thema des Technologie- und Wirt­

schaftsstandorts auseinander zu setzen. Ich stelle an dieser 

Stelle wiederum fest, dass es fur uns wichtig war- da wider~· 

spreche ich Ihnen ausdrucklieh -,im Rahmen dieser Haushalts­

beratungen auch deutlich zu machen, ·was in den Anträgen 

vorher stand und umgesetzt wurde. Manche Anträge sind 

sehr alt. Ihr Antrag stammt ausdem Jahr 1998, unser Antrag 

ist vom Januar 1999. Wir haben versucht, zu unterfüttern, 
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w.as weiter gemacht werden muss. Wir wollten aber auch· 
deutlich machen, was von der Landesregierung bereits auf­

grundder Zeitspanne von Januar 1999 bzw. August 1998 ge­
macht wurde. Man sollte es richtigstellen und sagen, das ist 

gemacht worden, es ist abgehakt und in Ordnung. 

Wir müssen also sagen, im Grunde genommen hat uns allen 

diese Debatte gezeigt, dass Wirtschaftspolitik etwas ist, was 

man im Wesentlichen im Konsens machen sollte, zumindest 

sollte man es versuchen. 

(Bische!, CDU: Das ist immer richtig!) 

Das Problem mit dem Gesetzentwurf der GRÜNEN war- Herr 

Heinz hat darauf hingewiesen-, dass wir im Augenblick keine 

Not gesehen haben, uns mit den Themen, die Sie angespro­

chen haben, auseinander zu setzen. 

(Zuruf des Ahg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das, was derzeit offensiv'von uns gemacht wird, zeigt, dass es 

richtig ist und dass wir erfolgreich sind. Erfolgreich sind wir, 

wemn es darum geht, über Qualifizierung, Weiterbildung, 

Verkehrs\rJege und anderes Zü ;Eden. Dies zeigt~ dass die 

Wirtschaftspolitik in diesem Land erfolgreich ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Heute Morgen hatten wir eine Debatte, die deutlich gemacht 

hat- ich hoffe, es ist hinübergekommen, trotzalldem Wider­

spruch, der von den beiden Oppositionsparteien vorgebracht 
wurde-, dass Rheinland-Ptalt im Grunde genommen in dem 

Bereich, in dem es darum geht, Ausbildung .und Weiterbil­
du·ng zu organisieren, betriebliche, abe.r auch universitäre 

· Weiterbildung, alles ·getan hat, diesen Wirtschaftsstandort 

vorwärts zu bringen. Dies bezieht sich auf die Bereiche, in de­

nen es um Technologie und Innovation geht. Wir haben Stei­
gerungen von 100% im Bereich der Universitäten. 

(Dr. Weiland, CDU: Da waren Sie aber 
in einer anderen Veranstaltung!) 

- Die beiden Minister haben das sehr sauber herausgearbei­
tet. Wenn Sie ·sich die Zahlen vornehmen, dann sehen Sie, 

dass Ihnen ·die Kammern ganz eindeutig sagen werde':J, dass 
wir auch in dem Bereich, in dem es um duale Ausbildung 
geht, unwahrscheinlich erfolgreich sind. Ich habe mir von den 

Kammern die Zahlen geben lassen. Wir haben 700 zusätzliche 
Ausbildungsplätze in den vier neuen Technologiebereichen. 

{Dr. Weiland, cDu: Sie müssen mit 

den Schülerinnen und 
Schülern reden!) 

Wissen Sie, diese Diskussion über Ausb!ldung und Ausbil­

dungsbetriebe führen wir nicht nur von diesem Pult aus, son­

dern die führenwir immer wieder ganz konkret ~or Ort. Da 
schließe ich Sie mit ein. Da gibt es mitunter auch ein paar Din-

ge, d!e nicht zusammenpassen. Da sollte man ehrlich sein,· 

wenn man sich hierher- stellt. Natürlich haben Schüler und 
Schülerinnen mitunter andere Ansprüche als die, die unter 
Umständen ausbilden und die die Gesellschaft für sie bereit­

hält. Daran müssen wir arbeiten, damit wir entsprechende 

Ausbildungsprofile bekommen un.d dann auch entsprechen­

de Ausbild~ngsplätze bereitstellen können. 

Ich möchte noch einmal auf die Beschäftigung zu sprechen 

kommen. Man kann naturlieh darober philosophieren, dass 

ein Absinken der Beschäftigtenzahlen ein Signal dafür lll(äre, 

dass das Land in diesem Bereich zuruckfällt. Das stimmt nicht. 

ln den innovativen Bereichen hat das Land einen massiven 

Fortschritt gemacht, wenn es um Beschäftigung geh~. Alle 
kennen die Regionen, die wir h<!,ben. ln der Region, alis der 

ich komme, sind uns massiv Arbeitsplätze in Bereichen weg­

gebrochen, die heute in diesem globalen Wettbewerb billi­

ger produzieren können. Da haben wir Arbeitsplätze verlo­

. ren. Aber dort, wo es darum ging, neue Technologien anzu­
siedeln und Beschäftigung zu sichern, ist es uns gelungen, 

dies erfolgreich zu machen. Herr Bracht, es freut mich, wenn 
Sie nicken. Das ist prima. -

(Bracht, CDü: Das hat die Veriuste 
aber nicht ausgleichen können!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn wir im Be­

reich Innovations- und Technologiepolitik weitermachen 
wollen, dann brauchen wir dazu ein entsprechendes Klima, 

wie ich eben gesagt habe. Klim.a bedeutet, dass wir uns Ober 

den Grundgedanken einig sind, ob wir mit dem Land vor­
wärts kommen wollen. Dann geht es auch darum, dass man 

sich fair auseinander setZt, dass man auch anerkennt, was im 
Technologiebereich geleistet. wird. Es sollte anerkannt wer­

den, was sowohl von den Hochschulen~ von den Kammern, 

aber auch von den Instituten, die zwischen den Hochschulen, 

der Industrie und der Wirtschaft sitzen, geleistet wird. , 

Ich halte überhaupt nichts davon, wenn man, wie Herr Rieth, 
reklamiert, dass es einen Beratungsbedarf gebe und dass die­
ser mit einem besonders hohen ·Anspruch bedacht würde~ 
Herr Rieth, sowohl die Kammern als auch die lnstitu~e an den 

Hochschulen und auch die ISB machen das mit einem hohen 
Sachverstand. Sie machen das mitsehrviel Eng~gement. 

{Zuruf des Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Sie haben gesagt: .,Wir brauchendafür ... ".Wir hapen diese 
Bereiche. 

(Vereinzelt Beifall bei. der SPD) 

Sie werden auch genutzt. Der Erfolg, der bei der ISB zu ver­

zeichnen ist und von dem die Kammern sprechen, wenn Sie 

mit ihnen reden, wenn es um Innovation und Technologie 

geht, zeigt doch, wie erfolgreich dieser Weg der Verlagerung 

dorthin ist, wo man möglichst nahe an den Menschen, mÖg­
lichst nahe an der Produktion und· möglichst nahe an der 



8038 Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiode -106. Sitzung, 29. März 2000 

. Wirtschaft ist. Das auch zu tun, ist meines Erachtens richtiger, 
als dass wir neue Institute aufpfropfen, noch einm~l Geld in 

die Hand nehmen, um dem einen oder anderen Berater et­

Was zu bezahlen. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Nicht nochmal, woanders weg­

nehmen, Herr Schwarz!) 

Herr Rieth, wir beide und auch Herr Bracht erleben, was hoch 

qualifizierte Berater in einem Unternehmen anrichten kön­

nen, auch dann, wenn man ihnen viel Geld bezahlt. Ich halte 
sehr wenig davon, wenn man glaubt, man könnte das Pro­

blem dadurch lösen, dass man neue Einrichtungen, neue In­
stitute und neue Berater engagiert. Ich bin der Meinung, las­

sen Sie uns wirklich offensiv damit werben, dass wir diese Ein­

richtungen haben und diese Einrichtungen durchaus in der 

Lage und bereit sind, offensiv zu beraten, hoch qualifiziert zu 

beraten. Ich gehe davon aus, dann wird es auch noch eine viel 

größere Möglichkeit geben, das anzunehmen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich kann es eigent­

lich gar nicht mehr hören, wir reden immerwieder darüber, 

dass die Multimediainitiative des Landes in den Augen der 
CDU etwas wäre, was nicht erfolgreich ist. Sie ist sehr erfolg­
reich. Herr Mittrücker, sie ist erfolgreich. Sie ist deswegen er­

folgreich, weil sich das Land auch im Kleinen darum bemüht. 

Natürlich- das ist vielleicht ein Manko- prahlen wir mit unse­
rer Gesamtlösung nicht so in der Öffentlichkeit, wie es ande­

re Länder mit Teillösungen tun. Das sollten wir tun. 

Wir gehen jetzt auch den Weg, dass wir sagen, klappern ge­

hört zum Handwerk. Wir müssen deutlich machen, unsere 

Multimediainitiative, unser Netz ist Spitze. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt 
bei der F.D.P.) 

Dazu brauchen wir auch ein kleines bisschen Ihre Unterstüt­
zung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen Sie mich 

zum Abschluss kommen. Wir werden den Weg, den wir be­
schlossen haben· und mit Anträgen begleiten, nicht verlassen. 

Wir sind nach wie vor der Meinung, es geht darum, möglichst 

mit den Akteuren vor Ort die Abstimmung zu finden, die not­
wendig ist, ~m eine Region vorwärts zu bringen. Wir haben 

unterschiedliche Regionen. Man kann Rheinhessen/Nahe 

nicht mitdem Westerwald vergleichen. 

(Dr. Schiffmann, SPD: Das stimmt!) 

· So wunderschön die derzeitige Aussage ist, die die "dpa" ver­

breitet, dass der Mittelrhein/Westerwa.ld ganz vorne "her­

umtobt", werden wir sehen, was die "Wirtschaftswoche" 

morgen dazu sagt. Wenn ich meine Regio_n Mittel­

rhein/Westerwald anschaue und dann Rheinhessen, dass sie 

zurückgefallen seien, dann zweifle Jch ein bisschen an dem, 

was die "Wirtschaftswoche" fabriziert hat; denn wir kennen 

unsere Regionen:_ Aber wir werden morgen sehen, was dran 
ist. Ich möchte diese Zahlen nicht weiter kommentieren. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Schade!) 

Wichtig wird sein---

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Sie brauchen nicht zu kommentieren, 

nennen Sie sie doch einfach!) 

-Nein, ich sage sie nicht. Frau Thomas, ich gehe davon aus, Sie 

werden sich die Möglichkeit nicht nehmen lassen, mit Genuss 

die Plätze, die uns die "Wirtschaftswoche" hier zugeteilt hat, 

vorzulesen. Ich warne davor. Herr Bracht hat eben ein solches 

Beispiel gebracht, als es um das Bruttoinlandsprodukt ging. 

Ich erinnere mich noch an Reden, in denen Sie gesagt haben, 

es sei erheblich abgefallen. Jetzt haben wir eine Steigerung. 

Was sagt Herr Bracht? Das ist aber nur deswegen, weil es in 

der Vergangenheit so schlecht war. So kann man es natürlich 

auch machen. 

Ich bitte nur darum, zu versuchen, das Klima, das wir im Zu­
sammenhang mit diesen Anträgen- auch mit dem Gesetzent­
wurf der GRÜNEN- hatten, nicht nur im Ausschuss irgendwo 

zu praktizieren, sondern dass wir uns Mühe geben, zu versu­
chen, auch ein ganz klein wenig so zu reden. Wir müssen 

nicht kreide fressen, aber wir sollten uns bem(ihen, wenig­

stens ganz nah an dem zu bleiben, was die Landesregierung 
wirklich erfolgreich tut. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

Zu einer Kurzintervention erteile ich Herrn Kollegen Rieth 
das Wort. 

Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident! Herr Kollege Schwarz; ich muss noch einmal 

auf Ihren Vortrag zurückkommen, was diese Ang~legenheit 
mit dem gemeinsamen Antrag anbelangt. Ich will auch einer 

Legendenb,ildung entgegenwirken. Sie wissen ganz genau, 

dass alle vier Fraktionen nach der Anhörung der Meinung 
waren, es muss sich in diesem Land in der Wirtschaftspolitik 

etwas ändern. Da waren alle vier Fraktionen noch einer Mei­
nung, weil die Stellungnahmen und Expertisen der Fachleute 
sehr eindeutig waren. Sie waren anders, als das Herr Heinz 

vorhin hier dargestellt hat. Das war der Ausgangspunkt für 

einen gemeinsamen Antrag. 

Herr Schwarz, Si~ wissen auch, dass der Antrag deshalb nicht 
zustande kam, weil entweder Sie oder beide Koalitionsfrak-
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tion-en darauf bestanden haben, ein Loblied aut" die Landes­

regierung als Präambel einzufügen. Wir - die vier Fraktio­

nen - waren der Meinung, wenn wir diesen Part außen vor 
lassen würden, dann hätten wirauch die Möglichkeit, die Zu­

kunt'-I.Sfelder zu beschreiben, die für die Landeswirtschaftspo­

litik wichtig sind. Ich brauche das jetzt nicht zu wiederholen. 

Das kann mim _alles nachlesen. Von daher bedauere ich es 

auch im Nachhinein, dass uns das nicht gelungen ist. Lobhu­

deleien aufdie Landesregierung müssen Sie machen. 

(Frau Hatzmann, F.D.P.: Man muss doch 

inal die Wahrheit sagen dürfen!) 

Diese hätten aber in diesem Antrag, wenn er zukunftswei­

send hätte_seinsolleri, keinen Platz gehabt. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

So wollten wir das auch sehen. Es ist letztendlich an dem kon- _ 
servativen Festhalten an Ihrer alten Position gescheitert, dass 

es zu einem gemeinsamen Antrag kam. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN-

Kuhn, F.D.P.: Das war eben eine Legende!) 

Vizepräsident Schuler: 

Zu einer Kurzintervention erteile ich Herrn Kollegen Schwarz 

das Wort. 

Abg. Schwarz,SPD: · 

Herr Präsident,-meimi sehr verehrten Damen und Herren! Es 

geht bei der Darstellung der Arbeit der Landesregierung 
nicht um Lobhudelei. 

(Bruch, SPD: Aha! Wussten wir es doch!­

Dr. Weiland, CDU: Jetzt muss 
er selber lachen!) 

Ich kann die Opposition verstehen. Wir haben uns immer da­
rum bemüht- das nehme ich für mich jederzeit in Anspruch-, 

das, was die Landesregierung gut macht und was-die Landes­

regierung sehr eiiolgreich macht, auch zu sagen. 

(Bruch, SPD: Das ist sehr gut!) 

Das gehört dazu. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Ein großerTeil von Ihnen tut das mitunter auch. 

- Meine sehr verehrten Damen und Herren, um Legendenbil­

dungen abzuwehren, ich habe mir sogardie Mühe gemacht, 

einen gemeinsamen Antrag im Ausschuss vorzulegen. Natür-

lieh kann. ich verstehen, dass die Opposition, wenn ich dort 

hineinschreibe .,Wir danken" oder .,Wir sind damit einver­

standen, dass die Landesregierung das oder das macht",---

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:_ 

.,Wir danken", ja!) 

-Warum denn nicht? Mir wäre es auch egal gewesen, wenn 

wir über ein Minderheitenvotum diskutiert hätten. Herr 

Bracht, wir sind letztlich auseinander gekommen- das sollten 

wir, wenn wir schon über Ehrlichkeit reden, auch sagen-, weil 

es für euch auch nicht mehr durchsetzbar war, etwas Gemein­
sames zu tun. 

Aber ich habe mich zu etwas anderem gemeldet. Herr Rieth, 
es ist nicht richtig, dass Sie hier so tun, als wenn wir nach -der' 

Anhörung, die wir zu allem, nicht nur zu Ihrem Gesetzent­
wurf, gemacht haben, zu dem Ergebnis gekommen wären, 

dass wir etwas-ändern müssen. 

(Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ach!) 

- Jawohl. Natürlich. Wir haben immer gesag't, alles ist im 

Fluss. 

(Heiterkeit bei CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn wir über Deregulien.ing reden, ist das ein solches Bei­

spiel. Es gibt derzeit wirklich keine Not, sich darum zu bemö-
- -

hen, ein Gesetz zu verändern, das !-JnS nach wie vor die 

Grundlage liefert, erfolgreiche Innovations-, Technologie­
und Strukturpolitik sowie Wirtschaftspolitik für diesen Stand­

ort zu machen~ 

. (Beifall bei SPD undF.D.P.­

Kuhn, F.D.P.: Nicht lachen!) 

Vizepräsident Schuler: 

Zu einer erneuten Kurzintervention erteile ich Herrn Kolle­

gen Bracht das Wort, obwohl der Kollege_ Schöneberg auch 

reden wollte. Aber vielleicht hat er noch die Chance dazu. 

Abg. Bracht, CDU: 

Ich will nur ganz kurz auch meinerseits dazu Stellung neh­

men, weil ich mehrfach angesprochen wurde. Ich will für un­
sere Fraktion klarstellen, es war so. Gescheitert sind die Kon­

sensgespräche daran, 'dass zu viel Lob auf die Regierung in 

diese gemeinsame Angelegenheit hinein sollte: 

(Bischet, CDU: Zu viel Lob!) 

Das war der entscheidende Punkt. Es gab dann sicher bei dem 

einen oder anderen zukunftsgerichteten Punkt, den sowo~l 
Sie in Ihren Anträgen, als auch wir, die GR\)NEN und die 
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F.D.P. drinnen haben, Unterschiede. Aber es gab auch eine 
Reihe von Punkten, bei denen wir gemeinsam hätten fahren 

können. Das war nicht möglich, weil Sie, die Regierungsfrak­

tionen, auf diesem Lob der Regierung bestanden haben. 

(Beifall der CDU) 

Vizepräsident Schuler: 

Herr Koll~ge Schöneberg, ich erteile Ihnen das Wort. 

Sie haben noch drei Minuten Redezeit. 

Abg. Schöneberg, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 

muss es kurz machen; denn ich habe nur drei Minuten._ 

(Zuruf von Staatsminister Bauckhage) 

- Herr Minister, das wäre vielleicht interessant geworden. 

Die Politik dieser Landesregierung ist fOr den Mittelstand we­

nig hilfreich. 

Nachdem Rheinland-Pfal~ von einem Agrarland infolge klu­

ger Weichenstellungen durch CDU-geführte Landesregierun­

gen in 40 Jahren erfolgreich einen Strukturwandel bewältig­

te, konnte es sich dadurch im wirtschaftlichen Leistungsver­

gleich neben Bayern und Baden-WOrttemberg etablieren. 

Dieser Platz in der Spitzengruppe der Bundesländer wurde 

systematisch verspielt. Ein intensiver Zahlenvergleich beweist 

dies. So fiel das reale Wirtschaftswachst~m, das Bruttoinland­
sprodukt, das 1991 noch 4,3% betrug, 1998 auf 1,8% zurOck. 

Die Zahlen ließen sich beliebig fortsetzen. 

Dass der Anteil der Selbstständigen gemessen an der Einwoh­

nerzahl von 1995 von 4,5% 1998 auf 4,2% zurückgegangen 
ist, trotzaller Fördermaßnahmen dieser Landesregierung für 
New Work. und .andere Programme, zeigt doch, dass einiges 

falsch gemachtworden ist. 

Meine Damen und Herren, dies bedeutet einen Verlust von 

rund 1i 000 selbstständigen Existenzen. Noch bedenklicher 

ist die Tatsache, dass wir bei den UnternehmensneugrOndun­
gen einen letzten Platz unter den westlichen Ländern einneh­

men. 

Die rotgrOne Bundesregierung hat durch die Neuregelung 

der 630-DM-Jobs und durch das Gesetz gegen die angebliche 

Scheinselbstständigkeit ihren Beitrag dazu geleistet, dass vie­
le Existenzgründer den Schritt in die Selbstständigkeit nicht 

vollzogen haben. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, diejenigen, die den Schritt trotz­
dem gewagt haben, werden durch die mittelstandsfeindliche 

Steuerpolitik dieser Regierung zusätzlich belastet. Die Öko­

steuer und die Benzinpreiserhöhung um rund 40 %·belasten 

Handwerk, Dienstleister, Transportgewerbe und den gesam­

ten ländlichen Raum. ·Diese Kosten können gar nicht so 

schnell weitergegeben werden. 

Meine Damen und Herren, der Euro ist im freien Fall und hat 

seit seiner EinfOhrung rund 20 % an Wert verloren. Die Fol­

ge: Die Zinsen wurden innerhalb weniger Wochen zweimal 

erhöht. Dies sind alles zusätzliche Belastungen für den Mittel­

stand: 

. Ich fordere die Landesregierung auf, fOr den Mittelstand ver­

nOnftige und bessere Rahmenbedingungen zu schaffen. 

Kümmern wir uns mehr um bestehende Betriebe, erleichtern 

wir die in großer Zahl anstehenden BetriebsObernahmen 

durch bessere steuerliche Rahmenbedingungen, achten wir 

darauf, dass es durch ExistenzgrOndungen nicht zusätzlich zu 

Wettbewerbsverzerrungen kommt. 

Meine Damen und Herren, sorgen wir dafOr, dass der Mittel­

stand, der oft mit dem Rücken an der Wand steht, die Beach­

tung findet, die er durch seinen hohen Anteil an der Wirt­
schaftskraft in unserem Land verdient hat. 

Erschreckt war ich Ober einen Zeitungsartikel in der "Allge­

meinen Zeitung", dessen Inhalt mir von vielen Mittelständ­

lern bestätigt wurde. Ich zitiere: "Rechnung offen. Umfrage: 

Zahlungsmoral des Staates niedrig. Grundlage der jOngsten 

Umfrage des Neusser Inkassounternehmens Kreditreform un­

ter 3 000 Mitgliedsfirmen. Als besonders säumige Zahler er­

wiesen sich auch die Behörden und öffentlichen Institutionen 
in Rheinland-Pfalz, 

(Dr. Weiland, CDU: Hört, hört!) 

die sich im Schnitt 46 Tage Zahlungsverzug leisten, gefolgt 

von Schleswig-Holstein mit 45 Tagen. Am besten sind Bremer 
Unternehmer dran. Sie warten durchschnittlich 31 Tage auf 

ihr Geld." 

Bremen hat nach meinem Kenntnisstand die höchste Pro­

Kopf-Verschuldung und sorgt trotzdem dafOr, dass die Rech­

nungen schneller bezahlt werden. 

(Glocke des Präsidenten) 

~Herr Präsident, ich komme zum Schluss. 

Meine Damen und Herren von der Landesregierung, deswe~ 

gen: Kommen Sie Ihren Zahlungsverpflichtungen schneller 

nach, zahlen Sie die bewilligten ZuschUsse an die Kommunen 

schneller aus. Damit helfen Sie dem Mittelstand. 

Danke schön. 

(Beifall der CDU) 

• 
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· Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn Staatsminister Bauckhage das Wort. 

Bauckhage; Minister 

für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! ·Ich -

achte darauf, dass man in der Tat, wenn man zu bestimmten 
Problemen redet, Äpfel und Birnen nicht miteinander ver­

gleicht. 

Herr Kollge Schöneberg, es ist schon ein Problem für sich, dies 
alles noch nachzuvollziehen. 

Wenn wir auf Ihrem Niveau weiter diskutieren, fordere ich 

Sie auf, allen Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern, gleich 

welcher Couleur, zu raten, ihre Rechnungen so schnell wie 
·möglich zu zahlen. Das ist das Niveau, da·s Sie hier einführen. 

So billig will ich es mir nicht machen. Es ist schon schwierig. 

Wenn man darüber hinaus die Bruttoinlandsproduktzahlen 

hört, -dann muss man auch die gesamten ,ßruttoinlandspro-

. duktzahien der Repubiik nennen. Es gibt unterschiedliche 

Konjunkturzyklen, die man zur Kenntnis nehmen muss. 

(Zuruf des Abg: Schöneberg, CDU) 

Man kann lange über Steuererhöhungen und Steuersenkun­

gen str~iten. Aber über eines kann man nicht streiten, näm-

. lieh dass man wenigstens die Zahlen anstatt tendenziös 
exakt und seriös in den Raum stellt. Ich bitte darum; denn 

sonst können wir nicht diskutieren. Wir haben sonst keine Ba­

sis für die Diskussion. 

. Ich will, bevor ich insgesamt zu den Anträgen Stellung neh­

me, etwas zu dem Gesetzentwurf sagen. Zunächst einmal 
möchte ich etwas zur Frage des Standorts Rheinland-Pfalz sa­

gen. Wo steht Rheinland-Pfalz im Länderkonzert, und wo ste­

heri wir überhaupt? 

Ich habe den Eindruck, dass ich in einem anderen Land woh­

ne. Wenn ich die Reden meiner Vorrednerinnen und -redner 

. an mir vorbeiziehen_ lasse, dann h_abe ich den Eindruck, ich 

wohne nicht in dem Land, dass Sie hier skizziert haben. 

(Zuruf aus dem Hause) 

-Nein. 

Einerseits stellt man bei den Hightech-Regionen europaweit 

fest, dass der Rhein-Main-Raum zu den ersten zehn Regionen 
Europas zählt. Das ist eine Tatsache. , 

Es ist die .,Wirtschaftswoche" zitiert worden. Herr Bracht, ich 

sage Ihnen eines: Es geht hierbei um bestimmte Indikatoren. 

Ich habe mich zunächstschlau gemacht. Es ist am besten, man 

macht sich zunächst einmal schlau. Ich habe mir das gesamte 

Ranking zukommen lassen. Darin sehe ich wiedertJm die 
Rhein-Main-Region auf ein_em Spitzenplatz. Ich sage dies nur 

deshalb, weiles-wie gesagt- um Regionen geht. Mittelrhein 
und Westerwald belegen einen guten Mittelplatz. Aber die 

Rhein-Main-Region hat einen Spitzen platz. 

(Bracht, CDU: Da zählt Rheinland-Pfalz 

nicht dazu!} 

-Wenn ich richtig informiert bin, zählt zu dieser Rhein-Main­

Region zumindest der Raum Mainz. Herr Kollege, ich habe es 

vorliegen. Geben Sie sich nicht die Mühe. Ich habe es vorlie­
gen, genau wie Sie. Ich bitte Sie, das einmal zur Kenntnis zu 

nehmen. 

-Nein. 

-(Bracht, CDU: Das gehört zu 

Rheinhessen-Nahe!) 

Es ist alles sehr müßig. Die Rhein-Main-Region ist beschrie­

ben. Es ist müßig, darüber zu diskutieren, weil unterschiedli­

che Indikatoren zum Maßstab genom!llen werden. Dies muss 

man einm.al sehen. Da spielt die Zahl der Beschäftigten eine 

Rolle. 

Ich will zunächst etwas zum Gesetzentwurf der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sagen. Hierzu nehme ich mir 

§ B - Förderung der beruflichen Aus- und Weiterbildung -
vor . 

(Unruhe im Hause­

Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, Herr Wirtschaftsminister 

Bauckhage hat das Wort. 

Bauckhage, Minister 

für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

.,Zur Förderung der beruflichen Aus- und Weiterbildung von 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und Unternehme­
rinne·n und Unternehmern in der mittelständischen Wirt­

schaft gewährt das Land Zuschüsse für die Durchführung 
anerkannter überbetrieblicher Kurse und Lehrgänge sowie 
für sonstige Maßnahmen, die der fachlichen Fort- und Wei­

terbildung und der Umschulung dienen. Gleichfalls werden 
anerkannte kurse und Lehrgänge, die auf die Existenzgrün­
dung vorbere_iten, gefördert." 

Ich meine, dass ist eine soziologische Sprache. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Wir können es Ihnen gern übersetzen!) 
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Jetzt drehe ich das Ganz einmal um und versuche, mich mit 
' . 

§ 18 auseinander zu setzen. § 18 Absatz 3 lautet: .,Das Land 

gewährt in Ausnahmefällen Kreditinstituten, die Gewährlei­
stungen im Rahmen von Exportgeschäften für kleine und 

mittlere Unternehmen übernehmen, Rückgarantien." 

Dazu kann ich nur sagen, guten· Abend. 

(Pörksen, SPD: Gute Nacht!) 

Hermes garantiert derzeit keine Geschäfte mehr nach Russ­

land. Das kann doch nichts anderes bedeuten, als dass sie ei­

ne neue Rückbürgschaft installieren wollen. Damit strapazie- · 

renSie- Herr Bracht, da sind wirbeidewenigstens einer Mei­

nung- imübersehbar den Landeshaushalt. 

(Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Schuler: 

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 

Kollegen Rieth? 

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Ja. 

Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

. Herr Minister, würden Sie zur Kenntnis nehmen, dass wir bei 

dem von Ihnen beschriebenen§ 13lediglich eine redaktionel­
le Anpassung des altim Gesetzes vorgenommen haben. Die­

ser Paragraph steht ansonsten so im alten Mittelstandsförde­

rungsgesetz. 

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Ich erwähne§ 19, der die Beteiligung an öffentlichen Aufträ­

gen beschreibt. Ich bin der Meinung; dass wir an dieser Stelle 

die Sache etwas enger fassen müssten. Dabei geht es darum, 

.,die Ausführung von Bauleistungen der Verdingungsord­
nung für Bauleistungen (VOB), bei der Weitervergabe von 

Lieferleistungen die allgemeinen Bedingungen für die Aus­

führung von Leistungen der Verdingungsordnung für Leis­
tungen- ausgenommen Bauleistungen- (VOL) zum Vertrags­

bestandteil zu machen." Das heißt nichts anderes, als .,dem 

Nachunternehmer keine ungünstigeren Bedingungen aufzu­
erlegen." 

Es wird also unmittelbar in Unternehmen eingegriffen. Herr 

Kollege Rieth, man kann darüber reden, aber Sie greifen in 

Unternehmensabläufe ein. Das kann man auch insgesamt un­

ter dem Wort .,Planwirtschaft" summieren. 

Meine Damen und Herren, wir beraten heute die Anträge der 

SPD-Fraktion und der CDU-Fraktion sowie den Gesetzentwurf 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Ich könnte _Ihnen die 

Bürokratie ein Stück näher bringen, die Ihre Anträge beinhal­

ten. Wenn man das insgesamt betrachtet, bedeutet das ein 

Stück mehr Bürokratie. 

zu· den meisten Anträgen haben umfangreiche Anhörungen 

stattgefunden. Dies gilt auch für den Gesetzentwurf der 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Förderung von Hand-. 

werksbetrieben, kleinen und mittleren Unternehmen und 

Existenzgründungen. Deshalb konzentriere ich mich auf eini­

ge Schwerpunkte. . 

Der Antrag der Fraktion der F.D.P., den Mittelstand in 

Rheinland-Pfalz zu stärken, findet natürlich die volle Unter­

stützung der Landesregierung. 

(Heiterkeit des Abg. Kuhn, F.D.P., 

und des Abg. Mertes, SPD) 

. " Das ist auch kein Wunder. Rheinland-Pfalz ist das Land des 

wirtschaftlich\!n Mittelstandes. ln unserem Land haben 80 % 
aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ihren Arbeits­

platz in einem mittelständischen Betrieb. Der Anteil der 

Klein- und Mittelbetriebe an Ausbildungsplätzen liegt sogar 

bei über86 %. 

Meine Damen und Herren, die beste Förderung des Mittel­

stands ist der Abbau der hohen Steuerlast und die Eindäm­

mung der Lohnnebenkosten. Das ist ein großes Problem, das 
mittelständische Betriebe, die sehr lohnintensiv sind, im Be­

sonderen belastet, weil die Eigenkapitaldecke nach wie vor 

zu gering ist. Das macht die Betriebe gegenüber konjunktu­
rellen und strukturellen Veränderun·gen natürlich sehr anfäl­

lig. 

Die hohen Steuerbelastungen haben e~ bisher verhindert, 

dass die kleinen und mittleren Unternehmen ihr Eigenkapital 

im notwendigen Umfang verstärken konnten. Eine nachhalti­
ge Senkung der Steuerlast ist deshalb eine Grundvorausset­

zung·für eine Stärkung des Wirtschaftswachstums und für die 

dringend notwendige Schaffung zukunftssicherer Arbeits­

plätze. 

Ich hoffe, dass es nach einer langjährigen Diskussion über ei­
ne nachhaltige Steuersenkung nunmehr bald zu p.olitischen. 

Kompromissen kommt, die zu einer tragfähigen und für die 

Wirtschaft akzeptable[l Lösung führen. Wir werden interna­
tional nur dann konkurrenzfähig bleiben und den Anforde­

rungen des globalen Wettbewerbs gerecht werden können, 

wenn wir unsere Steuersätze an den Steuersätzen der ande­
ren Länder orientieren. 

Sie kennen die Probleme bezüglich der derzeit vorliegenden 

Gesetzentwurfe. Herr Kollege Mittler hat sich in den letzten 

Tagen zur Frage des Optionsmodells bzw. des Rücklage_mo- · 

dells geäußert. Ich kann mich jetzt noch einmal Herrn Kalle-

• 
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gen Schwarz anschließen, der gesagt hat, dass die Dinge im 
Fluss seien. Sie sind in der Beratung, und wir müssen darauf 

achten, dass wir als Mittelstandsland dem Mittelstand bei 
den notwendigen Beratungen das entsprechende Gewicht_ 

einräumen. 

Meine Damen und Herren, mit dem Mittelstandsförderungs­

gesetz wurden bereits im Jahr 1978 in Rheinfancl-Pfalz Rah­

menbedingungen geschaffen, die sich bis heute bewährt und 

an Aktualität nicht verloren haben. Die Diskussion in den 

Ausschüssen, aber auch die Anhörung von Experten zu dem 

Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu ei­

nem neuen Mittelstandsförderungsgesetz haben deutlich ge-. . 

macht, dass der derzeit geltende Rechtsrahmen ein tragfähi-

ges Fundament rheinland-pfälzischer Mittelstandspolitik ist. 

(Zuruf des Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Er bildet die Gwndlage_ für strukWrpolitische Maßnahmen 

der Landesregierung und bietet mittelstandsfreundliche Rah­

menbedingungen. 

Der von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vorgelegte 
Gesetzentwurf greift zum Teil auf die bewährten Regelun­
gen des bisherigen Gesetzes zurück. ln den Gesetzentwurf 

werden aber auch neue Tatbestände einbezogen, die im Er­
gebnis zu einer verstärkten Bürokratisierung fahren werden. 

(Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das machen Sie besser als wir!) 

Der Gesetzentwurf ist deshalb aus der Sicht der Landesregie­
rung in der Form nicht zustimmungsfähig. 

Meine Damen und Herren, wichtige Schwerpunkte der Mit­
. telstandspolitik der Landesregierung sind die Förderung von 

Existenzgründungen, die Existenzsicherung sowie die Anpas-
. sung der Klein- und Mittelbetriebe an die neuen technologi­

schen Entwicklungen. Die Landesregierung hat in der Mitlei­

standsförderung in den letzten Jahren besondere Akzente in 

den Bereichen Information, Beratung, Qualifizier.ung und In­
novation gesetzt. 

Rheinland-Pfalzist ein gründerfreundliches Bundesland. 

(Beifall der F.D.P. unpder SPD) 

im Jahr 1998 wurden in Rheinland-Pfalzüber 33 000 Betriebs­

neuerrichtungen gegenüber rund 28 000 im Jahr 1989 regi­

striert.- Die Ergebnisse für das Jahr 1999 sind auf gleich ho­
hem Niveau. Ich füge hinzu, über einen Fünf-Jahres­

Rhythmus zeichnet sich in jedem Jahr- also nach Abzug der 

Betriebsschließungen und lnsolvenzen - ein Plus-Saldo von 

9 000 ab. Man kann aber nicht die Bevölkerung ins Verhältnis 

setzen, weil Rheinland-Pfalz zwischenzeitlich rund 4 Millio­

nen Einwohner zu verzeichnen hat, während vor einiger Zeit 

hoch rund 3,5 Millionen Einwohner zu verzeiChnen gewesen 

sind. Die Zahlen befinden sich deshalb immer auf der schiefen 

Ebene. 

Von den zahlreichen Maßnahm.en und Programmen, mit de­

nen die Landesregierung die Gründeroffensive unterstützt, 

nenne ich stichwortartig einige Beispiele: 

- die Einführung eines Existenzgründungsberatungspro­

gramms; 

- den Ausbau eines Netzes von Gründer-, Innovations- und 

Technologiezentren; 

- die Förderung von Ausgründungen aus Forschungsinstitu­

ten und Transferstellen durch das Programm .,lnstitutsge~ 

schützte Unternehmensgründungen"; 

- die Gründung mehrerer Beteiligungsfonds bei der lnvesti-' 

tions- und Strukturbank zur Bereitstellung von Wagniska­

pital für die mittelständische Wirtschaft sowie 

- die Durchführung von zahlreichen Informationsveranstal­
tungen und die Herausgabe mehrer Informationsbroschü­

ren für Existenzgründer und Unternehmensnachfolger in 

Zusammenarbeit mit der Investitions- unci._.Strukturbank 
und den Kammern. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Wirtschaftspolitik der Landes~ 

regierungist die regionale Strukturverbesserung in den länd­

lichen Räumen und den Regionen mit industriellen Anpas­
sUngsproblemen. Dazu gehören auch die Telle unseres Lan­

des, die wegen des Truppenabbaus ebenfalls einer Umstruk­

turierung bedürfen. 

Im Rahmen d.er Regionalförderung sind in Rheinfand-Pfalz im 
Zeitraum von 1993 ·bis 1998 Bundes-, Landes- und EU­

Zuschüsse in Höhe von insgesamt rund 1,1 Milliarden PM be~ 

willigt worden. Damit wurde ein Investitionsvolumen von 

rund 6,8 Milliarden DM mit ca. 11 000 neuen Arbeitsplätzen 
gefördert. 

Die Neuabgrenzung der Gebiete der Gemeinschaftsaufgabe 
.,Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (GA­

Gebiete) und die Reform der europäischen Strukturfonds im 

Rahmen der Agenda 2000 betreffen auch die regionale Wirt­
schaftsförderung des Landes Rheinland-Pfalz. Das steht au­

ßer Frage. 

Der Umfang der GA-Förderung wird sich in diesem Jahr wei­

ter reduzieren. Daneben wird die Förderung ländlicher Ge­

biete nach dem bisherigen Ziel-S b und der EU-Strukturfonds 
nach einer Übergangszeit, die Ende. des Jahres 2005 ausläuft, 

entfallen. Bei der Neuabgrenzung des GA-Fördergebiets hat 

die EU-Kommission kein Verständnisfür die regionalen Struk­

turprobleme in der Bundesrepublik Deutschland gezeigt. Ich 

füge hinzu, dass dies kein Parameter für wirtschaftliche 

Schwäche, sondern für wirtschaftliche Stärke ist. Ich habe we-
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nig Verständnis dafür, dass aus unterschiedlichen Gründen_· 
Luxemburg maßlos gefördert wird. Niemand kann behaup­

ten, dass Luxemburg eine Not leidende Region sei und wir 

dann bei Bestimmung der Neuabgrenzung der Gebiete unter 

Umständen im Verhältnis den Kürzeren ziehen worden. 

Das ist ein Stück EU-Politik und nicht nur EU-Sachpolitik. Ich 

sage das einmal, damit wir wissen, wie es bei der Neuabgren­

zung der Gebiete insgesamt aussieht, Herr Schmitt. 

Meine Damen und Herren, ich erachte es für in Ordnung, dass 

die Bundesregierung gegen die Entscheidung der EU­

Kommission zur Reduzierung der GA-Gebiete vor dem Euro-
. päischen Gerichtshof Klage erheben will. Weiter hat die EU­

Kommission die so genannte Feinabgrenzung, die den Län­

dern einen Rest an Flexibilität gelassen hat und die bisher von 

der EU-Kommission anstandslos akzeptiert wurde, bei der ak-

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ein weiterer 

Schwerpunkt der vorliegenden Anträge, insbesondere der 

beiden Anträge. der SPD-Fraktion, bezieht sich auf die 

Bildungs-, Forschungs- und Techr:'ologiepolitik des Landes. 

Die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Rhein• 

Iand-Pfaiz wird ganz entscheidend von der technologischen 

Entwicklung geprägt. Wir müssen deshalb unsere Spitzenpo­

sition im Bereich der neuen Technologien erhalten und durch 

eine zukunftsorientierte Technologie- und Forschungspolitik 

weiter ausbauen. 

Rheinland-Pfalz verfOgt inzwischen Ober ein dichtes Netz von 

ForschungseinriChtungen, Technologietransferstellen sowie 

Innovations- und TechnologiezentrEm . 

Die Technologiepolitik des Landes konzentriert sich auf die 

Zukunftstechnologien Informations- und Kommunikations­

technik, Mikro- und Feinwerktechnik, Bio- und Gentechnolo-

tuellen Neuabgrenzurig generell abgelehnt. Das ist nach mei- - gie, Umwelt- und Energietechnik sowie Oberflächentechnik 

nem Gefühl ein eindeutiger Verstoß gegen das Subsidiaritäts- und neue Werkstoffe. 

prinzip. Ich sage das einmal so, da wir bisher. den Vorteil hat­
ten, dass wir das Konversionsgebiet Hahn in der Feinabgren­

zung noch mit hineinnehmen konnten, Herr Kollege Bracht, 

Herr Kollege Mertes. Das wird jetzt schwer möglich sein. 

Im Bereich der Konversionspolitik zeigen sich - trotz fehlen­

der Unterstützung des Bundes, und zwar trotz FehJens der. 

Unterstützung aller Bundesregierungen- nach einer zwangs­

läufig längeren Anlaufphase die ersten Erfolge. 

ich möchte nur auf die Flugplätze Hahn, Zweibrücken und 
Bitburg, den Industriepark Trier, den ÖKOM-Park Birkenfeld 

und den PRE-Park in Kaiserslautern hinweisen. Trotz dieser 
Erfolge besteht für die Konversionspolitik noch ein erhebli­
cher Handlungsbedarf, wobei jedoch angesichts der Haus­

haltssituationdes Landes neue, größere Projekte in dem Um­

fang nicht mehr ·in Angriff genommen werden können.· Die 
verfügbaren Mittel mOssen vielmehr auf die bereits angelau­

fenen Projekte konzentriert werden. 

M~ine Damen und Herren, man kann heute schon mit Stolz 

vermelden, dass am Hahri' mittlerweile mehr zivile Arbeits­

plätze geschaffen worden sind, als jemals dort waren. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Ich füge hinzu: Das hat auch etwas mit der Verkehr.spolitik zu 

tun. Das hat auch etwas mit der A 1, der B 41, der B 50 und 

auch etwas mit dem Mainzer Ring zu tun. Das muss man in al­
lerN Ochternheit sehen. Wer meint, man könnte diese Projek­

te hintanstellen, muss die Auswirkungen im ländlichen Raum, 

insbesondere in den Konversionsgebieten, mit bedenken. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 

BÜNDNIS 90/DI'E GRÜNEN) 

ln Rheinland-Pfalz gibt es bereits 26 Gründer-, Innovations­

und Technologiezentren. Hierzu gehören auch die Einrich­

tungen, die sich derzeit im Bau bzw. in einem konkreten Pla-
nungsstadium befinden. 

Auf Initiative des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Land­

wirtschaft und Weinbau sollen diese Zentreri durch die Grün­

dung einer Arbeitsgemeinschaft noc_h enger mitein-ander ver­

zahnt werden. Im Übrigen ist eine Koordinierung und Ver­

netzung der Transferstellen in Rheinland-Pfalzinsbesondere 

eine Aufgabe der Innovations-Management GmbH.· 

Meine Damen und Herren, das Land wird den weiteren Aus­

bau des Netzes von Gründer-, Innovations- und Technologie­
zentren in Rheinland-Pfalz mit InvestitionszuschOssen weiter 

fördern. 

Dagegen sieht es die Landesregierung nicht länger als ihre 

Aufgabe an, als Mitgesellschafter für den laufenden Betrieb 

der Technologiezentren verantwortlich zu sein. Die Landesre­
gierung beabsichtigt deshalb, sich aus der Gesellschafterposi­

tion bei den Technologiezentren an den fünf Oberzentren 

des Landes zurOckzuziehen, da dies als Aufgabe der kommu­
nalen Wirtschaftsförderung anzusehen ist. in keinem ande­

ren Bundesland ist das Land als Gesellschafter an den Techno­

logiezentren beteiligt. Deshalb kann ich die Kritik, die an die­
ser Absichtserklärung der Landesregierung von der CDU~ 

. Fraktion in den Ausschussberatungen geäußert wurde, nicht 
ganz nachvollziehen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit .. Rheinland­

Pfalz inform" hat das Land im Multimediabereich eine Initia­

tive gestartet, die zwischenzeitlich bundesweite Beachtung 

gefunden hat. Inzwischen wurden sämtliche Aktivitäten-im 

.. Aktionsplan Multimedia 1999 bis 2001" zusammengefasst.· 

• 

• 
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Mit dem Rheinland-Pfalz-Netz verfügt Rheinland-PfalzOber 
ein breitbandiges Datennetz, das in Deutschland einzigartig 

ist 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

und an das inzwischen sämtliche Verwaltungsstellen und 
Hochschulen angeschlossen sind. Dieses Netz soll nunmehr 
auch der Wirtschaft zur Verfügung gestellt werden. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Dabei handelt es sich um ein Hochleistungsnetz, wie es bun­
desweit einmalig ist. 

Meine sehrgeehrten Damen und Herren, wie Sie aus meinen 

Ausführungen unschwer erkennen können, sind die in 'den 

beiden vorliegenden Anträgen ent~altenen Vorschläge und 
Forderungen bereits weitgehend eingeleitet bzw. seigar um­

gesetzt. Das hat auch etwas mit dem Zeitpunkt der Antrag­

stellung zu tun. Ich könnte jetzt noch lange aus den Anträgen 

vorlesen, die interessant zu lesen sind. Sie würden übrigens 
auch hiei und da bei manchem Wirtschaftswissenschaftler 
Verwunderung-hervorrufen. 

Damit sich Rheinland-Pfalz in dem verschärften Standort­
wettbewerb vor dem. Hintergrund der .Giobalisierung der 
Märkte seine Position erhalt-en und noch stärken kann, muss 
die. Struktur-, Mittelstands- und Technologiepolitik innerhalb 
der Landespolitik auch künftig ihren bisherigen Vorrang be- · 
halten. 

Trotz der allgemein schwierigen Haushaltssituation sind in 
dem von der Mehrheit des Landtags beschlossenen Doppel­

~aushalt hierfür die notwendigen Weichenstellungen vorge-
. nommmen worden . 

Meine sehr geehrten "oamen und Herren, ich. will abschlie­
ßend noch etwas zu den Agenturen unter§ 9 des Gesetzent­
wurfs der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sagen: Wir ha­

ben bereits ein flächendeckimdes Netz zur Organisation und 
Abwicklung v~n Aufgaben des Wissenstransfers. Wesentliche 
Knoten di(;!ses Netzes sind die Technolog-ieberatungsstellen 

bei den Industrie- und Handelskammern- es handelt sich also 
um ein klassisches Subsidiaritätsprinzip -,bei den Handwerks­
kammern, Universitäten und Fachhochschulen sowie bei den 

außeruniversitären Forschungsinstituten. Diese Einrichtun­
gen arbeiten übrigens sehr eng mit der Investitions- und 
Strukturbank zusammen. Da.s gilt insbesondere für Fragen 

der Finanzierung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, vor dem Hinter­
grund fragt man sich schon, ob man noch mehr Bürokratie 
und noch mehr Eingriffe in die Wirtschaftsabläufe braucht. 
Deshalb kann man nur raten, insgesamt die Anträge und den 

Gesetzentwurf abzulehnen; denn wir haben einerseits eine 

gute Geschäftsgrundlage, und wir können uns andererseits 

mit der Wirtschaftspolitik und auch mit dem Status des Lan­
des im Vergleich mit anderen Bundesländern gut sehen las­
sen. 

Ein entscheidender·Parameter sind immer wieder die Arbeits­
losenzahlen. 

(Zuruf des Abg. Bracht, CDU) 

Bei den Arbeitslosenzahlen liegen wir, was immer beschwer­
lich ist,---

Das hat übrigens auch etwas mit dem Bruttoinlandsprodukt 
zu tun. Jetzt haben wir einen leich~en Oberproporti~malen 
Anstieg, den Sie nicht erwähnen. Sie erwähnen das nur, wenn 
wir einmal unter dem Schnitt liegen, äber das ist das Geschäft 

. der Opposition. Wenn man sich aber die Arbeitslosenzahlen 
betrachtet, sieht man, dass wir immer unter den drei "Spit­
zenländern" liegen . 

(Schöneberg, CDU: Wodurch denn?­

Mertes, SPD: Nicht durch Sie, 

Herr Schöneberg!) 

- Herr Scliöneberg, es ist keine Frage, dass wir eine lange 
·Grenze zu Luxemburg haben und dass wir vom Rhein-Main­
Raum, vom Köln-Banner-Raum und dem We~terwald 

(ltzek, SPD: Rhein-Neckar-Raum !} 

und vom Rhein-Neckar-Raum reden, aber. es geht um die Fra­
ge, ob es in Ordnung ist, dass Sie nichts anderes zu tu~;~ haben, 
weil das nun einmal in Ihr politisches Kalkül passt, als sich hin­
zustellen und dieses Land in der Öffentlichkeit herunterzure­
den. 

{Starker Beifall der F.D.P. und der SPD­
Schwarz, SPD: Das istder Punkt!) 

Wer das Land herunterredet, muss wissen, dass er damit kei­

nen einzigen Investor anlockt. Ich möchte den Investor sehen, 
der in ein Land kommt, in dem man sich Ober den Zustand 
des Landes beschwert. Das ist doch der Punkt. Dann ist es we­

nig hilfreich, wenn man auf den Rhein-Main-Raum und auf 
den Rhein-Neckar-Ra um verweist. 

(Zuruf der Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU) · 

- Das sage ich doch gar nicht. Ich habe doch gar nicht gesagt, 

dass alles wunderbar ist. Ich kann es nur nicht ertragen, dass 
Sie die objektiven Tatbestände nicht wahrnehmef!' wollen, 
weil das Ihre Vorurteile stört. Das istdoch die Wahrheit. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Meine Damen und Herren, jetzt könnten wir: lange mit Wal­
. ter Eucken die _Anträge diskutieren, wenn er das noch erle-
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ben könnte. Er würde mich fragen: Wer hat denn das ge­

schrieben? 
{Pörksen, SPD: Das möchte ich 

auch einmal wissen!) 

Wir wollen uns einmal auf die Fakten konzentrieren, die auf 

dem Tisch liegen. Parameter Nummer 1 ist die Arbeitslosig­

keit. Wenn man den vergangeneo Monat betrachtet, haben 

wir im Gegensatz zu anderen Ländern überproportional eine 

Abnahme zu verzeichnen. 

Jetzt kann man sich noch- das bestreite ich gar nicht- die Ge­

schäftsgrundlage betrachten, mit welchen Möglichkeiten das 

· Land gestartet ist. Die Gründung der Universität Kaiserslau­

tern ist ein wesentlicher Faktor für dieses Land. Natürlich hat 
das eine andere Regierung getan. Das bezweifelt niemand. 

Man muss auch objektiv würdigen, dass zwischendrin die 

Deutsche Einheit bewerkstelligt werden musste. 

{Dr. Weiland, CDU: Von anderen auch!) 

-Ich sage das doch nicht. Sage ich das, Herr.Dr. Weiland? 

{Dr. Weiland, CDU: Das haben Sie gerade 
so dargestellt, Herr Minister!) 

- Nein, nein. Sie müssen das einmal objektiv würdigen. Man 

kann nicht sagen: Hier haben wir die Verschuldungssituation, 

da eine andere Situation, und zwischendrin verschweigen wir 

einmal eben, dass eine Deutsche Einheit gemeinsam bewäl­

tigtwerden musste und sollte. 

(Dr. Weiland, CDU: Dazu gebört, dass 

andere dies auch bewältigt haben!) 

Ich füge noch etwas hinzu, das bitte ich, zu überlegen. Das ist 

eine Sache, die mich in den letzten Tagen immer mehr per­
sönlich bedrückt. Ich kann Ihnen einmal sagen, wie die Rech­

nung vor sich geht, wenn man vor der spannenden Frage 
steht, einen Investor in Rheinland-Pfalz zu etablierf!!n. Man 
sagt zum Beispiel Folgendes zu mir: ~a. aber in Thüringen be­

komme !eh über 30% Förderung steuerfrei. 

Hier taucht_ die spannende Frage auf, wie fange diese Instru­

mente wirtschaftspolitisch nicht zu einer planwirtschaftliehen 

Lenkung führen. Ich sage das deshalb, weil wir dieses Pro­

blem mittlerweile sehen. Ich habe nichts dagegen, etwas zur 

Infrastrukturförderung beizutragen. Hier ist mittlerweile die 
Grenze erreicht, an der diese Förderkriterien ungerecht wer­
den. 

{Zuruf der Abg. Frau Thomas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Frau Thomas, darüber können wir gern ein anderes Mal dis­

kutieren. Ich bin der Meinung, dass sich die Wirtschaftspolitik 

des Landes sehen lassen kann, das Land im Ranking gut da­

steht 

{Beifall bei F.D.P. und SPD) 

und .die Geschäftsgrundlage so ist, wie sie war. Man muss al­

les berücksichtigen. Ich bin der Überzeugung, dass wir ohne 
diesen gesetzlichen Regelungsmechanismus· auf gutem Weg 

sind. Das spüren die Bürgerinnen und Bürger jeden Tag. So 

äußern sich auch derzeit die Meinungsumfragen. 

{Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Vizepräsident Schuler: 

Zu einer Kurzintervention erteile ich der Abgeordneten Frau 

Thomas das Wort. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Bauckhage, Ihre Kritik an unserem Gesetzentwurf war 

am Anfang redaktioneller Art. Darüber hätten wir reden • 
können. Wenn Sie bestimmte Formulierungen stören, weil sie 

zu akademisch sind, kann man das durchaus ändern. Ihre Kri-

tik, die Sie danach angebracht haben, als sie zu den Agentu-

ren gesprochen haben, kann ich überhaupt nicht nachvollzie-

hen. 

Natürlich gibt es Institutionen, die beraten, ob das die Kam­

mer oder die ISB ist. Die arbeiten doch zum Teil a_neinander 

vorbei. Wenn wir uns für die Einrichtung regionaler Agentu­

ren verwenden, dann denken Sie doch nicht mit dem Denken 

von vor zehn Jahren, dass wir ein "Häuschen bauen und drei -
Leute hineinsetzen-wollen,-sondern .. dann_denken_wir_ver_" __ · ___ _ 

netzt 

{Zurufe von der SPD) 

und wollen die Beratungsangebote verbinden, das Internet 

nutzen und das, was ·an Leistungen erbracht wird, zusam­
menführen. Das wollen wir tun, damit kreatives Potenzial in 

den Regionen gefördert wird, statt es zentral zu steuern. Das 
ist nämlich Ihr Ansatz, den Sie mit der ISB fahren. Sie merken 
nicht, wo Sie die Probleme bekommen. Wir erfahren das bei 

jeder Kreisbereisung und bei vielen Unternehmen, was die 

Beratungsleistung sowohl bei Existenzgründungen als auch 
bei Unternehmenserweiterungen angeht. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Baückhage, das, was Sie als Wirtschaftspolitik dieses 
Landes skizziert haben, ist für mich nach wie vor eine Wirt­
schaftspolitik ohne Vision. Sie sagen, dass man Rahmenbedin­

gungen ändern muss. Jetzt wird auf Bundesebene eine Un-­

ternehmenssteuerreform mit Entlastungen von über elf Milli­
arden DM für den Mittelstand vorbereitet. 

Herr Kuhn, das hat die F.D.P. in Bundesregierungszeiten nie 
hin bekommen. Sie können den Mund ruhig wieder schließen. 

Fragen Sie einmal denFinanzminister, was das finanzpolitisch 

für dieses Land bedeutet. Er hat es im Rahmen der Hauhalts-

• 
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beratungen gesagt. Das bedeutet 850 Millionen DM geringe­
re Steuereinnahmen, 750 Millionen DM, wenn man von einer 

Nettofinanzierung ausgeht. 

Herr Kuhn, dann müssen Sie oder die Landesregierung mir sa­

gen, wo Sie dann in der Konsequenz Ihre Wirtschaftspolitik 

ändern können. Man ka_nn doch nicht zum einen sagen: Wir 

müssen bei den Unternehmen mehr Geld belassen, damit sie 

aufgrundder eigenen Kreativität und Weisheit geschickt und 

gescheit wirtschaftlich handeln, aber gleichzeitig die Position 

beziehen, wir machen als Regierung mit unseren. Schwer­

punkten und unseren Fördertöpfen so weiter. - Beides zu­

sammen geht nicht. 

(Schwarz, SPD: Das tun wir 
doch auch nicht!) 

Sie müssen einen Schwerpunkt im Bereich der h1frastruktur, 
der Bildungspolitik, ·der Bildungseinrichtungen, der For-. 

schung und Entwicklung in diesem Land setzen. Alles zusam­

men geht nicht. 

Herr Bauckhage, da.zu haben Sie kein Wort verioren .. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/D!E GRÜNEN­

Schwarz, SPD: Muss er auch nicht!) 

Wenn Herr Heinz in seinem Beitrag die Zahlen des Europäi~ 
sehen Statistikamts beizieht, hat er doch das Nachsehen,· 

wenn er nicht auf aktuellere Zahlen eingehen kann, die heu-
. te per dpa-Meldung kamen. 

Herr Bauckhage, wenn Sie sagen, dass liegt nur an bestimm­

ten Parametern, dass das Land in diesen r~euesten Untersu­
thungen schlechter abschneidet, dann müssen Sie sich die Pa­

rameter anschauen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Die Parametersind nicht die Mitarbeiterzahlen,--

(Glocke des Präsidenten) 

-Ich bin gleich fertig. -

- - die aufgrund ganz bestimmter Unternehmenskonzentra- · 
tion vorhanden sind, sondern die Kriterien sind zum Beispiel 

Beschäftigungsdynamik. Das ist etwas, was man in Gang set­

zen worde. Wenn sie hier in Rheinland-Pfalz vorne liegen 
wOrden, wäre das tatsächlich ein Ergebnis guter Wirtschafts­

politik, indem Sie Entwicklungen vorangebracht haben. Ge­

nau bei diesem Faktor schneiden Sie schlechter ab. Das wer­

den Sie morgen detailliert lesen können. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/D!E GRÜNEN) 

Vize~räsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, .weitere Wortmeldungen liegen 

nicht vor. Bevor wir zur Abstimmung kommen, begrüße ich 

Gäste im rheinland-pfälzischen Landtag, und zwar das Ju­

gendparlament Bellheim. Seien Sie herzlich willkommen! 

(Beifall im Hause) 

Wir kommen unmittelbar zur Abstimmung Ober den Gesetz­

entwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN "Landesge­
setz zur Förderung von Handwerksbetrieben, kleinen und 

mittleren Unternehmen und ExistenzgrOndungen"·- Druck­

sache 13/4216- in zweiter Beratung, da die Beschlussempfeh­
lung des Ausschusses für Wirtschaft und Verkehr- Drucksache 

13/5473 - die Ablehnung empfiehlt. Wer diesem Gesetzent­

Wurf zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei­

chen! - Die Gegenprobe! - Der Gesetzentwurf ist mit den 
Stimmen der SPD, der CDU und der F.D.P. gegen die Stimmen 

des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt: 

Wir kommeri zur Abstimmung Ober den Antrag der Fraktion 

der CDU "Stärkung des Wirtschaftsstandortes Rheinland­
Pfalz" - Drucksache 13/3703 -, da die Beschlussempfehlung · 

des Ausschusses fOr Wirtschaft und Verkehr - Drucksache 

13/5428 - die Ablehnung empfiehlt. Wer diesem Antrag zu~ 

stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen! - Die Ge­

genprobe! -·Damit ist der Antrag mit den Stimmen der SPD, 

der F.D.P. und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stim­

men der CDU abgelehnt. 

Wir komme.n zur Abstimmung· Ober den Entschließungsan­

trag der Fraktion der SPD "Technologietransfer in Rheinland­

Pfalz" - Drucksache 13/4624 -, da die Beschlussempfehlung 
des Ausschusses for Wirtschaft und Verkehr - Drucksache 

13/5429- die unveränderte Annahme empfiehlt. Wer diesem 
Entschließungsantrag zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen!- Die Gegenprob~!- Damit istder Entschlie­

ßungsant!ag mit den Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen 
die Stimmen der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN an­

genomme!'. 

Wir kommen zur Abstimmung Ober den Entschließungsan­
trag der Fraktion der F.D.P. "Mitt.elstand in Rheinland-Pfalz 

stärken" -Drucksache 13/3906-, da die Beschlussempfehlung 

des Ausschusses fOr Wirtschaft und Verkehr - Drucksache 
13/5537- die unveränderte Annahme empfiehlt. Wer diesem 

Entschließungsantrag zustimmen möchte, den bitte ich um 

das Handzeichen! - .Die Gegenprobe! - Stimmenthaltun­
gen?- Damit ist der Entschließungsantrag mit den Stimmen 

der SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen des BÜND­

NIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der CDU angenom­

men. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Fraktion 

der SPD "Entwicklung des Technologie- und Wirtschafts­

standorts Rheinland-Pfalz"- Drucksache 13/3891 -,da di~ Be­

schlussempfehlung des Ausschusses für Wirtschaft und Ver-
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. kehr- Drucksache 13/5550- die unveränderte Annahm_e emp­
fiehlt. Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handz~ichen! - Die Gegenprobe! - Damit ist der An­
trag mit den Stimmen der SPD und der F.D.P gegen die Stim­
men der CDU ·und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenom­

men. 

Meine Damen und Herren, die Fraktionen haben vereinbart, 
den Punkt 11 der Tagesordnung morgen zu beraten. 

Ich rufe nun Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

... tes Landesgesetz zur Änderung des Landesgesetzes zur 

Ausführung des Bundessozialhilfegesetzes 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

-Drucksache 13/5476-
Erste Beratung 

Die Fraktionen haben eine Redezeit von fünf Minuten verein­

bart. 

Zur Begründung erteile ich Herrn Staatsminister Gerster das 

Wort. 

Gerster, Ministerfür Arbeit, Soziales und Gesundheit: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das Landesgesetz 
zur Ausführung des Bundessozialhilfegesetzes, das seit 1963 
mehrfach geändert wurde, hat sich im Vollzug im Wesentli-

etwas entfernt von dieser Verkehrsader dann noch einige 
Ortsgemeinden liegen haben, wo die Ortsgemeinden an der 
Hauptverkehrsstraße in der Regel auch sehr viel stärker vcm 

. Sozialhilfefällen betroffen ware·n, weil dort der Zuzug stär­

ker war, weil dort zum Beispiel auch Einmalzahlungen stär­
,ker geleistet werden mussten, etwa an wohnsitzlose Bewer­
ber und anderes mehr. 

Das Einstimmigkeitsprinzip hat bisher im Wesentlichen die 
Gemeinden geschützt, die in einer Verbandsgemeinde relativ 
wenig von Sozialhilfefällen betroffen sind. Diese haben dann 
in der Regel nicht mitgemacht, wenn der kommunale Anteil 
von den Verbandsgemeinden anstelle der Ortsgemeinden ge-

. tragen werden sollte. 

Künftig wollen wir dies im Einvernehmen mit dem Ge­
meinde- und Städtebund ändern, sodass künftig der Kosten­
anteil von einer Verbandsgemeinc:Je getragen werden kann, 

wenn mehr als die Hälfte der Ortsgemeinden zustimmt, in 

denen mehr als die Hälfte der Bewohnerinnen und Bewohner 
der Verbandsgemeinde wohnen. Dies scheint uns gerecht, 
weil sich damit auch die Mehrzahl der sozialen Wirklichkeit in 

einer solchen Regelung, die dann einvernehmlich alle be­
trifft, widerspiegelt. Also auch dann, wenn einige Ortsge­
meinden, die eigentlich bei der anderen Regelung besserfah­
ren, nicht einverstanden sind, soll es künftig durch Mehrheits­
entscheidung in der eben beschriebenen Weise auf die Ver­
bandsgemeindeübertragen werden können. 

Bei den Umzugsfällen gibt es ein weiteres Problem. Das habe 

• 
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kommunaler Sicht von Bedeutung sind. Schwerpunkt ist die einer Gebietskörperschaft in eine andere umzieht, in der 

Änderung einer Vorschrift, die die Kostenbeteiligung kreis- neuen Gebietskörperschaft Sozialhilfe beantragt, und zwar 
·angehöriger Gemeinden an den Sozialhilfekosten der Land- sehr zeitnah zum Umzug, wird innerhalb einer bestimmten 

kreise regelt. Dies soll künftig auch nach Wunsch der kommu- Frist, nämlich von vier Wochen, die alte Wohngemeinde be-
nalen Spitzenverbände gerechter geregelt werden. 

Worum geht es? Die Gewährung der Sozialhilfe als Hilfe zum 
Lebensunterhalt ist in Rheinland-Pfalz weitgehend auf die 
Verbandsgemeinden übertragen. Nach den bestehenden Re­

gelungen sind die Gemeinden mit einem Anteil von 25 % an 
den Aufwendungen des Landkreises für die Hilfe zum. Le­
bensunterhalt zu beteiligen. Allerdings sind nicht die Ortsge­

meinden in den Entscheidungsprozess über die Hilfe zum Le­
bensunterhalt eingebunden, sondern die Verbandsgemein­
den. Diese können anstelle der Ortsgemeinden den Anteil an 

den Kosten tragen, die Wohngemeinden für'die Antragstel­
ler sind, aber nur dann, wenn alle Ortsgemeinden zustim-

. men. Nur wenn alle Ortsgemeinden in einer Verbandsge­

. meinde einverstanden sind, kann der kommunale Interessen­
anteil an der Hilfe zum Lebensunterhalt für die Ortsgemein­
den von der Verbandsgemeinde getragen werden. 

Meine Damen und Herren, dies hat dazu geführt, dass es bei 

Verbandsgemeinden mit sehr unterschiedlicher Struktur 

nicht zu solchen Beschlüssen kam. Ich denke an Verbandsge­

meinden, die an Hauptverkehrsstraßen liegen, die aber auch 

lastet. 
(Zuruf des Abg. Licht, CDU) 

- Innerhalb eines Monats nach dem Aufenthaltswechsel muss 
der Antrag gestellt werden. 'Die Belastung geht bis zu zwei 

Jahren. Sie haben Recht, aber der Antrag muss einen Monat 

nach dem Umzug gestellt werden. Wenn er ein Vierteljahr 
später gestellt wird, ist dieser Verrechnungsmodus nicht 

mehr möglich. 

Nach der Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts 

Rheinland-Pfalz ist es in diesen Umzugsfällen dem nunmehr 
kostenerstattungspflichtigen Landkreis nicht möglich, die 
kreisangehörige Gemeinde des bisherigen Aufenthalts zur 

Kostenerstattung heranzuziehe'n. Also das Herunterbrechen 
dieser Altfallregelung war nicht möglich bis auf die Ortsebe­
ne. Auch dies soll jetzt geände_rt werden. Im Grunde genom­

men ist das alles nur logisch. Man hätte es schon längst ma. 

chen können, aber wie das so ist, ist bei dem Ausführungsge­

setz möglicherweise auch diese relativ seltene Fallkonstruk­

tion nicht so gründlich beachtet worden, wie wir es jetzt 
durch viele Hinweise beachten konnten. 

• 
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Die Benachteiligung der erstattungspflichtigen Landkreise 
wird also aufgehoben. 

Ein letzter Punkt wird durch diese Novelle geregelt, und zwa; 
eine Verringerung der Regelungsdichte. Wir wollen künftig 

den Kommunen nicht mehr zwingend vorgeben - ich hoffe, 
dass Sie diesem Vorschlag des Ministeriums zustimmen -, ob 

ein Sozialhilfeausschuss gebildet wird oder in anderer Weise 

die sozial erfahrenen Personen beteiligt werden. Wir meinen, 

dass das im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung 
durchaus auch von Fall zu Fall in unterschiedlichen Formen 

auf der kommunalen Ebene entschieden werden kann. 

Ich bitte Sie sehr um eine zOgige Beratung des Gesetzent­
wurfs, der, wie ich finde, alles verbessert und niemanden zu 
Unrecht benachteiligt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

FOr die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Kram er 
das Wort. 

Abg. Kramer,CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Minister Gerster hat den Sachverhalt umfangreich ge­

schildert, sodass ich mich auf wenige Punkte konzentrieren 

kann. 

Herr Minister, Sie haben im Sommer 1999 diesen Entwurf 
vorgelegt. Daher wundern wir uns, dass der Gesetzentwurf 
nicht frOher eingebracht wurde, damit er eventuell hätte am 

1. Januar 2000 in Kraft treten können, um verwaltungsmäßig 
weitere Einsparungen vornehmen zu können, anstatt jetzt 
erst in die Beratung zu gehen. Es sollte noch einmal Oberlegt 
werden, warum das nicht passiert ist. 

Meine Damen und Herren, wir haben Ihre Ausführungen ge­

prüft, wir haben den Gesetzentwurf geprüft. Wir wollen, 
dass das Einstimmigkeitsprinzip, das angesprochen wurde, 
abgeschafft wird. Wir unterstützen dies, zumal auch der 

Gemeinde- und Städtebund, vor allem auch der Landkreistag, 
dies befürwortet haben. Wir sind auch bereit, zur Kenntnis zu 
nehmen, dass die Verteilungsgerechtigkeit der anfallenden 

Kosten verändert werden soll und dass die vorgeschlagene 
Lösung dazu beiträgt, eine bessere Verteilungsgerechtigkeit 
zu erreichen. 

Ferner ist gerade für unsere Gemeinden, für die Verbandsge­
meinden und für die Landkreise entscheidend, dass die Tat­

bestände im Falle der Kostenerstattung reduziert werden sol­
len, dass die Verwaltung vereinfacht werden soll. Daher ist in 

diesem Bereich unsere Zustimmung zu erhalten. Wir werden 
diesen Gesetzentwurf in den weiteren Beratungen positiv be­
gleiten. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Schuler: 

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten 
Dröscher das Wort. 

Abg. Dröscher, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Nachdem das bis­
her so zügig ging, will ich es auch nicht sehr viel länger aus­
dehnen. 

Herr Minister Gerster hat ausführlich das Problem und das Re­
gelungsbedürfnis geschildert und die wichtigsten Änderun­
gen dargestellt. 

Ich will das noch um einige Aspekte persönlicher Erfahrung 
ergänzen. Ich lebe an der Nahtstelle einer kleinen Stadt und 
einer Verbandsgemeinde. Ich habe in den vergangenen Jah­

ren sehr häufig miterlebt, das sogar Druck auf Familien, auf 
Menschen ausgeübt wurde, die Sozialhilfeempfänger waren, 

um sie aus der Finanzierung des kleinen Ortes, des Dorfes 
herauszubekommen. 

Man hat sich abgeschottet. Das könnte sich durch dieses Än­
derungsgesetz erheblich ändern, sodass bei der Flucht in die 

Anonymität einer Stadt, auch wenn sie klein ist, eben nicht 
mehr das Problem auftaucht, dass die Stadt dann auch alle 
Kosten tragen muss, sondern dass - dies war der zweite 
Punkt - die Umzugsregelung eintritt, das heißt, dass der 
Landkreis als derjenige, der die Kostenerstattung durchfüh­
ren muss, auch die ROckforderungsmöglichkeit auf die frühe­

re Wohnsitzgemeinde geltend machen kann. 

Des Weiteren ist es sogar direkt zur Verhinderung der Schaf­

fung von Wohnraum gekommen, indem in kleinen Dörfern 

die Angst bestand, wenn jemand ein Mietshaus baut, haben 
wir demnächst Sozialhilfeempfänger darin wohnen. 

Wir als SPD-Fraktion unterstützen dieses Änderungsgesetz 
ausdrücklich und erhoffen uns davon mehr Gerechtigkeit bei 
der Zusammenarbeit in den Gemeinden und damit auch eine 
leichtere politische Tätigkeit für alle Beteiligten, also auch für 
alle Fraktionen in den Landkreisen. 

Ich möchte noch einen Punkt erwähnen, der möglicherweise 
einige Irritationen hervorruft, nämlich den Wegfall der Rege­

lungen bezOglieh der Verpflichtung, den Sozialhilfeausschuss 
zu bilden. Das Bundessozialhilfegesetz besagt, dass vor dem 



8050 Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiode -106. Sitzung, 29. März 2000 

Erlass von Verwaltungsvorschriften Trager sozialer Belange 
bzw. Experten gehört werden müssen. Das ändert sich nicht 
durch den Wegfall der Verpflichtung, SozialhilfeausschOsse 

zu bilden. Auch in diesem Punkt schließen wir uns der Mei­

nung des Ministeriums an, dass die kommunale Selbstverwal­
tung diese Regelungen entsprechend durchführen kann. 

DieSPD-Fraktion unterstützt also uneingeschränkt die Ände­

rung des Landesgesetzes zur Ausführung des Bundessozialhil­

fegesetzes. Wir hoffen, dass es auch zügig zur Umsetzung 

kommt. 

Danke schön. 

(Beifall der SPD, der CDU 

und der F.D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Bill das Wort. 

Abg. Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Die Aufwandserstattung durch 

Verbandsgemeinden zu erleichtern und es den Landkreisen 

in Fällen des § 107 des Bundessozialhilfegesetzes zu ermögli­

chen, Gemeinden bzw. Verbandsgemeinden an Aufwendun­

gen zu beteiligen, sind die plakativen Ziele des vorliegenden 

Gesetzentwurfs. Ich denke, beide Ziele sind unstrittig. 

Nebenher erledigen sie allerdings auch noch den Abbau be­

stehender Beteiligungsrechte, was nicht explizit in den Zielen 
zu lesen ist. Darauf möchte ich das Augenmerk lenken. 

ln der Begründung steht, dass der Gesetzgeber Anliegen ent­
gegenkommen kann, "dass künftig auf nicht erforderliche 

Vorgaben für die Beteiligung sozial erfahrener Personen 
beim Widerspruchsverfahren verzichtet wirdu. Bei der Über­
prüfung von Standards in Rechtsvorschriften haben sich die 

kommunalen Spitzenverbände auf Anfrage für die Aufhe­

bung des § 19 des Landesgesetzes zur Ausführung des Bun­
dessozialhilfegesetzes ausgesprochen und damit für die Ab­

schaffung der Sozialhilfeausschüsse. Das fordern ebenfalls 

die Sozialhilfeträger. 

Die Position der Organisationen der Sozialhilfeempfangerin­
nen und-empfängerund der sozial erfahrenen Personen da­
gegen fand keinen Eingang in die Begründung. Bisher sind 

die Ortlichen Träger der Sozialhilfe verpflichtet, Sozialaus­

schasse zu bilden. Mit der Aufhebung des§ 19 werden diese 
Ausschasse allein Sache des örtlichen Trägers der Sozialhilfe. 

Zwar wird darauf hingewiesen, dass nach § 114 des Bundes­

sozialhilfegesetzes die örtlichen Träger der Sozialhilfe nach 

wie vor sozial erfahrene Personen anzuhören haben, bevor 

sie allgemeine Verwaltungsvorschriften erlassen. ln welcher 

Form das geschieht, liegt bei den örtlichen Tragern. Einige 

sind in diesem Bereich sicherlich sehr engagiert, anderen aber 
war dieser Ausschuss schon immer lästig, und jetzt könnte er 
ganz legal einfach abgeschafft werden. 

Sozialhilfeausschasse aber sind mehr als sozial erfahrene Per­

sonen, die zu hören sind. Sie sind Fachgremien, und sie kön­

nen Anwaltsfunktion haben und Lobby für diejenigen sein, 

die auf Sozialhilfe angewiesen sind. Diese Anwaltsfunktion 

wird aus meiner Sicht geschwächt, und wer hört schon gern 

auf schwache Stimmen? 

Auch der Landessozialbeirat wird in seinen Kompetenzen aus 

unserer Sicht beschnitten. Immerhin muss das fachlich zustan­

dige Ministerium zurzeit noch mit ihm Einvernehmen herstel­
len, wenn es darum geht, Aufgaben, die dem Oberörtlichen 

Trager obliegen, an örtliche Träger zu delegieren. 

Jetzt soll dieses Einvernehmen durch eine Rechtsverordnung 

ersetzt werden. Als Ausgleich ist vorgesehen, dass der Lan­

dessozialbeirat künftig bei allen Rechtsverordnungen gehört 

wird. Das ist kein guter Ausgleich, kann doch das fachlich zu­

standige Ministerium die Stellungnahme des Landessozialbei­
rats berücksichtigen, kann ihn hören oder auch nicht. Die 

Herstellung des Einvernehmens war schon eine andere Hür­

de. 

Auch die Änderung des bisherigen § 23 verheißt für Beteili­

gungsrechte nichts Gutes. Bisher ist die Landesregierung ver­
pflichtet, durch Rechtsverordnung zu regeln, in welcher Wei­

se sozial erfahrene Personen beteiligt werden sollen, wenn 

ein Bescheid über einen Widerspruch gegen die Ablehnung 
der Sozialhilfe oder gegen die Festsetzung ihrer Art und HO­

he erlassen werden sollte. Künftig soll es im Ermessen des 

fachlich zuständigen Ministeriums liegen, ob eine solche 
Rechtsverordnung erlassen wird, was bedeutet, ob sozial er­

fahrene Personen beim Widerspruchsverfahren Oberhaupt 

beteiligt sind. 

Dass die Sozialausschüsse aufs Spiel gesetzt und die Bedeu­

tung sowie Kompetenzen des Landessozialbeirats einge­
schrankt werden sollen, wie es in diesem Gesetzentwurf vor­

gesehen wird, gibt uns einmal mehr in diesem Bereich Anlass 

zur Sorge. Meine Damen und Herren, Sie pflegen und ent­
wickeln nicht wichtige Beteiligungsrechte weiter, sondern Sie 

bauen sie ab. Meine Damen und Herren, ob die Bürokratie 
auf diese Fachlichkeit dieser Leute verzichten kann, möchte 
ich einmal bezweifeln; denn es bleibt immer wichtig, die Aus­

führung gerade von Gesetzen wie dem Bundessozialhilfege­
setzes, bei dem es um Einzeltalle und Lebenschancen von ein­
zelnen Menschen geht, durch starke Gremien mit zu gestal­

ten und sie nicht allein der Verwaltung zu überlassen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Sehr richtig!} 
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Meine Damen und Herren, über ein Drittel der Empfängerih­
nen und Empfänger von Hilfe zum Lebensunterhalt sind Jun-. 
gen und Mädchen bis 18 Jahre. Auch ihre, wenn auch nicht _ 
sehr starke, Lobby soll mit dem vorliegenden. Gesetz noch 
weiter geschwächt werden. Ich finde, dass sich das kinder­
freundliche Rheinland-Pfalzdas nicht leisten sollte. Vielmehr 

geht es gerade im Sinne dieser Kinder und Jugendlichen da­
rum, die Beteiligung der Betroffenen und Fachleute zu stär­

ken. 

Ich gehe davon aus, dass im Ausschuss dazu noch einmal" eine 
Anhörung stattfinden wird, bei der auch die Betroffenen so­
wie auch die Fachverbände in diesem Bereich angehört wer­

den sollten. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Pa~ I er das Wort. 

Abg. Frau Pahler, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Ziele des vor­
liegenden Gesetzes sind einsichtig und vom Minister klar dar­
gelegt worden. Die Ziele sind: 

1. Die Zuständigkeitsregelungen werden noch sachgerechter. 

2. Bearbeitung, Bewilligung und. Finanzierung aus· einer 
Hand, die diese landesrechtliche. Neuregelung ·nun forciert, 

wird dem vielfältigen Ruf nach vereinfachten Verwaltungs­
abläufen gerecht. 

3. Damit wird gleichzeitig ·eine gerechtere Lastenverteilung 
durch die Aufgabe des Einstimmigkeitsprinzips erreicht. 

4. Eine Verbesserung ergibt sich auch aus der Regelung zur 
:Erstattung in Umzugsfällen. Das ist etwas, was vor Ort beson­
ders begrüßt wird.· 

5. Einem weiteren wichtigen Anliegen der Landkreise wurde 
im neuen § 16- jedenfalls soweit dies dem Landesgesetzge­
ber möglich ist- entsprochen. Es geht dabei um die Beteili­

gung sozial erfahrener Personen im Widerspruchsverfahren. 
Eine Überprüfung ·der Landesverordnung nach ln-Kraft­
Treten des neuen § 16 eröffnet zudem die Chance, die kom­

munale Entscheidungsfreiheit in diesem Bereich noch weiter 
zu stärken. 

Da mit diesem Landesgesetz ·unstrittig Verbesserungen des 
Verwaltungshandeins verbunden sind und diese vor Ort auch 
einhellig begrüßt werden, sollten wir es möglichst schnell 
umsetzen. 

Vielen Dank. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Vizepräsident Schuier: 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Es wird empfohlen, den Gesetzentwurf der Landes­

regierung - Drucksache 13/5476 - an den Sozialpolitischen 
Ausschuss - federführend -, an den Innenausschuss und an 

den Rechtsausschuss zu überweisen.- Das ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am Ende der heuti­
. gen Plenarsitzung. Ich darf mich herzlich bedanken und lade 

Sie zur 107. Plenarsitzung am Donnerstag, 9.30 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Ende der Sitzung: 18.10Uhr. 
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